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Bereit zum Regelverstoß? 

Bericht von der Konferenz 
„Erneuerung durch Streik - 
Erfahrungen mit einer akti¬ 
vierenden und demokrati¬ 
schen Streikkultur“ 
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Hetze gegen 
Flüchtlinge 

Die Diffamierungen von 
Sinti und Roma haben 
in der Bundesrepublik 
Ho chkonj unktur. 
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Knast wartet auf Berlusconi 

Wieder einmal wurde Italiens 
Medienzar zu einer Gefängnis¬ 
strafe verurteilt. Wie oft wird 
er sich der Haftstrafe noch ent¬ 
ziehen können? 
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Auf die eigene Kraft besinnen 

Widerstand gegen neues Verarmungsprogramm Agenda 2020 



A m 14. März jährt sich der Tag 
der Ankündigung der Agen¬ 
da 2010 durch SPD-Kanzler 
Schröder 2003. Sie setzte die Agen¬ 
da von Lissabon um, mit der die EU 
zum „wettbewerbsfähigsten und dy¬ 
namischsten ... Wirtschaftsraum der 
Welt“ werden sollte. Kommunisten, 
Linke, Gewerkschafter und sozial 
Bewegte sprachen davon, dass Schrö¬ 
der und Fischer „amerikanische Ver¬ 
hältnisse“ schaffen wollten, um die 
USA ökonomisch zu überholen. Die 
ideologische Vorarbeit leistete 1999 
das Schröder-Blair-Papier, mit dem 
SPD und Labour sich endgültig vom 
sozialdemokratischen Reformismus 
zugunsten einer offen neoliberalen 
Herrschaftsvariante verabschiedeten. 
Stichwortgeber für den Basta-Kanz¬ 
ler war die Bertelsmann-Stiftung mit 
ihrem „Wirtschaftspolitische Forde¬ 
rungskatalog für die ersten hundert 
Tage der Regierung“ Aus dem „Hoff¬ 
nungsträger“ von 1998 war endgültig 
„der Genosse der Bosse“ geworden. 
Ergebnisse waren u.a. die Hartz-Ge¬ 
setze. Hartz IV wurde zum staatlichen 
Verarmungsprogramm. Sofort verlo¬ 
ren Hunderttausende, zumeist Frauen, 
eigene Ansprüche auf Arbeitslosen¬ 
hilfe und fielen aus der Statistik. Er¬ 
werbslose mussten sich bezüglich ih¬ 
rer privaten Verhältnisse „nackt“ ma¬ 
chen, Erspartes zum Lebensunterhalt 
aufbrauchen und oft weit unter Tarif¬ 
lohn oder für einen Euro die Stunde 
arbeiten. Hartz II öffnete verschärfter 
Ausbeutung durch Zeit- und Leihar¬ 
beit sowie endlosen Befristungen Tür 
und Tor. Wenn jetzt jeder Vierte pre¬ 
kär arbeitet und von seiner Arbeit 
nicht vernünftig leben kann, dann ist 
das das konkrete Gesicht des Niedrig¬ 
lohnsektors, auf den Schröder heute 
noch stolz ist. Und die Kinderarmut 
nahm extrem zu; denn Kinder armer 
Eltern sind nun mal auch arm. 

Die Hartz-Gesetze dienen der Be¬ 
kämpfung der Erwerbslosen, sie sind 
auch der Knüppel, mit dem Beleg¬ 


schaften zu Zugeständnissen gezwun¬ 
gen werden wie längere Arbeitszeiten 
ohne Lohnausgleich oder Verzicht 
auf Urlaubsgeld und Weihnachtsgeld. 
Wenn es angeblich keine andere Al¬ 
ternative zur Arbeitsplatzvernich¬ 
tung gibt, dann schreckt der 365 Tage 
kurze Weg ins staatliche Verarmungs¬ 
programm oft vom Widerstand ab. So 
konnte und kann die deutsche Wirt¬ 
schaft mit einer durch Lohn- und So¬ 
zialdumping geschmierten Exportwal¬ 
ze nicht nur die südlichen EU-Länder 
überrollen und neben ihren Produk¬ 
ten die Arbeitslosigkeit exportieren. 
Es gab große Proteste gegen die Hart- 
zerei, Hunderttausende beteiligten 
sich wochenlang an Montagsdemos. 
Was fehlte, war der entschlossene Wi¬ 
derstand der Gewerkschaften. Vielen 
fehlte trotz eindeutiger Warnungen 
die Einsicht, dass es auch um deren 
Schwächung ging. In Regierungskom¬ 
missionen arbeiten Gewerkschafter 
mit, möglicherweise in dem alten Irr¬ 


glauben, „Schlimmeres“ verhindern zu 
können. Als gäbe es nicht genügend 
Erfahrungen damit, dass das Aufsprin¬ 
gen auf einen in falscher Richtung ra¬ 
senden Zug nichts bewirkt. Ob der mit 
150 k m/h oder 160 km/h aus der Kur¬ 
ve fliegt ist nicht mehr entscheidend. 
Von außen Bremsklötze, Hemmschu¬ 
he, wie die Eisenbahner sagen, auf die 
Gleise zu legen hätte auch hier mehr 
gebracht. Statt dessen wurden die Ge¬ 
werkschaften vielfach als Beteiligte 
abgestempelt, nach dem Motto „mit¬ 
gegangen mitgehangen“. 

Nun fordert der Gazprom-Lobbyist 
eine Agenda 2020, assistiert von hoch- 
bezahlten professoralen Claqueuren. 
Die Rente erst mit 70 wird gefordert. 
Deutlich sichtbar die Spur der Stei¬ 
ne, beide weiter überzeugte Hartzer, 
ob als SPD-Fraktionsvorsitzender 
oder als Kanzlerkandidat. Der von 
der SPD-Führung jetzt an den Tag 
gelegte Eifer, Schönheitsreparaturen 
an den Folgen ihrer Politik der Um¬ 


verteilung von unten nach oben vor¬ 
zunehmen, riecht nach Wahlkampf¬ 
getöse. Dass mittlerweile die Hälfte 
von Wähler- und Mitgliedschaft ging, 
kratzt diese Herren dabei scheinbar 
wenig, die Herren in Konzernen und 
Banken eh nicht. Nicht die trügerische 
Hoffnung, durch die Wahl der SPD et¬ 
was verändern zu können sollte Ge¬ 
werkschafter bewegen. Sich auf die ei¬ 
gene Kraft besinnen, in betrieblichen 
und tariflichen Auseinandersetzungen 
und auf der Straße, tut jetzt Not. Am 
13. April wird wieder UmFAIRteilen 
gefordert werden, am 1. Mai der ge¬ 
setzliche Mindestlohn und Schluss mit 
der Prekarisierung. Und massenhafte 
Proteste gegen eine Agenda 2020, die 
weitere Millionen in die Armut ab¬ 
drängte, die Milliardäre noch (zahl) 
reicher machte und die Gewerkschaf¬ 
ten schwächte, wenn denn dieser Zug 
nicht schon vor der Abfahrt auf Ab¬ 
stellgleis geschoben werden wird. Vol¬ 
ker Metzroth 


Thema der Woche 


Trauer um Hugo Chävez 

Am Nachmittag des 5. März 2013 er¬ 
lag Venezuelas Präsident Hugo Chä¬ 
vez Frias seinem Krebsleiden - der 
schwerste Verlust Lateinamerikas seit 
dem ungeklärten Tod des chilenischen 
Präsidenten Salvador Allende. Der 
multinationale Sender TeleSur (eine 
Initiative Chävez 4 ) übertrug bewegen¬ 
de Szenen und Kommentare aus ganz 
Lateinamerika. Die Farbe Rot über¬ 
all, neben der gelb-blau-roten Triko¬ 
lore Venezuelas auch die Fahnen von 
Kuba, Kolumbien, Bolivien, Brasilien, 
von Ecuador und Argentinien. Tränen 
ja, Verzweiflung nein. Bild und Ton 
vermittelten Entschlossenheit, Soli¬ 
darität und Zuversicht. „Wir alle sind 
Chävez“ skandierten die Menschen in 
einem unübersehbaren Meer von Rot 
auf den Avenidas und Plätzen von Ca¬ 
racas. 

Seiten 12 und 13 



Kein Ostermarsch 
ohne die UZ! 

Die UZ vom 28. März.2013 darf 
auf keiner Osteraktion der Frie¬ 
densbewegung fehlen. Damit 
möglichst viele Exemplare der 
UZ verteilt oder verkauft wer¬ 
den können, bieten wir die Zei¬ 
tung zu besonders günstigen 
Bezugspreisen an. Nutzt bitte 
dieses Angebot, um die UZ be¬ 
kannter zu machen und viele 
neue Leserinnen für unsere Wo¬ 
chenzeitung zu gewinnen! 

Preisbeispiele: 

10 UZ 10 Euro 

20 UZ 20 Euro 

50 UZ 25 Euro 

100 UZ 30 Euro 

150 UZ 35 Euro 


Alle Preise inklusive Versandkos¬ 
ten! Auch andere Liefermengen 
möglich. Bestellungen bitte bis 
spätestens Montag, 25. März, an 
Gustl Ballin, ballin@odn.de. 
Weitere Informationen zu den 
Ostermärschen finden Sie in 
dieser UZ auf der Seite 15 


Zwei Jahre nach dem GAU ... 


tive Ministerpräsident Shinzo 
Abe vor einigen Tagen, Japan 
werde die derzeit herunter¬ 
gefahrenen Atomkraftwerke 
im Lande wieder in Betrieb 
nehmen, sobald ihre Sicher¬ 
heit bestätigt sei. Japan kehrt 
zur alten Atompolitik zurück. 
Als gebe es die gravierende 
radioaktive Verseuchung der 
Umwelt nicht. 

Die sozialen Folgen der Ka¬ 
tastrophe (vor zwei Jahren 
verursachten ein Erdbeben 
und ein dadurch ausgelöster 
Tsunami verheerende Ver¬ 
wüstungen an der japani¬ 
schen Ostküste; dabei kam 
es im Atomkraftwerk Fu- 
kushima Daiichi zu Kern¬ 
schmelzen) sind wenig be¬ 
kannt, die gesundheitlichen 
für die Bevölkerung jedoch 



von 47 japanischen Präfekturen die¬ 
ser dicht besiedelten Inseln, über die 
rund 20 Prozent der in die Atmosphä¬ 
re freigesetzten Radionuklide nieder¬ 
ging (ca. 80 Prozent der atmosphäri¬ 
schen Freisetzungen kontaminierten 
das Meer). Anders als bei Erwachse¬ 
nen sind derartige Schilddrüsenverän¬ 
derungen bei Kindern „als Krebsvor¬ 
stufen“ anzusehen. Die Ärzteorgani¬ 
sation IPPNW hielt es für erforderlich, 
der Weltöffentlichkeit zumindest auf 
der Grundlage der bislang verfügba¬ 
ren Daten näherungsweise das tat¬ 
sächliche Ausmaß dieser Nuklearka¬ 
tastrophe vor Augen zu führen. Die 
IPPNW-Autoren Henrik Paulitz, Dr. 
Winfrid Eisenberg und Reinhold Thiel 
kommen in drei alternativen Abschät¬ 
zungen auf rund 20 000 bis 40 000 
Krebserkrankungen aufgrund der 
„äußeren Strahlungsbelastung“ in Ja¬ 
pan. Nach neueren wissenschaftlichen 
Erkenntnissen muss man allerdings 
von einem doppelt so hohen Risiko 
und somit von bis zu 80.000 Krebs¬ 
erkrankungen aufgrund der externen 
Strahlenbelastung ausgehen. 

(Vgl. www.ippnw.de/) 


weitreichender als bislang durch of¬ 
fizielle Stellen in Japan zugegeben. 
Ein kürzlich veröffentlichter Report 
des IPPNW (Internationale Ärzte für 


die Verhütung des Atomkrieges, Ärz¬ 
te in sozialer Verantwortung e.V.) ver¬ 
weist auf gravierende gesundheitliche 
Folgen und steht damit im deutlichen 


Am 2. Jahrestag der Katastrophe von 
Fukushima demonstrierten nicht nur 


in Japan Zehntausende für einen so¬ 
fortigen Atomausstieg. Dort erklärte 
jedoch der seit Dezember 
amtierende rechtskonserva¬ 


Widerspruch zu dem von der Welt¬ 
gesundheitsorganisation WHO am 
28. Februar vorgelegten Fukushima- 
Report „Health risk assessment“. 

Festgestellt wird im IPPNW- 
Report ein für ganz Japan 
signifikanter Rückgang der 
Geburten genau neun Mo¬ 
nate nach Fukushima. Eine 
erhöhte Säuglingssterblich¬ 
keit u.a. „exakt“ neun Mo¬ 
nate nach Beginn der Ka¬ 
tastrophe ist ein weiteres 
Anzeichen dafür, wie sehr 
Japan insgesamt - und eben 
keineswegs nur die Präfek¬ 
tur Fukushima - betroffen 
ist. Besonders erschreckend 
sind die jüngsten Zah¬ 
len über Schilddrüsenzys¬ 
ten und -knoten bei mehr 
als 55 000 Kindern allein 
in der Präfektur Fukushi¬ 
ma - und diese ist nur eine 


... in Fukushima: wegen 
erhöhter Strahlungswerte 
gesperrter Weg in Kashiwa 
2012. 
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Castkolumne von Manfred Dietenberger 

Die Tagelöhner der 
Moderne 


In diesem unserem Lande sind 
Niedriglohn und prekäre Beschäf¬ 
tigung weiter auf dem Vormarsch. 
Laut einer NGG-Umfrage unter 
Betriebsräten gibt es in der Ernäh¬ 
rungsindustrie mit acht Prozent 
der Beschäftigten inzwischen mehr 
Werkvertragsarbeitnehmer als Leih¬ 
arbeiter (fünf Prozent). In immer 
mehr Betrieben werden Werkver¬ 
träge „ganz legal“ dazu genutzt, um 
den von den Gewerkschaften einst 
hart erstrittenen sozialen Schutz der 
Beschäftigten zu unterlaufen. Ob in 
der Ernährungsindustrie, dem Bau¬ 
gewerbe, der Metallindustrie - über¬ 
all steigt die Zahl der Arbeiterinnen, 
die rechtlich nicht zur Stammbeleg¬ 
schaft zählen, sondern per Werkver¬ 
trag bei einer Drittfirma beschäftigt 
sind. 

Um die Einführung des Mindest¬ 
lohnes für Leiharbeiter im Mai 2011 
(7,01 Euro in den fünf ostdeutschen 
Bundesländern und Berlin, 7,89 Euro 
in den alten Bundesländern) zu un¬ 
terlaufen, geben immer mehr Un¬ 
ternehmen die Arbeit an sogenann¬ 
te „Dienstleistungs“-Firmen ab und 
beschäftigen so Arbeitskräfte, ohne 
auf Mindestlöhne und Tarifverträge 
und Betriebsverfassungsgesetz und 
Betriebsvereinbarungen Rücksicht 
nehmen zu müssen. Besonders den 
Betrieben der Ernährungsindustrie, 
dem viertgrößten Industriezweig 
in Deutschland, werden betriebli¬ 
che Prozesse und Aufgaben zuneh¬ 
mend „ausgelagert“. „Beschäftigte 
mit Werkverträgen sind die Tagelöh¬ 
ner der Moderne. Das ist die soziale 
Seite der Lebensmittelskandale und 
der notwendigen gesellschaftlichen 
Debatte um den Wert von Lebens¬ 
mitteln“, so Claus-Harald Güster, 
stellvertretender Vorsitzender der 
NGG, bei der Vorstellung des neu¬ 
esten NGG-Schwarzbuches „Wenig 
Rechte. Wenig Lohn. Wie Unter¬ 
nehmen Werkverträge (aus)nutzen“ 
(kostenlos online unter www.ngg.net/ 
werkvertrag-missbrauch abrufbar) in 
Berlin. 

Seit der Missbrauch von Leiharbeit 
begrenzt werden konnte, haben die 
Arbeitgeber mit den Werkverträgen 
ein neues Modell der Ausbeutung 
gefunden. Die Arbeitgeber können 
praktisch machen, was sie wollen. 
Auf Schlachthöfen stellen Beschäf¬ 
tigte mit Werkverträgen bis zu 90 
Prozent der Belegschaften. Inzwi¬ 
schen sind Werkverträge in der ge¬ 
samten Ernährungswirtschaft auf 
dem Vormarsch, vor allem in der 
Getränkeindustrie, der Milchwirt¬ 
schaft sowie der Brot- und Backwa¬ 
renindustrie, auch vor der Süßwaren¬ 
industrie machen sie nicht halt. Eine 
Statistik mit den Zahlen über die ge¬ 
naue Zahl der Werkverträgler gibt 
es nicht, denn sie werden betriebs¬ 
rechtlich nicht über das Personalbüro 



sondern über den Einkauf geordert 
und dann - zynisch - als Sachkosten 
verbucht. Werkverträge sind bislang 
nicht meldepflichtig und die Bundes¬ 
regierung weigert sich bisher, Daten 
über die Verbreitung von Werkver¬ 
trägen zu erheben. 

Das noch relativ neue Modell setzt 
sich mehr und mehr durch, Werkver¬ 
träge nehmen zu - Leiharbeit nimmt 
ab. Inzwischen sind 57 % der Nicht- 
Stammbelegschaft als Werkverträg¬ 
ler beschäftigt, das ist ein Anstieg um 
10 Prozent seit 2010. Der Anteil der 
Leiharbeiter ist gleichzeitig um 10 
Prozent gesunken. Der Grund: Werk¬ 
verträgler sind noch billiger, bzw. ihr 
Stundenlohn ist noch geringer als der 
von Leiharbeitern. Im Durchschnitt 
verdienen Leiharbeiter 5 Euro weni¬ 
ger die Stunde als die Stammbeleg¬ 
schaft. Werkvertragsarbeitnehmer 
verdienen fast 6 Euro weniger. „Die 
Industrie erziele durch dieses Lohn¬ 
system einen hohen Umsatz. So sei 
deutsches Billigfleisch als Export¬ 
schlager in die EU nur mit deutschen 
Billiglöhnen möglich, weil deutsche 
Fleischunternehmen mit Dumping¬ 
löhnen und Werkverträgen Wettbe¬ 
werbsvorteile erzielen“, so Güster. 
Und ebenso kriminell: Betriebsräte 
haben kaum Einfluss auf den „Um¬ 
gang“ mit Werkverträglern: Fast 60 
Prozent der Betriebsräte haben kei¬ 
ne Einsicht in den Vertrag zwischen 
Unternehmer und den Werkvertrags¬ 
unternehmen. 

Nach Ansicht der NGG wäre die 
Einführung eines allgemeinen ge¬ 
setzlichen Mindestlohns von 8,50 
Euro pro Stunde, wie ihn der Bun¬ 
desrat letzte Woche beschlossen hat, 
ein wirksamer Schritt, weil er auch 
für Werkverträge gelten würde. „Die 
Schlupflöcher können auch geschlos¬ 
sen werden, wenn die Rechte der Be¬ 
triebsräte gestärkt werden“, so Güster. 
Werkverträgler sind das vorläufige 
Endprodukt einer Entwicklung, die 
vor etwa zwei Jahrzehnten mit der 
„Liberalisierung des Arbeitsrechtes“ 
eingesetzt hat. Durch die Agenda 
2010 und die Einführung von Hartz 
IV von SPD und Grünen brandbe¬ 
schleunigt, ist Deutschland derweilen 
zum Spitzenreiter bei Niedriglöhnen 
in ganz Europa geworden. 


13. März 2013 - Europäischer Aktionstag 

Gemeinsam gegen die Krise! Jetzt aktiv werden! 

Die Sparvorgaben der europäischen Regierungen haben ihr Ziel verfehlt. Sie trei¬ 
ben die Wirtschaft in die Rezession und drängen die schwächsten Mitglieder der 
Gesellschaft unter die Armutsgrenze. Vor diesem Hintergrund ruft der Europäische 
Gewerkschaftsbund im Vorfeld des für den 14. und 15. März 2013 geplanten EU-Gip- 
fels zu zwei Aktionstagen am 13. und 14. März auf. Im Mittelpunkt dieser Aktionen 
werden Europas Jugendliche stehen. Sie leiden am schwersten unter der Krise und 
den Sparmaßnahmen der Euro-Staaten. Europas Jugendliche sind stärker als andere 
Altersgruppen von Arbeitslosigkeit betroffen. Im Dezember 2012 hatten in der EU 
mehr als 5,7 Millionen Menschen unter 25 Jahren keinen Arbeitsplatz. 

Das Mannheimer „Aktionsbündnis 13. März“ ruft aus diesem Anlass zu Solidaritäts¬ 
aktionen auf. In dem Aufruf heißt es: 

Widerstand von unten gegen Verarmungspolitik von oben! 

Mittels der „EU-Agenda 2020“, des „Fiskalpakts“ und des „Europäischen Stabili¬ 
tätsmechanismus“ ESM wird unter dem Vorwand der „Staatsschuldenkrise“ ein 
Programm zur Sanierung der Gewinne der Banken und Konzerne durchgesetzt. Es 
bedeutet noch mehr Arbeitslosigkeit, Armut und Entrechtung für die große Mehr¬ 
heit der Bevölkerungen. Was heute in Südeuropa geschieht, wird auch auf uns 
zurückfallen. Unsere Solidarität mit den betroffenen Menschen dort ist gefragt. 
Deshalb: Beteiligt Euch am Europäischen Aktionstag! 

Solidarität mit den Protesten in Südeuropa! 

Schluss mit den Spardiktaten! 

Die Verantwortlichen der Krise müssen zahlen! 

Solidaritätsaktion am Mittwoch, 13. März 2013,17.00 Uhr, Paradeplatz, Mannheim 


Handelsriesen planen Angriff 
auf Manteltarifvertrag 

Einzelhandel NRW: ver.di fordert 6,5 Prozent 


F ür rund 450 000 Beschäftigte im 
nordrhein-westfälischen Ein¬ 
zelhandel fordert die vereinigte 
Dienstleistungsgewerkschaft ver.di 6,5 
Prozent mehr Lohn und Gehalt. Durch 
die Ausweitung der prekären Beschäf¬ 
tigung kommen noch einmal 250 000 
„Minijobber“ hinzu. 

Für die unteren Gehaltsgruppen wird 
zudem ein Festbetrag in Höhe von 140 
Euro gefordert. Auszubildenden sollen 
ebenfalls 140 Euro mehr bekommen. 
Die Laufzeit will die Gewerkschaft 
auf 12 Monate begrenzen. Des Wei¬ 
teren fordert die Tarifkommission die 
unveränderte Wiedereinsetzung des 
Manteltarifvertrages zum 1. Mai 2013. 
Das hat die große Tarifkommission 
am 7. März in Düsseldorf beschlossen. 
Gehalts- und Lohntarifverträge wur¬ 
den von Seiten der Gewerkschaft zum 
30. April gekündigt. 

„Insgesamt ist die wirtschaftliche 
Entwicklung des Einzelhandels aus¬ 
gesprochen gut“, erklärte ver.di-Ver¬ 


handlungsführerin Silke Zimmer. „An¬ 
gesichts steigender Preise und zuneh¬ 
menden Leistungsdrucks im Handel 
ist es an der Zeit, die Beschäftigten an 
der positiven Entwicklung der Bran¬ 
che teilhaben zu lassen“, so die Ge¬ 
werkschafterin. 



Zimmer wies darauf hin, dass es „dies¬ 
mal keine normale Tarifrunde“ sei. Die 
Arbeitgeber hätten im Januar in einer 
koordinierten Aktion bundesweit au¬ 
ßer in Hamburg die Manteltarifver¬ 
träge gekündigt. „Damit werden alle 
wichtigen Schutz- und Zuschlagsre¬ 


gelungen wie Spätöffnungszuschläge, 
Mehrarbeit, Überstunden, Freistellun¬ 
gen und Urlaub zur Disposition ge¬ 
stellt. Das ist ein klarer Angriff auf die 
tariflichen Errungenschaften der Be¬ 
schäftigten, die ver.di nicht hinnehmen 
wird“, erklärte die Verhandlungsführe¬ 
rin der Gewerkschaft. 

Den Einzelhandelsriesen Rewe, Kauf¬ 
hof und Karstadt geht es um eine 
grundlegende Veränderung der Ein¬ 
gruppierungen. Mit der Kündigung der 
Manteltarife wollen die Unternehmer 
Druck auf eine Veränderung der Ge¬ 
haltstarife ausüben. Damit die Löhne 
auf breiter Ebene im Einzelhandel bil¬ 
lig bleiben, soll eine persönliche oder 
erlernte Qualifikation zukünftig kei¬ 
ne Rolle mehr spielen. Durchsetzen 
wollen die Handelskonzerne dabei 
ein neues Entgeltsystem. Über soge¬ 
nannte „anforderungsbezogene Ein¬ 
gruppierungen“ soll Arbeit im Handel 
noch prekärer und das Personal mehr 
ausgebeutet werden. Herbert Schedlbauer 


Trau einem Unternehmer... 


Kündigung des Manteltarifvertrages für den hessischen Einzelhandel 


... nur so weit, wie du Elefanten werfen 
kannst“, so sagt die von Erfahrung ge¬ 
prägte Erkenntnis vieler Betriebsräte 
und Beschäftigten. Denn sie mussten 
schon häufig erleben und müssen im¬ 
mer wieder feststellen, wie das von 
der Geschäftsführung noch gestern als 
„wahr“ Verkaufte schon heute von den 
gleichen Personen als „so nicht Gesag¬ 
tes“, „wohl falsch Verstandenes“, aber 
„auf jeden Fall längst Überholtes“ dar¬ 
gestellt wird. Vorsicht ist also geboten, 
wenn so manche Unternehmen jetzt 
erklären, auch nach der Kündigung 
des Manteltarifvertrages durch den 
Landesverband des Hessischen Einzel¬ 
handels (EHV) vom 24. Januar 2013 
bliebe alles beim Alten. 

Das soll die Beschäftigten beruhigen, 
ihr berechtigtes Misstrauen gegen die 
Ziele der Unternehmer „einschläfern“, 
um sie dadurch einfacher wie „Läm¬ 
mer“ zur „Schlachtbank“ führen zu 
können. Offenbar glauben die leiten¬ 
den Herren der Konzerne selbst nicht 
so recht daran, dass ihre „Argumente“ 
für die Kündigung des Manteltarifver¬ 
trages von allen ernst genommen wer¬ 
den. Dieser sei „im höchsten Maße 
überarbeitungsbedürftig“ und müsse 
„dringend modernisiert werden“, um 
dadurch „die Tarifbindung nachhal¬ 
tig zu stärken“, meinte Ulrich Köster 
(Metro), der tarifpolitische Vorsitzen¬ 
de des Handelsverbandes Deutschland 
(HDE) in der „Lebensmittel Zeitung“ 
vom 1. Februar 2013. 
Selbstverständlich wollen die Arbeitge¬ 
ber keine „Überarbeitung“ des Mantel¬ 
tarifvertrages zum Besseren (Verkür¬ 
zung der Arbeitszeit, Erhöhung von 
Zuschlägen, Verlängerung von Urlaub, 
Erweiterung des Kündigungsschutzes, 
Vereinbarung von Familie und Beruf 
durch eindeutige Arbeitszeitgarantien 
z.B. für Alleinerziehende usw.). Wenn 
Unternehmerverbände die Tarifverträ¬ 
ge zu „modernisieren“ vorgeben, dann 
kommt dabei für die Beschäftigten 
immer Schlechteres heraus: beispiels¬ 
weise verlängerte Arbeitszeiten, weil 
die 37,5-Stunden-Woche nicht mehr 
„zeitgemäß“ sei; eine weitere Flexibi¬ 
lisierung der Arbeitszeit, um mit glei¬ 
chem oder weniger Personal noch län¬ 
gere Ladenöffnungszeiten abdecken zu 
können; die Beseitigung von Zuschlä¬ 
gen für Spätöffnungsarbeit, da bei „all¬ 
gemeiner“ Öffnung der Geschäfte bis 
24 Uhr angeblich solche Arbeit heute 
zu „normalen“ Zeiten stattfinde. Erst 
„überschlagen“ sich bundesweit alle 
regionalen Unternehmerverbände des 
Einzelhandels (ausgenommen in Ham¬ 
burg!), ihrem HDE bei der Kündigung 
der Manteltarifverträge zu folgen, dann 
bekommen die Geschäftsführungen ei¬ 
niger Konzerne „kalte Füße“, weil sie 


sehen, dass die Beschäftigten sich zu¬ 
sammen mit ihrer ver.di auf einen här¬ 
teren Widerstand vorbereiten - und 
schon flattert die „Beruhigungspille“ 
an die Schwarzen Bretter der einzelnen 
Filialen: „Bei Rewe gelten alle bisheri¬ 
gen tariflichen Regelungen unverändert 
fort“. Und Real (Metro) verkündet flugs 
das gleiche Märchen. 

So lautet auch die Botschaft bei Kauf¬ 
land (Lidl), dass das Unternehmen „für 
alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
die jeweils geltenden Mantel- sowie 



Lohn- und Gehaltstarifverträge des 
Einzelhandels, unabhängig von einer 
Mitgliedschaft in der Gewerkschaft 
ver.di anwendet“. Demgegenüber hat 
doch ver.di in Hessen erklärt: Wer sich 
die „Nachwirkung“ der Manteltarifver¬ 
träge sichern will, muss spätestens zum 
Kündigungszeitpunkt, dem 30. April 
2013, ver.di-Mitglied sein, sonst geht 
der Rechtsanspruch darauf verloren. 
Wer sagt denn nun die Wahrheit: Rewe, 
Real und Kaufland - oder ver.di? 
Natürlich kann jeder tarifgebundene 
Arbeitgeber des EHV/HDE für sein 
Unternehmen entscheiden, allen dort 
Beschäftigten die Leistungen und 
Rechte des Manteltarifvertrages zu ge¬ 
währen. Er kann, aber er muss nicht. 
Denn er weiß genau, dass nur ver.di- 
Mitglieder darauf einen Rechtsan¬ 
spruch haben. Aber warum soll er Un¬ 
terschiede machen? Wer schlechter be¬ 
handelt würde, könnte das allein durch 
einen Beitritt zur ver.di ändern. So ist 
es vor der Kündigung des Manteltarif¬ 
vertrages gewesen. Seit dem 24. Januar 
2013 gibt es in dieser Beziehung eine 
„neue“ Zeitrechnung: Der Manteltarif¬ 
vertrag ist zum 30. April gekündigt, so 
dass er ab dem 1. Mai 2013 nicht mehr 
gilt - ausgenommen für ver.di-Mitglie- 
der, denen gesetzlich die so genannte 
„Nachwirkung“ bis zum Abschluss ei¬ 
nes neuen Tarifvertrages garantiert 
wird. 


Mag also sein, dass in manchen Unter¬ 
nehmen auch künftig die Tarifverträge 
„unabhängig von einer Mitgliedschaft 
in der Gewerkschaft ver.di“ angewen¬ 
det werden. Die Arbeitgeber wissen 
auch weiterhin, dass sie das nicht müs¬ 
sen. Aber vielleicht wollen sie die Be¬ 
legschaften nicht unnötig „aufregen“ 
oder zu Aktionen „antreiben“; denn 
das könnte die Geschäfte beeinträch¬ 
tigen. Doch sicher kann niemand sein, 
dass die Arbeitgeber ihre Verspre¬ 
chen auch tatsächlich einhalten. Wie 
oft haben sie solche bisher gebrochen 
oder später davon nichts mehr wissen 
wollen? Doch erst einmal wollen sie 
Ruhe im eigenen „Laden“ bewahren, 
und dazu ist ihnen bekanntlich jedes 
Mittel recht. 

Was aber geschieht, wenn die Ver¬ 
handlungen über den Manteltarifver¬ 
trag sich Monate oder gar Jahre hinzie¬ 
hen? Bleiben die Unternehmer dann 
immer noch so „cool“ und „gerecht“ 
und behandeln alle Beschäftigten ohne 
Unterschiede gleich? Wie reagieren 
die „Coolen“, wenn die Konkurrenz 
hier und dort anfängt, den nicht ge¬ 
werkschaftlich Organisierten die wö¬ 
chentliche Arbeitszeit auf 40 Stunden 
zu erhöhen, die Spätöffnungs- und 
Mehrarbeitszuschläge zu streichen, 
die Nachtarbeitszuschläge nach 20 Uhr 
zu verringern und den Urlaub auf die 
gesetzlichen 4 Wochen zu schmälern? 
Wird dann nicht unter dem „Druck des 
Wettbewerbs“ über kurz oder lang in 
der gesamten Branche den Unorgani¬ 
sierten das „Fell über die Ohren“ ge¬ 
zogen? 

Warum auch nicht, werden dann die 
„gerechten“ Unternehmen sagen; ih¬ 
nen kann ja nicht das passieren, was 
vor dem 30. April 2013 möglich war: 
Denn mit dem Beitritt zu ver.di kön¬ 
nen sich die Unorganisierten nach dem 
1. Mai 2013 (vorerst) keine tariflichen 
Leistungen und Rechte mehr automa¬ 
tisch sichern. Diese „Fluchttür“ aus 
der Rechtlosigkeit ist ihnen versperrt, 
bis ein neuer Manteltarifvertrag abge¬ 
schlossen worden ist. Angesichts die¬ 
ser möglichen und wahrscheinlichen 
Perspektive sollten sich alle Beschäf¬ 
tigten reiflich überlegen, ob sie dem 
billigen Geschwätz ihrer Geschäftsfüh¬ 
rung glauben, alles bliebe auch künftig 
„beim Alten“, oder ob sie auf die eigene 
Erfahrung und die organisierte Kraft 
ihrer Gewerkschaft ver.di vertrauen. 
Selbst Letzteres wird immer noch viel 
Kraft kosten und abverlangen, den 
Manteltarifvertrag ungeschmälert zu 
verteidigen. Aber gemeinsam ist ein 
solches Ziel erreichbar, weil die Un¬ 
ternehmer selbst wissen, wie weit die 
Beschäftigten ihnen und ihrem Gerede 
trauen können. Horst Gobrecht 
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Bereitschaft zum Regelverstoß? 

Bericht von der Konferenz „Erneuerung durch Streik“ 


N icht zufällig in Stuttgart fand 
vom 1. bis 3. März eine bundes¬ 
weite Konferenz mit dem Titel 
„Erneuerung durch Streik - Erfahrun¬ 
gen mit einer aktivierenden und de¬ 
mokratischen Streikkultur“ statt. Ver¬ 
anstalter waren der ver.di-Bezirk Stutt¬ 
gart und die Rosa-Luxemburg-Stiftung. 
„Gut, dass es noch solche Gewerk¬ 
schaftshäuser gibt!“ Zwischen Erleich¬ 
terung und Erstaunen angesichts des 
altehrwürdigen Saales im Stuttgarter 
Gewerkschaftshaus lagen die Reak¬ 
tionen auf den großen Zuspruch zur 
Konferenz. Über 500 Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer nutzten die knapp drei 
Tage, um sich, ihre Erfahrungen und 
Sichtweisen einzubringen. Durchweg 
engagierte Gewerkschafter/innen, Un- 
terstützer/innen und Wissenschaftler/ 
innen konnten dazu eine schier un¬ 
glaubliche Menge einbringen: es war 
höchste Zeit für diesen kollektiven 
Austausch. 

Die Eröffnungsveranstaltung am Frei¬ 
tagabend öffnete den Horizont für die 
internationale Perspektive und die 
Zusammenhänge von Krise und Ge¬ 
genwehr. Unter dem Motto „Neue 
Dimensionen der Proteste gegen die 
Kürzungspolitik“ leitete Florian Wilde 
(Mitherausgeber „Poltische Streiks im 
Europa der Krise“) eine Podiumsdis¬ 
kussion mit Nuria Montoya (General¬ 
sekretärin der CC.OO in Barcelona), 
Sean Vernell (Vorstandsmitglied der 
UCU - einer Lehrergewerkschaft im 
United Kingdom) sowie Günter Busch 
(stellvertretender Landesbezirksleiter 
ver.di Baden-Württemberg). Vernell 
hatte bereits am Nachmittag auf einer 
Kundgebung der streikenden Länder¬ 
beschäftigten gesprochen. Wilde sieht 
einen Anstieg politischer Streiks in Eu¬ 
ropa, auch wenn Busch die Situation 


in deutschen Betrieben als „abwartend 
resignativ“ beschrieb. Montoya und die 
spanischen Gewerkschaften haben uns 
da sicher einiges voraus. Sie als auch 
Vernell betonten die Notwendigkeit 
der Unterstützung aus den Wohnge¬ 
bieten, den Institutionen und Perso¬ 
nen der „Community“. 

Der zweite und dritte Konferenztag 


war dann geprägt von verschiede¬ 
nen Arbeitsgruppen. Erfreulich, dass 
Frank Deppe bereit war, eine zusätz¬ 
liche Arbeitsgruppe anzubieten, um 
den großen Andrang bewältigen zu 
helfen. Daneben gab es acht weitere 
Arbeitsgruppen zu den Themen „Täg¬ 
liche Streikversammlungen, Streikde¬ 
legiertentreffen, Aktivistlnnenkomi- 
tes: Wie funktionieren demokratische 
Streikformen?“; „Mehr als ein Job - 
Der Beruf als Impuls und Erschwer¬ 
nis in Streiks“; „Wie gewinnen wir? 
Streikstrategien entwickeln, Konflik¬ 
te zuspitzen, die eigene Macht nut¬ 
zen“; „Solidarität, öffentlicher Druck, 
Zusammenarbeit mit Bündnispart¬ 


nern - Streiks mit Hilfe von außen 
gewinnen“; „Kämpfe gegen Betriebs¬ 
schließungen: WemTs plötzlich um Al¬ 
les geht“; „Streiks auf der politischen 
Ebene gewinnen - Streikforderungen 
politisieren“; „Leiharbeit, Befristung, 
Teilzeit. Kämpfe unter prekären Be¬ 
dingungen“; „Rechte und wie wir sie 
uns nehmen. Streikrecht und politi¬ 


scher Streik als Kräfteverhältnis“. 
Auch die Podien in diesen Arbeits¬ 
gruppen waren durchweg hochkarätig 
durch Vertreter/innen aus Theorie und 
Praxis besetzt. Ein einleitendes Refe¬ 
rat von Bernd Riexinger (ehemaliger 
Geschäftsführer ver.di Stuttgart und 
Vorsitzender der Partei „Die Linke“) 
gab den verbindenden Rahmen vor: 
Eine Demokratisierung von Streiks 
ist Grundvoraussetzung für eine Re¬ 
vitalisierung der Gewerkschaftsarbeit. 
„Gefühlte 300 Streikversammlungen“ 
hat Riexinger im Stuttgarter Gewerk¬ 
schaftshaus erlebt und daraus Erfah¬ 
rungen und Optimismus gewonnen. 
Sein kompletter Redebeitrag ist in 


Bild und Ton auf den Internetseiten 
der Rosa-Luxemburg-Stiftung nach¬ 
zuvollziehen. 

Rechtzeitig zur Konferenz ist übri¬ 
gens eine Untersuchung der Gewerk¬ 
schaftsarbeit des ver.di-Bezirks Stutt¬ 
gart am Beispiel von Arbeitskämp¬ 
fen im öffentlichen Dienst erschienen 
(Catharina Schmalstieg, Partizipative 
Arbeitskämpfe, neue Streikformen, 
höhere Streikfähigkeit?). Allen, die 
nicht an der Konferenz teilnehmen 
konnten, sei die Lektüre dringend 
empfohlen. Aus eigener Erfahrung ist 
Schmalstieg unbedingt zuzustimmen: 
„Als Markstein gewerkschaftlicher 
Erneuerung können die Auseinander¬ 
setzungen um Arbeitszeitverlängerung 
und Stellenabbau im Jahr 2006 gelten.“ 
Die Streiks im Reinigungsgewerbe, im 
Sozial- und Erziehungsdienst bis hin 
zur aktuellen Auseinandersetzung bei 
Neupack knüpfen dort an. Allen ge¬ 
meinsam ist, dass der „Grad der Be¬ 
teiligung wächst in dem Maße, wie die 
Beteiligten das Geschehen verändern 
können.“ (Schmalstieg) Dass ein Vor¬ 
ankommen in diesen Auseinanderset¬ 
zungen zwingend verbunden ist mit 
Regelüberschreitungen und Norm¬ 
verletzungen (auch gegenüber dem ge¬ 
werkschaftlichen „Apparat“) ist eine 
weitere verbindende Erkenntnis, die 
sicher noch nicht zum Allgemeingut 
geworden ist. 

Die Konferenz stieß - bei allem Positi¬ 
ven - aber auch immer wieder an „ob¬ 
jektive“ Grenzen. Folgerichtig, dass es 
weitere zentrale Konferenzen geben 
wird. Vor Ort wurde sich außerdem 
in Regionen, Branchen und Berufen 
vernetzt, so dass der „Virus“ gewerk¬ 
schaftlicher Erneuerung wohl erfolg¬ 
reich auf den Weg gebracht ist. 

Wilhelm Koppelmann 


Tarifabschluss 
Öffentlicher Dienst 

ver.di und die Tarifgemeinschaft deut¬ 
scher Länder haben in der dritten Ver¬ 
handlungsrunde am 8. März ein Tari¬ 
fergebnis erreicht. Die Gehälter der 
rund 800 000 Beschäftigten der Länder 
(außer Hessen) erhalten danach rück¬ 
wirkend ab 1. Januar dieses Jahres 2,65 
Prozent mehr Gehalt und weitere 2,95 
Prozent ab 1. Januar 2014. Die Auszubil¬ 
denden bekommen ab Januar 2013 mo¬ 
natlich 50 Euro mehr und weitere 2,95 
Prozent ab Januar 2014. Für sie wur¬ 
de außerdem eine Übernahmegaran¬ 
tie durchgesetzt, wie sie auch bei Bund 
und Kommunen gilt. Für alle Länder¬ 
beschäftigten wurden 30 Tage Urlaub 
vereinbart. 

„Damit halten sie Anschluss an die Ge¬ 
haltsentwicklung der übrigen Berei¬ 
che im öffentlichen Dienst und in der 
Gesamtwirtschaft“, erklärte der ver. 
di-Vor sitzende Frank Bsirske. Als ech¬ 
ten Erfolg wertete er die Vereinbarung 
über sechs Wochen Urlaub für alle und 
die Übernahmegarantie. Auszubilden¬ 
de bekommen künftig 27 Urlaubstage 
im Jahr. 

Eine tarifliche Eingruppierung der an- 
gestellten Lehrer/innen scheiterte daran, 
dass die Arbeitgeber an der einseitigen 
Festlegung der Gehälter festhalten woll¬ 
ten und zudem nicht bereit waren, die 
besondere finanzielle Benachteiligung 
der Lehrkräfte in Sachsen zu beenden. 
Die endgültige Zustimmung der GEW 
gibt es erst, wenn diejenigen Mitglieder, 
für die der Abschluss gilt, in der Mitglie¬ 
derbefragung für den Abschluss votiert 
haben, betont die GEW auf ihrer Inter¬ 
netseite. Die Befragung beginnt in der 
nächsten Woche. Die Empfehlung der 
Bundestarifkommission, dem Ergebnis 
zuzustimmen, bedeute keinesfalls, dass 
die GEW sich mit dem tariflosen Zu¬ 
stand einverstanden erklärt. „Wir sind 
weiterhin zur Lehrkräfte-Entgeltord- 
nung (L-ego) voll streikfähig“. 



Offensive Tarifpolitik und neue Streiktaktiken 

Bericht von einem Seminar von ver.di Südhessen über die anstehenden Tarifrunden 2013 


Auch für die aktuellen Tarifrunden gilt 
die Erkenntnis „... dass Gewerkschaf¬ 
ten nicht mehr so durchsetzungsfähig 
sind, wie sie es einstmals waren. (...) 
Die neoliberale Variante des Kapita¬ 
lismus, die den Wettbewerbsgedanken 
direkt an die Beschäftigten weitergibt 
und für die Tarifverträge nichts weiter 
als „Gleichmacherei“, die die Entfal¬ 
tung der/s Einzelnen verhindern, stelle 
eine gewaltige gewerkschaftliche Her¬ 
ausforderung dar. (...) All das erfor¬ 
dert einen gewerkschaftlichen Ansatz, 
mit dem es gelingt, eine nachhaltige 
Verankerung in den Betrieben herzu¬ 
stellen und aus individueller Betroffen¬ 
heit kollektive Prozesse zu machen.“ 1 
Ansätze zu einem entsprechenden ge¬ 
werkschaftlichen Ansatz sind auch im 
Organisationsbereich von ver.di er¬ 
kennbar. So trafen sich Ende 2012 im 
Frankfurter Gewerkschaftshaus über 
60 aktive Postlerlnnen aus allen hes¬ 
sischen Niederlassungen der Deut¬ 
schen Post AG (ausgerichtet vom 
ver. di-Fachbereich 10 - Postdienst in 
Hessen) zu einem Meinungsaustausch 
über die anstehende Tarifrunde 2013. 
Auf dieser Veranstaltung, die in dieser 
Form neu war, berichteten Betriebs¬ 
räte der großen Briefniederlassungen 
in Frankfurt, Gießen, Marburg und 
dem Internationalen Postzentrum am 
Frankfurter Flughafen über die aktu¬ 
ellen betrieblichen Diskussionen be¬ 
züglich der Entgelttarifrunde 2013. Bei 
diesen Diskussionen wird schnell klar, 
dass die Erwartungshaltung bei den 
Kolleginnen und Kollegen, vor allem 
bei denen, die in niedrige Lohn- und 
Gehaltsstufen eingruppiert sind, groß 
ist. Ein Betriebsratsvorsitzender brach¬ 
te die Erwartungen auf den Punkt, in 
dem er ausführte, dass es darum gehe, 
über eine aktive Tarifpolitik einem 
späteren Abgleiten in die Altersarmut 
vorzubeugen. Eine solche Perspektive 
sei vorgezeichnet, wenn es bei den mo¬ 
mentan niedrigen Einstiegsstufen des 
Tarifvertrages bliebe. Diese Erkennt¬ 
nis zog sich wie ein roter Faden durch 
die weitere Diskussion in Frankfurt, 
in der auch die Komplexität der tarif¬ 


vertraglichen Strukturen bei der Post 
AG deutlich wurden. Ein Sachverhalt, 
der nicht nur für den Post- und Logis¬ 
tiksektor gilt und einen Fakt darstellt, 
der die anstehende Tarifauseinander¬ 
setzung und die Mobilisierung dazu 
nicht gerade einfacher macht. 

Die ver.di Betriebsgruppen bei der 
Deutschen Post AG sind aktuell auf¬ 
gefordert, den vom Bundesfachbereich 
10 vorgegeben Verhandlungsrahmen 
(Forderungsvolumen zwischen 3 und 
6 Prozent) zu diskutieren, eigene For¬ 
derungen zu konkretisieren und in den 
Betrieben die Tarifrunde vorzuberei¬ 
ten. Schon auf der Veranstaltung im 
Frankfurter Gewerkschaftshaus wur¬ 
de deutlich, dass mit dem vorgegebe¬ 
nen Rahmen der Bundestarifkommis¬ 
sion ein Abgleiten in die Altersarmut 
nicht aufgehalten werden kann. Des¬ 
halb gibt es Betriebsgruppen, die ein 
höheres Forderungsvolumen beschlos¬ 
sen haben. 

Die aktuellen Tarifrunden im Orga¬ 
nisationsbereich von ver.di bieten die 
Möglichkeit, konzeptionelle Ansätze, 
wie sie z.B. seit einiger Zeit bei ver.di 
Südhessen mit dem Thesenpapier zur 
„Offensive Tarifpolitik“ (die UZ hat 
hierüber schon mehrfach berichtet 2 ) 
diskutiert werden, anzuwenden, bzw. 
weiterzuentwickeln und in den Beleg¬ 
schaften zu diskutieren. So trafen sich 
am 22. und 23. 2. 2013 Kolleginnen 
und Kollegen aus 8 Fachbereichen von 
ver.di Südhessen, darunter Mitglieder 
von Tarifkommissionen und Arbeits¬ 
kampfleitungen in der ver.di Bildungs¬ 
stätte Mosbach zu einem Seminar, in 
dem es um das Thema „Offensive Ta¬ 
rifpolitik“ ging: Darunter versteht ver. 
di Südhessen das systematische Vor¬ 
bereiten, Durchführen und Nachbe¬ 
reiten von Tarifrunden zur deutlichen 
Verbesserung der Einkommen, der Ar- 
beits- und Lebensbedingungen der Be¬ 
schäftigten. 

In mehreren Arbeitsgruppen wurden 
die Erwartungen an eine offensive Ta¬ 
rifpolitik aus betrieblicher Sicht zu¬ 
sammengetragen, dabei wurde deut¬ 
lich, dass es aktuell und perspektivisch 


darum geht, den vorhandenen gesell¬ 
schaftlichen Reichtum so zu verteilen, 
dass ein finanziell abgesichertes Leben, 
durch eine entsprechende Bezahlung 
ermöglicht werden muss. Eine offensi¬ 
ve Tarifpolitik versteht sich also auch 
als ein entscheidender Beitrag zur ge¬ 
sellschaftlichen Verteilungsauseinan¬ 
dersetzung. 

Am zweiten Seminartag wurde das 
Thesenpapier in seinen Einzelheiten 
diskutiert und nach Möglichkeiten 
der betrieblichen Umsetzung gesucht. 
Zentral für eine offensive Tarifpoli¬ 
tik ist die Erkenntnis, dass diese nur 
in einer konfliktorientiert vorberei¬ 
teten und geführten Tarifrunde ver¬ 
wirklicht werden kann. Dies beinhal¬ 
tet dann auch, dass sie den Beschäf¬ 
tigten in Verwaltungen und Betrieben 
die Chance zur persönlichen Teilnah¬ 
me eröffnen. Um ein möglichst großes 
Druckpotential gegenüber der Kapi¬ 
talseite entwickeln zu können, ist es 
weiterhin erforderlich zu erkennen, 
dass eine solche Tarifpolitik nicht nur 
für einzelne Fachbereiche durchge¬ 
setzt werden kann, sondern nur bran¬ 
chenübergreifend in ver.di und darü¬ 
ber hinaus denkbar und machbar ist. 
Auch sollten Tarifforderungen nicht 
ausschließlich aus der ökonomischen 
Situation der jeweiligen Branche und 
Unternehmen heraus, sondern davon 
losgelöst (sozial-)politisch begründet 
werden. Dazu muss es zu einer Politi¬ 
sierung der Tarifrunden kommen, hier¬ 
zu ist dann eine entsprechend progres¬ 
sive gewerkschaftliche Bildungsarbeit 
erforderlich. 

In den Thesen heißt es dazu: „Die Be¬ 
schäftigten sind durch Bildungsange¬ 
bote und Diskussionen politisch so zu 
qualifizieren, dass sie die Gemeinsam¬ 
keiten der sozialen Lage und objek¬ 
tiven Interessen aller Beschäftigten 
unterschiedlicher Branchen erkennen 
(können).“ Eine offensive Tarifpolitik 
beschränkt sich nicht nur auf die Er¬ 
höhung der Löhne und Gehälter, son¬ 
dern zielt immer auch darauf ab, die 
Arbeitsbedingungen in den einzelnen 
Branchen tarifvertraglich mitzugestal¬ 


ten und für die Beschäftigten zu ver¬ 
bessern, auch dies eine Erkenntnis, 
die in die Thesen von ver.di Südhes¬ 
sen eingeflossen ist. In der Diskussion 
wurde in Auswertung der Tarifrunden 
2012 festgestellt, dass es bei ver.di Süd¬ 
hessen schon Fortschritte bei der Um¬ 
setzung einer offensiveren Tarifpolitik 
gegeben hat, dass aber noch eine wei¬ 
ter Weg gegangen werden muss, um die 
Debatte über einen solchen strategi¬ 
schen Ansatz in ver.di insgesamt und 
dann auch in den anderen DGB-Ge- 
werkschaften voranzubringen. So soll 
Ende 2013 auf einem Seminar vom 
ver.di-Landesbezirk Hessen das The¬ 
senpapier von ver.di Südhessen einem 
breiteren Kreis von Betriebs- und Per¬ 
sonalräten und betrieblichen Funkti¬ 
onsträgern vorgestellt und mit diesen 
diskutiert werden. 

Eine weiteres Thema auf dem Seminar 
in Mosbach war die schwindende ge¬ 
werkschaftliche Organisationsmacht 
in den Betrieben und die damit ver¬ 
bundene Einschränkung bzw. das Weg¬ 
brechen der Streikfähigkeit in vielen 
Betrieben. Dies wird immer stärker 
zu einem Problem in den Tarif kämp¬ 
fen von ver.di. Deshalb müssen neue 
Streiktaktiken entwickelt werden, bei 
der fachbereichsübergreifend gedacht 
und gehandelt werden muss. In diesem 
Zusammenhang spielt die Mitglieder¬ 
bindung und vor allem die Mitglie¬ 
dergewinnung eine immer zentralere 
Rolle. Von daher war es ein beson¬ 
deres positives Erlebnis, dass bei der 
Seminaranreise die Bildungsstätte in 
Mosbach voll war von mit jungen Men¬ 
schen, die in der Woche JAV-Seminare 
besucht hatten. So waren in der gesam¬ 
ten Bildungsstätte kreative Wandzei¬ 
tungen zu lesen, auf denen beispielhaft 
für die Arbeit der JAV‘n und für Ju¬ 
gend- und Auszubildendenversamm¬ 
lungen geworben wurde. Auch bezüg¬ 
lich der Werbung junger Mitglieder 
geht ver.di neue, kreative Wege. 

Zum Rahmenprogramm des Seminars 
gehörte u.a. ein Kurzfilm zum Umorga¬ 
nisationswahnsinn bei der Deutschen 
Telekom AG, der auch erheblich Aus¬ 


wirkungen auf die Tarifstrukturen in 
den einzelnen Unternehmensteilen der 
Telekom hat und die Tarifpolitik und 
Tarifauseinandersetzungen zusätzlich 
verkompliziert. Weiterhin wurde ein 
Film zu den manipulativen Machen¬ 
schaften der „Initiative Neue soziale 
Marktwirtschaft“ gezeigt, die das Ziel 
haben, die Menschen in der Bundesre¬ 
publik von der Alternativlosigkeit der 
herrschenden neoliberalen Politik zu 
überzeugen. In der Diskussion waren 
sich die Teilnehmer des Seminars einig 
darüber, dass einer derartigen „Hirn¬ 
wäsche“ eine breite, von den gewerk¬ 
schaftlichen Vertrauensleuten getrage¬ 
ne betriebliche Öffentlichkeitsarbeit 
entgegengesetzt werden muss. 

In den aktuellen Tarifrunden von ver. 
di sollten auch die Foren genutzt wer¬ 
den, die im ver.di Mitgliedernetz ein¬ 
gerichtet wurden, um eine breite Dis¬ 
kussion über die Tarifrunden, die zu 
erhebenden Forderungen, die Mobi- 
lisierungs- und Bündnismöglichkeiten 
zu führen, ebenso natürlich über solche 
Ansätze zu einer offensiven Tarifpoli¬ 
tik, wie sie bei ver.di Südhessen disku¬ 
tiert werden. 

Zum Schluss sei jedem, der sich mit Ta¬ 
rifpolitik befasst bzw. befassen will, das 
eingangs erwähnte Buch aus dem VSA 
Verlag „Handbuch Tarifpolitik und Ar¬ 
beitskampf“ als Lektüre empfohlen. 
Dieses Buch vermittelt notwendiges 
Basiswissen bezüglich Tarifpolitik und 
-kampf und formuliert offene Fragen, 
bei denen es sich lohnt, diese innerhalb 
der betrieblichen und gewerkschaftli¬ 
chen Strukturen weiterzudiskutieren. 
In diesem Buch werden neben einem 
historischen Rückblick Themen wie 
Gewerkschafts- und Tarifrecht, Aufbau 
des Tarifsystems, ökonomische Basis¬ 
kenntnisse, Tarifsystem und -politik in 
der Europäischen Union sowie strate¬ 
gische Arbeitskampfführung behan¬ 
delt. Falk Prahl 

1 Handbuch Tarifpolitik und Arbeits¬ 
kampf 2. Auflage 2012, VSA Verlag 

2 Siehe hierzu UZ vom 1. 4. bzw. vom 
4. 11.2011 
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Hartmut wird‘s richten 


Hartmut Mehdorn ist „der klassi¬ 
sche Typ eines Managers, der auch 
mal eine Bresche schlagen kann “ 
begeisterte sich der Klaus Wowereit 
Da hat er recht Wo Mehdorn „ eine 
Bresche“schlägt, da bleibt kein Auge 
trocken. 

Der Supermanager sei schon „seit 
Tagen elektrisiert“ glaubt sein „ Ge¬ 
nosse“ Platzeck aus dem berlin- 
brandenburgischen SPD-All-Star- 
Team, Mehdorn bekomme „ die 
Freiheit die er braucht“ (Beinfreiheit 
scheint ein sozialdemokratischer 
Markenkern zu werden.) Wohl um 
ungehemmt auch in den Berliner 
Superflughafen die von „Wowi“ 
ersehnten Breschen zu schlagen. 

Der seit Jahren auf dem Trockenen 
(Rollfeld) hockende „Deichgraf“ 
mit Blick auf das von Mehdorn kast¬ 
rierte Dach des Berliner Hauptbahn¬ 
hofs: „ Zum Glück ist das Terminal¬ 
dach schon fertig.“ 

Na, hoffentlich nicht zu früh gefreut. 
Leistung soll sich wieder lohnen: 
Mehdorn bekommt laut Bild ein 
„ Grundgehalt“ von 600 000 Euro, 
plus 150 000 Euro Bonus. Fürs Bre¬ 
sche schlagen. Da könnte es nicht 
nur für ( s Terminaldach heikel wer¬ 
den. 

Immerhin hat der elektrisierte 
Manager schon Breschen geschla¬ 
gen die sich sehen lassen können: 
Focke-Wulf MBB, Airbus, Heidel¬ 
berger Druck, RWE-Beteiligungen, 
Deutsche Bahn, Air Berlin. Manche 
haben das sogar überlebt. (Meist mit 
Steuergeldern.) 

Und an Steuergeld ist ja, wenn die 
Richtigen die Hand aufhalten, be¬ 
kanntlich kein Mangel. 

Irgendwie scheint es, die Sozen ha¬ 
ben einen Deal mit der FDP. Rainer 


Brüderle hat auf dem Parteitag im 
Brustton der Überzeugung behaup¬ 
tet: „ Uns hat der Himmel geschickt.“ 
(Als hätte ein Papa-Razzi nicht 
schon gereicht) Nun, das mag für 
jene angehen, die die überzeugende 
These vertreten, dass Gott ein hinter¬ 
hältiges Arschloch ist. (Die Welt¬ 
geschichte wäre mit einem Schlag 
plausibel und die Existenz der FDP 
hinreichend begründet) Leider ist 
diese Gruppe aufgeklärter Christen 
in der krassen Minderheit. 

Für die anderen muss logischer¬ 
weise, um Brüderles Himmelfahrts- 
These aufrecht zu halten, ein ande¬ 
rer diese spezielle Gottesfunktion 
ersetzen. Und wer fällt uns da ein? 
„Fachkräftemangel“ wird gearg- 
wöhnt und „Lodda Matthäus“ 
könne nicht. Also? Genau: Hartmut 
Mehdorn! Durch ihn kriegt selbst 
die abgedroschene FDP-Leier „Pri¬ 
vat vor Staat“ frischen Glanz. Erst 
Stuttgart 21 und nun der Haupt¬ 
stadtflughafen, der staatlich alimen¬ 
tierte Breschenschläger Mehdorn 
versenkte im Dienste der „ Genos¬ 
sen“ schon soviel Steuergeld, dass 
es fast besser scheint, den Hoch- 
Tiefs gleich einen Blankoscheck 
und der Hälfte der Belegschaft 
die Kündigung auszustellen. Viel 
schlimmer kann es auch „privat“ 
kaum noch kommen. 

Die zahlreichen Bürgerinitiativen 
gegen Fluglärm dürfen die Perso¬ 
nals Mehdorn allerdings getrost 
als Kampfansage verstehen: Es gibt 
nichts, das schwachsinnig genug 
wäre, dass Hartmut Mehdorn es 
nicht elektrisiert bauen würde. 

Guntram Hasselkamp 


Geschichtsfälscher 

Ein zentrales „Mahnmal“ in Berlins Mitte 
für die „Opfer des Kommunismus“? 


Wütender, primitiver Antikommunis¬ 
mus, Totalitarismustheorie, Geschichts¬ 
fälschung, Relativierung der faschisti¬ 
schen Vergangenheit sind in diesem 
Land gewiss nicht neu. 

Am 11. März wurde jedoch auf Seite 
eins des Berliner Teils der „Berliner 
Zeitung“ ein Projekt der „Union der 
Opferverbände Kommunistischer Ge¬ 
waltherrschaft“ (UOKG), das unter 
anderem die Unterstützung der „Bun¬ 
desstiftung zur Aufarbeitung der SED- 
Diktatur“ und ihres Vorsitzenden ge¬ 
nießt, vorgestellt. Die „Union“ fordert 
die Errichtung eines „zentralen Mahn¬ 
mals zum Gedenken an alle Opfer des 
Kommunismus in Deutschland von 
1945 bis 1989“. Zu den „Opfern des 
Kommunismus“ zählt die UOKG laut 
„Berliner Zeitung“ auch die Vertriebe¬ 
nen. Die Vertreibung von Deutschen 
aus den von der Sowjetunion nach 1945 
besetzen Ländern Osteuropas sei „die 
größte ethnische Säuberung des vori¬ 
gen Jahrhunderts gewesen“, erklärte 
der UOKG-Vorsitzende Rainer Wag¬ 
ner, „aber wir wollen kein Vertriebe- 
nenmahnmal am Reichstag“. Das ist 
selbst bei den „Berufsaufarbeitern“ 
nicht unumstritten. Kein Wort von ihm 
auch zum faschistischen Eroberungs¬ 
und Vernichtungskrieg. Vorbilder für 
Wagner sind Mahnmale für die „Opfer 
des Stalinismus und Kommunismus“ in 
Moskau, Prag, Soüa oder Csömör bei 
Budapest. 

Dass sich jetzt ein bürgerliches Blatt 
wie die „Berliner Zeitung“ de facto zur 
Fürsprecherin für ein solches Projekt 
macht, lässt Schlimmes für die nächs¬ 
ten Monate ahnen: Der 60. Jahrestag 
des 17. Juni 1953 steht bevor. 

Das Mahnmal, soll „an einer zentralen 
Stelle in Berlin, in unmittelbarer Nähe 
zu den politischen Entscheidungsträ¬ 
gern unseres demokratischen Staates 
und zu den Touristenströmen aus aller 
Welt“ hegen, erklärte der Verbands¬ 
vorsitzende Wagner der Zeitung. Es 
soll sich gegen „Geschiehtsvergessen- 
heit“ richten. 

„GeschichtsVergessenheit“? Die Veröf¬ 
fentlichungen der UOKG zeigen, dass 
gewiss nicht nur in ihrem Vorstand 


Geschichtsfälscher die Posten beset¬ 
zen, dass die „Union“ ihre Rolle spielt 
bei der Relativierung der faschistischen 
Vergangenheit, der Gleichsetzung von 
faschistischer Herrschaft und Sozialis¬ 
mus, der Delegitimierung des Sozialis¬ 
mus und speziell der DDR. 

Die „Union“ ist Dachorganisation für 
mehr als 30 Verbände aus Ost und 
West. Sie wurde 1992 gegründet. 
Angeblich geht es allen Mitgliedsver- 
bänden und -Vereinigungen darum, 
„das Leid der Opfer realsozialistischer 
Gewaltherrschaft nicht in Vergessen¬ 
heit geraten zu lassen“ und um „Men¬ 
schenrechte in aller Welt“ - und dies 
oft auch mit Militanz und immer mit 
radikalem Antikommunismus. 

Seit ihrer Gründung hat die UOKG 
auch rechtsradikale Aktivisten aus 
NPD und DVU, sowie Propagandis¬ 
ten der Neuen Rechten angezogen. 
Zur „Union“ gehören auch Verbände 
wie der „Bund der Vertriebenen e.V“ 
der 1957 in der alten BRD gegründet 
wurde. Mit 1,3 Millionen Mitgliedern 
ist dessen Bundesorganisation mit 
Abstand der größte Einzelverband in 
der „Union“. Einige der Vereinigun¬ 
gen „kümmern“ sich um die Häftlinge 
„sowjetischer Speziallager“ nach 1945, 
also auch um stramme Faschisten. Der 
langjährige Mitarbeiter der antikom¬ 
munistischen Spionageorganisation 
Kampfgruppe gegen Unmenschlichkeit 
(KgU), Gerhard Finn, bis 1948 Häftling 
im sowjetischen Speziallager Buchen¬ 
wald, ist Ehrenvorsitzender. 

Und diese Truppe will nun in Berlin ein 
„Mahnmal“ errichten lassen. Erste Vor¬ 
stellungen über den Ort trafen offenbar 
auf Widerspruch. Zu problematisch er¬ 
schien manchen der Vorschlag eine Flä¬ 
che im Tiergarten, die dem Land Berlin 
gehört, die zwischen dem Reichstagsge¬ 
bäude und dem Mahnmal für die von 
den deutschen Faschisten ermordeten 
Sinti und Roma zu nutzen. 

Die entsprechende Arbeitsgruppe im 
UOKG favorisiert nun das Marx-En- 
gels-Forum in Mitte. 

Und muss auf entschiedenen Wider¬ 
stand stoßen! nh 


Neuer Rechtsausleger in Gründung 

Anti-Euro-Partei sieht Chancen • Zurück zur D-Mark 



Herbst 1989 


F rustrierte CDU-Politiker, die 
christlich-konservativen Werten 
zugetan sind und mit ihrer euro¬ 
kritischen Haltung in ihrer Partei kein 
Gehör mehr ünden, liberale und kon¬ 
servative Volkswirtschaftler sowie ehe¬ 
malige Banker und Manager bereiten 
gegenwärtig die Gründung einer neu¬ 
en Partei vor. Sie soll den Namen „Al¬ 
ternative für Deutschland“ tragen und, 
wenn möglich, zu den Bundestagswah¬ 
len im September, auf jeden Fall aber 
zur Europawahl im Juni 2014 antreten. 
Mit diesem Vorhaben geht die seit vie¬ 
len Monaten äußerst kritisch geführ¬ 
te Auseinandersetzung im bürgerli¬ 
chen Lager über die Europapolitik 
der Bundesregierung und der Bun¬ 
destagsmehrheit in eine neue Runde. 
Da gab es sowohl innerhalb der Uni¬ 
onsparteien und der FDP über deren 
Europakurs - zum Beispiel über den 
Rettungsschirm (ESM) - und bei den 
Abstimmungen etliche Abweichler, die 
der vorgegebenen Linie ihrer Fraktio¬ 
nen nicht folgten. 

In der damaligen Situation kündigte 
zunächst der Chef der „Freien Wähler“, 
Aiwanger, großspurig eine bundeswei¬ 
te Ausdehnung seiner vor allem in Bay¬ 
ern wählerstarken Partei an. Schon dies 
fand Unterstützung von einigen Förde¬ 
rern, die sich jetzt für ein neues Expe¬ 
riment engagieren - wie zum Beispiel 
Ex-Unternehmerpräsident Henkel. 
Letzterer hatte sich zunächst in einer 
„Wahlalternative 2013“ engagiert, de¬ 
ren Forderungen waren: Deutschland 
solle erstens „mit dem Maastricht-Ver¬ 
trag nicht mehr für die Schulden frem¬ 
der Staaten eintreten“. Zweitens be¬ 
stand sie auf der „Aufgabe des einheit¬ 
lichen Euro-Währungsgebietes, denn 
allen Staaten solle es freistehen, aus 
dem Euro auszuscheiden“. Und drit¬ 
tens verlangte sie, dass „Abtretungen 
wesentlicher Hoheitsrechte der Bun¬ 
desrepublik Deutschland“ einer vor¬ 
herigen Volksabstimmung bedürfen. 
Doch mit der „Wahlalternative 2013“ 
ging es auch in Zusammenarbeit mit 
den „Freien Wählern“ nicht so recht 
voran. So entschieden sich die Expo¬ 
nenten nun zur Gründung einer neuen 
Partei, die am 13. April in Berlin erfol¬ 
gen soll. Sie hofft, ein größeres Wähler¬ 
potenzial abschöpfen zu können. Denn, 
so ergab eine Emnid-Umfrage für das 
Nachrichtenmagazin „Focus“, dass sich 
jeder Vierte (der 1 007 Befragten) vor¬ 
stellen könne, eine Partei zu wählen, die 
sich für einen Austritt aus dem Euro 
stark mache. 

„Bei den 26 Prozent handelt es sich um 
einen relativ hohen Wert“, erläuterte 


Emnid-Chef Schöppner. „Das deutet 
darauf hin, dass es hier möglicherweise 
ein Potenzial für eine neue Protestpar¬ 
tei gibt.“ Besonders eurokritisch seien 
die 40- bis 49-Jährigen. 

Darauf bauen die Strategen der „Al¬ 
ternative für Deutschland“, die Publi¬ 
zisten Lucke und Gauland sowie der 
ehemalige „FAZ“-Redakteur Adam. 
Adam und Gauland bezeichnen sich als 
Wertkonservative, Gauland war unter 
dem rechten CDU-Flügelmann Wall¬ 
mann Staatssekretär in der Wiesbade¬ 
ner Staatskanzlei. Der hatte bereits im 
Herbst 2012 auf seine gewachsene Di¬ 
stanz zu seiner Partei verwiesen und er¬ 
klärt: „Ich sehe in der CDU nicht die 
Möglichkeit, das Thema voranzubrin¬ 
gen, um das es geht, nämlich die Geld¬ 
rettung und nicht die Euro-Rettung.“ 
Ähnlich sehen es die anderen Partei¬ 
förderer. 

Dem illustren Kreis der Unterstützer 
gehören neben einer überproportional 
vertretenen Gruppe von liberalen und 
konservativen Professoren, die Lehr¬ 
stühle für Volkswirtschaft innehaben 
oder -hatten, eine Reihe „ehemali¬ 
ger“ Funktionsträger an: Olaf Henkel 
wurde schon genannt. Dabei ist auch 
Ex-Banker Wilhelm Hankel (Hessi¬ 
sche Landesbank), Wolfgang Honig 
(Commerzbank), Diether Spethmann 
(Thyssen) sowie Uwe Woltemath (Ex- 
Landes- und Fraktionschef der FDP in 
Bremen). 

Die „Alternative für Deutschland“, so 
heißt es auf ihrer Homepage, ist der 


Ansicht, dass sich die 
Einführung des Euro 
als „eine fatale Fehl¬ 
entscheidung“ erwie¬ 
sen habe, „die unser al¬ 
ler Wohlstand bedroht“. 
Sie wirbt u.a. mit fol¬ 
genden Forderungen: 

- Geordnete Auflösung 
des Euro-Währungsge- 
bietes. Deutschland 
braucht den Euro nicht. 
Anderen Ländern scha¬ 
det der Euro. 

- Wiedereinführung 
nationaler Währun¬ 
gen oder die Schaffung 
kleinerer und stabile¬ 
rer Währungsverbün¬ 
de. Die Wiedereinfüh¬ 
rung der DM darf kein 
Tabu sein. 

- Änderung der Euro¬ 
päischen Verträge, um 
jedem Staat ein Aus¬ 
scheiden aus dem Euro 
zu ermöglichen. Jedes 

Volk muss demokratisch über seine 
Währung entscheiden dürfen. 

- Deutschland muss dieses Austritts¬ 
recht aus dem Euro erzwingen, indem 
es weitere Hilfskredite des ESM mit 
seinem Veto blockiert. 

- Die Kosten der sogenannten Ret- 
tungspolitik müssen nicht vom Steu¬ 
erzahler getragen werden. Banken, 
Hedge-Fonds und private Großanle¬ 
ger sind die Nutznießer dieser Politik. 
Sie müssen zuerst dafür geradestehen. 
Die Partei „Alternative für Deutsch¬ 
land (AfD)“ könnte sich gleich auf ih¬ 
rem Gründungsparteitag im April mit 
ihrer Absicht, zur Bundestagswahl an¬ 
treten zu wollen, verheben. Die Partei, 
eine Kopfgeburt, hat gegenwärtig kaum 
Strukturen und wird sich schwer tun, 
in kürzester Frist 16 Landeslisten auf- 
steilen und zigtausende Unterschriften 
zur Zulassung einer Kandidatur beizu¬ 
bringen. Da bleibt für diese konserva¬ 
tive Klientel eventuell noch der Um¬ 
weg über Aiwangers „Freie Wähler“. 
Aber auch deren bundesweite Kan¬ 
didatur scheint keineswegs gesichert. 
2014 aber will die AfD auf jeden Fall 
eigenständig mitmischen. Und keines¬ 
wegs chancenlos. Denn in dem Maße, 
wie andere Parteien und das politische 
System insgesamt an Bindekraft ver¬ 
lieren, können rechte Parteien und sol¬ 
che Positionen, wie sie die AfD vertritt, 
auf Zuspruch hoffen - wie oben zitierte 
Umfrage zeigt. 

RolfPriemer 


Jahrestag der Katastophe in Japan 

DKP beteiligte sich mit Pony an Aktionen 



Rund 20 000 Menschen 
haben sich am Samstag 
aus Anlass des Fuku- 
shima-Jahrestages trotz 
widriger Witterung an 
der Katastrophen-Si- 
mulation rund um das 
AKW Grohnde in Nie¬ 
dersachsen beteiligt. 

An weit mehr als 200 
Punkten entlang der 
380 km langen Strecke 
rund um ein angenom¬ 
menes Evakuierungsge¬ 
biet im Umkreis von 40 
km um Grohnde fanden 
Flüchtlingstrecks statt, 
standen Dekontami¬ 
nierungsstationen, be¬ 
teiligten sich Landwirte 
und Kirchengemeinden 
an der Aktion. Unter ih¬ 
nen, vor dem Bahnhof 
in Hildesheim, Genos¬ 
sinnen der DKP Braun¬ 
schweig mit Unterstüt¬ 
zung von Hildesheimer Genossen. Sie 
beteiligten sich mit einem Pony an 
der Evakuierung von Kindern. Neben 
der IGM Salzgitter/Peine und mit der 
Bahn angereisten Atomkraftgegnern 
trugen sie dazu bei, den Platz in einen 


Ort gegen das atomare Komplott aus 
Ökonomie und Politik zu verwandeln. 
Natürlich fehlten weder die UZ noch 
Transparente und Plakate, die auf die 
Bedeutung der Eigentumsfrage auch 
auf dem Energiesektor hinweisen: 


Atomkraftwerke abschalten - sofort! 
Atom-Mafia enteignen! 

Mehr zu den Aktionen unter www. 
grohnde-kampagne.de. 

Ulrike Schmitz 
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Hetze von Rechts und aus der Mitte 

Kein „freier Zugang“ für „Armutsflüchtlinge“ 



D eutschland gehört vermutlich 
bald nicht mehr „den Deut¬ 
schen“ BILD stellt fest: Balkan- 
Banden überrollen Stuttgart. Köln wird 
von den Roma-Mädels ausgeraubt. 
Duisburgs Oberbürgermeister Sören 
Link (SPD) warnt: „Roma kosten uns 
15 Millionen im Jahr.“ Problemlösun¬ 
gen werden von der rechten Flanke und 
der Mitte der Gesellschaft: Abschot¬ 
ten, wegsperren, abschieben. Konkrete 
Forderungen kommen von Bundesin¬ 
nenminister Dr. Hans-Peter Friedrichs 
(CSU) genauso wir von NPD und Pro 
NRW. 

Zunächst wird Artikel 3 des Grundge¬ 
setzes ausgehebelt. Dort heißt es: „(1) 
Alle Menschen sind vor dem Gesetz 
gleich ... (3) Niemand darf wegen sei¬ 
nes Geschlechtes, seiner Abstammung, 
seiner Rasse, seiner Sprache, seiner 
Heimat und Herkunft, seines Glau¬ 
bens, seiner religiösen oder politischen 
Anschauungen benachteiligt oder be¬ 
vorzugt werden ...“ 

Nun ist es aber so, dass vor dem Hinter¬ 
grund profitrelevanter Überlegungen 
durchaus Unterschiede gemacht wer¬ 
den: „Für Mangelberufe (MINT-Beru- 
fe und Ärzte) wurden 1 656 Blaue Kar¬ 
ten EU erteilt. 2 470 Blaue Karten EU 
wurden an Akademiker erteilt, die die 
höhere Gehaltsgrenze erfüllten (2012: 
44 800 Euro, 2013: 46 400 Euro). Vie¬ 
le von ihnen sind Ärzte oder Ingeni¬ 
eure, insbesondere aus der Informa¬ 
tions- und Kommunikationstechnik. 
Hauptherkunftsländer sind: Indien 
(983), China (398), Russland (262) und 
die USA (182).“ Friedrichs: „Die Zah¬ 
len steigen: Die Blaue Karte ist erfolg¬ 
reich gestartet.“ 

Dazu die Kehrseite: „Wir haben eine 
sehr dynamische Entwicklung nach 
oben.“ So Heinrich Alt (SPD) vom 
Vorstand der Bundesagentur für Ar¬ 
beit. Damit meint er Armutsflüchtlin¬ 
ge aus Südosteuropa. „Mehr als 1 000 
Rumänen und Bulgaren haben sich in 
den vergangenen beiden Jahren allein 
bei der Handwerkskammer Düsseldorf 
für ein zulassungsfreies Gewerbe ein¬ 
tragen lassen“, stellt Kammerpräsident 
Wolfgang Schulhoff fest. Seine Bewer¬ 
tung: vielfach unqualifiziert. 

Friedrich weiß sich zu wehren. In Brüs¬ 
sel blockierte er die Aufhebung der 


Grenzkontrollen innerhalb der EU für 
Rumänien und Bulgarien. Das Schen¬ 
gen-Abkommen soll für diese Länder 
nicht gelten. Für „Sozialbetrüger“ for¬ 
derte er eine Wiedereinreisesperre. Der 
Innenminister: „Wer aber nur kommt, 
um Sozialleistungen zu kassieren, und 
das Freizügigkeitsrecht missbraucht, 
der muss wirksam davon abgehalten 
werden.“ Für Serben und Makedonen, 
die in einer ähnlich prekären Lage sind, 
glaubt Friedrich noch wirkungsvoller 
durchgreifen zu können. Diesen Asyl¬ 
suchenden, die nicht aus einem EU- 
Land kommen, sollen die Mittel ge¬ 
kürzt werden, um sie vor der Einreise 
nach Deutschland abzuhalten. 

Die NPD frohlockt: „Selbst Bundes¬ 
innenminister Friedrich hat nun ange¬ 
kündigt, bei der Ausweitung des Schen¬ 
gen-Abkommens auf Rumänien und 
Bulgarien ggf. sein Veto einzulegen.“ 
Die NPD sieht zudem Prof. Dr. Hans- 
Werner Sinn vom Münchener Institut 
für Wirtschaftsforschung (ifo) an ihrer 
Seite, der eine „Erosion des deutschen 
Sozialstaates“ prognostiziere. 

Zur Tat schritt die rechtspopulistische 
Bewegung Pro NRW, die nach eigenen 
Angaben eine „Kundgebungsserie ge¬ 


gen Asylmissbrauch“ in Bochum und 
Essen gestartet hat. Begründung: „Das 
Boot ist nicht nur voll, sondern droht 
bereits zu kentern!“ Für Duisburg 
wurde angekündigt: „Am 12. März 
werden wir vor dem von Anwohnern 
und Bewohnern genannten ,Zigeu¬ 
nerhaus 4 in Duisburg-Bergheim eine 
Kundgebung abhalten.“ Weitere Stati¬ 
onen der „Volksinitiative gegen Asyl¬ 
missbrauch“: 15. März: Neuss, 16. März: 
Mönchengladbach, 18. März: Bielefeld, 
Wickede, 20. März: Wuppertal, Rem¬ 
scheid, 21. März: Recklinghausen, Kre¬ 
feld, 23. März: Köln. 

Die Verfolgung von „Sozialschma¬ 
rotzern“, von Sinti und Roma hat in 
Deutschland immer dann Hochkon¬ 
junktur, wenn es notwendig erscheint, 
nach unten zu treten, um oben zu gesi¬ 
cherten Verhältnissen zu kommen. 
Sogar BILD nennt - vordergründig - 
Ursachen: „Fast 50 Prozent der Bul¬ 
garen sind laut EU-Statistik ,armuts¬ 
gefährdet 4 , 40 Prozent der Rumänen.“ 
Die Minderheit der Roma werde in 
beiden Ländern oftmals zusätzlich 
ausgegrenzt. Nur 42 Prozent der Ro¬ 
ma-Kinder schlössen eine Grundschu¬ 
le ab. EU-Mittel zur Integration der 


Roma in den Herkunftsländern wür¬ 
den nicht abgerufen. Die Frage, die 
BILD zur Meinungsbildung nicht be¬ 
antwortet: Wo liegen die Ursachen für 
die innerstaatliche soziale und humani¬ 
täre Verelendung und den Prozess der 
gesteuerten Prekarisierung durch die 
herrschenden europäischen Konzerne? 
In Bulgarien ist Tausenden von Bür¬ 
gern der Zusammenhang deutlich ge¬ 
worden. Sie geben derzeit eine Ant¬ 
wort auf der Straße, blockieren den in¬ 
ternationalen Bahnhof von Sofia. Sie 
protestieren damit gegen Strom- und 
Gaspreise - bei einem durchschnittli¬ 
chen Monatseinkommen von 360 Euro 
und einer Durchschnittsrente von 150 
Euro. Die Regierung musste zurücktre¬ 
ten. Am 12. Mai soll es Wahlen geben 
...Heftige Proteste gegen die Privati¬ 
sierung und Gesundheitspolitik gibt 
es auch in Rumänien. Wer sich das Le¬ 
ben nicht mehr leisten kann, der kann 
sich - wie in Bulgarien jetzt mehrfach 
geschehen - verbrennen oder versu¬ 
chen, in das Land der Freiheit und De¬ 
mokratie, in das Land des Wohlstands 
und der unbegrenzten sozialen staatli¬ 
chen Fürsorge zu gelangen. 

Uwe Koopmann 


DKP-Veranstaltungen 
zu Auslandseinsätzen 
der Bundeswehr 

Zu einer Veranstaltung „Krieg 
in Syrien - Hintergründe zum 
Konflikt und den Interessen 
Deutschlands“ lädt die DKP Ol¬ 
denburg ein. Es referiert Aram 
Ali, Mitglied des Bundesvorstan¬ 
des der SDAJ. 

Die Veranstaltung beginnt am 
Donnerstag, dem 21. März um 
20.00 Uhr bei „Beppo“, August¬ 
straße 57. 

In Hamburg lädt die DKP-Grup- 
peGroß Börstel ein zu einer Vor¬ 
trags- und Diskussionsveran¬ 
staltung mit Wolfgang Kirstein 
zumThema:„Wirsind überall“- 
Deutsches Militär in elf Ländern 
im Kriegseinsatz.“ 


Donnerstag, 21. März, 19.30 Uhr, 
Stavenhagenhaus, Frustberg¬ 
straße. 



„Sozialverträgliches“ Wohnen 

Städtische Wohnbaugesellschaft in Marl stellt zukünftig Bedingungen 



In diesen Häusern der neuma waren die polnischen Arbeiterinnen untergebracht. 


Nachdem die Fir¬ 
ma Westfleisch auf 
die Berichterstattung 
über die Arbeitsbe¬ 
dingungen polnischer 
Arbeiter(innen) bei 
Gustoland reagiert und 
die Arbeitsverhältnisse 
legalisiert hat (siehe UZ 
vom 10. und 17. 8. 2012), 
konnte auch die Neue 
Marler Baugesellschaft 
(neuma) schon im letz¬ 
ten Jahr zum Einlenken 
„bewegt“ werden. Ge¬ 
neralmieter, die von der 
neuma eine Wohnung 
anmieten wollen, müs¬ 
sen künftig Bedingun¬ 
gen erfüllen, die „sozial¬ 
verträgliches Wohnen“ 
erlauben. 

Sie müssen sicherstel¬ 
len, dass nicht zu viele 
Menschen auf engstem 
Raum untergebracht 
werden. Pro Person 
sollen zukünftig neun 
Quadratmeter Wohn¬ 
fläche zur Verfügung 
stehen. In jeder Etage müssen zukünf¬ 
tig eingerichtete Sozialräume für die 
Bewohner(innen) vorhanden sein. Die 
Bewohner sollen nicht ständig wech¬ 
seln und müssen angemeldet werden. 
Diese gesetzliche Verpflichtung hat¬ 
ten die bisherigen Generalmie¬ 
ter wohl „versäumt 44 . Der General¬ 
mieter, der die über 100 polnischen 
Saisonarbeiter(innen) in den Woh¬ 


nungen der neuma untergebracht hat¬ 
te, hat seine Verträge über 40 Woh¬ 
nungen zum 31.10.2012 gekündigt. 
Etwa 13 000 Euro (also gerade einmal 
325 Euro pro Wohnung) hatte der mo¬ 
natlich an die neuma gezahlt. Das ist 
aber auch nicht überraschend. Denn 
warum sollte der Generalmieter die 
Wohnungen weiter mieten, wenn er sie 
aufgrund des Endes der Saisonarbeit 


bei Westfleisch gar nicht mehr brauch¬ 
te? Die Initiative „Solidarisches Reck¬ 
linghausen“ wird die Entwicklung für 
die Saison 2013 bei Westfleisch aber 
weiter im Auge behalten. 

Detlev Beyer-Peters 

Weitere Informationen siehe www.so- 
lidarisches-recklinghausen.de 


Zehntausende für 
Atomausstieg 

Der Bundesverband Bürgerinitiativen 
Umweltschutz (BBU) sieht in den bun¬ 
desweiten Demonstrationen vom Wo¬ 
chenende ein deutliches Zeichen der 
Bevölkerung an die Bundesregierung, 
aber auch an die zuständigen (und ver¬ 
antwortlichen!) Landesregierungen, 
dass endlich für alle Atomkraftwerke 
und Atomfabriken die Betriebsgeneh¬ 
migungen aufgehoben werden müssen. 
Rund 30 000 Menschen haben an den 
Atomstandorten Gronau, Gundrem- 
mingen und Neckarwestheim, rund um 
das Atomkraftwerk Grohnde und auch 
in Städten wie Freiburg, Frankfurt und 
Düsseldorf für den sofortigen Atomau- 
stieg demonstriert. 

Neonazis ein enormes 
Bedrohungspotential 

NRW-Innenminister Jäger sieht nach 
Vorlage der Kriminalitätsstatistik bei 
Neonazis ein enormes Bedrohungspo¬ 
tential, deren Straftaten seit 2012 in 
NRW gesondert ausgewiesen werden. 
Jäger will jetzt den Kampf verstärkt da¬ 
gegen aufnehmen und „schlagkräftig“ 
Vorgehen. Schon in den ersten 6 Mo¬ 
naten des Jahres hatten 354 Neonazis 
insgesamt 616 Straftaten begangen, 
darunter ein Tötungsdelikt, 113 Kör¬ 
perverletzungen und 140 Diebstähle/ 
Einbrüche. 

Freispruch für Antifaschisten 

Am 5. März endete der Prozess gegen 
die angeklagten Antifaschisten von Re¬ 
magen vor dem Koblenzer Landgericht 
mit Freispruch. Ihnen war vorgeworfen 
worden, beteiligt gewesen zu sein, als 
ein Polizist am Rande eines Naziauf- 
marschs und der Gegenproteste in Re¬ 
magen im November 2010 verletzt wur¬ 
de. In erster Instanz hatte der Prozess 
gegen die Angeklagten vor dem Amts¬ 
gericht Sinzig nach sechs Verhand¬ 
lungstagen mit Verurteilungen wegen 
Landfriedensbruchs geendet. 

Die Richterin in Koblenz revidierte das 
erstinstanzliche Urteil, mit dem die An¬ 
geklagten jeweils zu einer Geldstrafe 
von 70 Tagessätzen verurteilt worden 
waren. 

Gegen dieses Urteil hatten sowohl die 
Angeklagten als auch die Staatsanwalt¬ 
schaft Koblenz Rechtsmittel eingelegt. 
Während die Angeklagten einen Frei¬ 
spruch forderten, wollte die Staatsan¬ 
waltschaft ein Urteil von mindestens 90 
Tagessätzen. Dies hätte für die Ange¬ 
klagten eine Vorstrafe bedeutet. 

Wernher-von-Braun- 
Cymnasium umbenennen 

„Eine Schule darf nicht länger nach ei¬ 
nem willfährigen Täter des NS-Systems 
benannt sein.“ Das fordert der VVN- 
BdA Landesverband Bayern und damit 
die Umbenennung des Wernher-von- 
Braun-Gymnasiums in Friedberg. Nun 
unterstützt die VVN-BdA Bayern mit 
ihren Kreisverbänden alle diesbezügli¬ 
chen zivilgesellschaftlichen Forderun¬ 
gen und jede parlamentarische Initia¬ 
tive im Bayerischen Landtag zur um¬ 
gehenden Umbenennung der Schule. 
Die VVN-BdA Bayern erklärte: 
„Wernher von Braun ist nach For¬ 
schungsergebnissen international an¬ 
erkannter Wissenschaftlerlnnen ein¬ 
deutig in die Reihe der Täter des 
menschenverachtenden faschistischen 
NS-Regimes einzuordnen. Als führen¬ 
der Funktionsträger war er maßgebend 
für die gnadenlose Aufrechterhaltung 
des Systems einer verbrecherischen 
Machtelite tätig und er ist mitverant¬ 
wortlich für den grausamen Tod von 
ca. 20 000 Menschen, die im Konzen¬ 
trationslager Mittelbau/Dora und als 
Zwangsarbeiter bei der deutschen 
Rüstungsproduktion in unterirdischen 
Stollenanlagen ihr Leben verloren. 
Seine persönliche Auswahl der 
Zwangsarbeiter, seine Kenntnis von 
deren unmenschlichen Arbeits-, Unter- 
bringungs- und Versorgungsbedingun¬ 
gen sowie sein Wissen um die Vielzahl 
der Todesfälle in der Zeit der Tyrannei 
sind unzweifelhaft belegt. Wernher von 
Braun kann keinesfalls ein Vorbild für 
Schülerinnen und Schüler sein. Es wird 
höchste Zeit, sich der Verantwortung 
zu stellen und die skandalöse Benen¬ 
nung des Friedberger Gymnasiums um¬ 
gehend zu beenden. 44 
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Internationale Politik 


unsere zeit m 


FARC heben Chävez‘ 

Rolle hervor 

Die FARC-Unterhändler bei den Frie¬ 
densverhandlungen in Havanna haben 
die Rolle von Hugo Chävez für den 
Friedensprozess in Kolumbien hervor¬ 
gehoben. Ivan Märquez äußerte sich 
am Rande der Trauerfeierlichkeiten für 
den venezolanischen Präsidenten auf 
dem Platz der Revolution im Zentrum 
von Havanna: „Wir müssen nun den 
Schmerz in einen Antrieb verwandeln 
für eine Aufgabe, die in gewisser Wei¬ 
se von Präsident Chävez vorgezeichnet 
wurde“ Chävez habe die Strategie Bolf- 
vars für Lateinamerika konkretisieren 
wollen. 

Rechte Allianz in 
Moldawien gescheitert 

Am vergangenen Wochenende muss¬ 
te die in der Republik Moldowa regie¬ 
rende und von den EU-Oberen prote¬ 
gierte antikommunistische „Allianz für 
Europa“ beim Präsidenten der Repu¬ 
blik ihren Rücktritt einreichen. Dem 
waren unüberbrückbare Streitigkeiten 
zwischen den beiden Parteien der Al¬ 
lianz, der Liberaldemokratischen und 
der Demokratischen Partei sowie ein 
von der Partei der Kommunisten der 
Republik Moldowa (PKRM) einge- 
brachtes und durch die Demokratische 
Partei unterstütztes erfolgreiches Miss¬ 
trauensvotum des moldawischen Parla¬ 
ments vorausgegangen. 

Nach der Verfassung der Republik 
muss der Präsident nunmehr Konsulta¬ 
tionen zur Bildung einer neuen Regie¬ 
rung beginnen. Wenn diese innerhalb 
von 45 Tagen nicht zum Erfolg führen, 
müssen Neuwahlen angesetzt werden. 
Umfragen zufolge haben die Kommu¬ 
nisten in diesem Fall die Chance die 
Wahlen zu gewinnen und erneut die 
Regierung des Landes zu bilden. 

Neuer Präsident Kenias 

Die kenianischen Wahlbehörden ha¬ 
ben den reichsten Mann des Landes, 
Uhuru Kenyatta, zum Sieger der Prä¬ 
sidentschaftswahl erklärt. Der 51-jäh¬ 
rige Sohn des Staatsgründers Yomo 
Kenyatta habe 50,7 Prozent der abge¬ 
gebenen Stimmen auf sich vereinigt 
und müsse sich daher nicht mehr der 
Stichwahl stellen. Sein Kontrahent, 
Raila Odinga, kam auf rund 43 Pro¬ 
zent. Der unterlegene Odinga hat die 
Anfechtung der Wahl angekündigt, 
jedoch seine Anhänger zur Ruhe und 
dem Respektieren des Rechtsstaa¬ 
tes aufgerufen. Nach der Präsident¬ 
schaftswahl im Jahr 2007 hatte es 
eine Welle der Gewalt gegeben, weil 
sich zwei Bewerber jeweils zum Sieger 
erklärt hatten. Mehr als 1 000 Men¬ 
schen wurden getötet, Hunderttau¬ 
sende flüchteten vor den Unruhen. 
Der Internationale Strafgerichtshof 
(IStGH) in Den Haag wirft Kenyat¬ 
ta wegen seiner Rolle bei den damali¬ 
gen Ereignissen Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit vor. 

Verfassungsgericht 

entmachtet 

Das ungarische Parlament hat am 
Montag mit der Zweidrittelmehrheit 
der rechtsextremen Regierungspartei 
Fidesz mit einer Verfassungsänderung 
die Entmachtung des Verfassungsge¬ 
richts beschlossen. Gemäß der von der 
Regierung Orbän eingebrachten No¬ 
velle darf das Gericht Verfassungsän¬ 
derungen und -zusätze künftig nicht 
mehr inhaltlich, sondern nur noch ver¬ 
fahrensrechtlich prüfen. Weitere Än¬ 
derungen erlauben es der Regierung, 
stärker in Justiz und Hochschulwesen 
einzugreifen. EU-Kommissionsprä- 
sident Barroso hatte vor der Abstim¬ 
mung in einem Telefongespräch mit 
Orbän vor Verstößen gegen „Grund¬ 
werte der Union“ gewarnt. Orbän er¬ 
klärte, seine Regierung sei „voll und 
ganz den EU-Werten und -Gesetzen 
verpflichtet“. 

Bulgarien bleibt Armenhaus 

Die Wirtschaft des ärmsten EU-Landes 
Bulgarien versinkt noch tiefer in der 
Rezession. Das Bruttoinlandsprodukt 
legte 2012 nur noch um 0,8 Prozent zu, 
teilte das Statistikamt mit. Der Durch¬ 
schnittsverdienst in Bulgarien liegt bei 
400 Euro, die Renten bei durchschnitt¬ 
lich 200 Euro. 



berli 


,Macht Berlusconi den Prozess' 


Erneut Gefängnis für Berlusconi 

Auf den korrupten Ex-Premier warten noch mehrere Prozesse 


K napp zwei Wochen nach den 
Parlamentswahlen, bei denen 
der wegen zahlreicher kriminel¬ 
ler Vergehen angeklagte Milliardär 
und Ex-Premier Berlusconi mit seiner 
Koalition einen zweiten Platz belegte, 
hat ein Mailänder Gericht ihn wegen 
einer illegalen Abhöraffäre zu einem 
Jahr Gefängnis verurteilt. 2005 hatte 
der damalige Regierungschef Amts¬ 
missbrauch begangen, indem er ein il¬ 
legal abgehörtes Telefongespräch über 
eine von der Versicherungsgesellschaft 
Unipol geplante Bankenübernahme in 
seinem Hausblatt „II Giornale“ publik 
machte. Ein Abgeordneter der Mitte- 
Links-Koalition unter Romano Prodi 
hatte den Bankendeal begrüßt. Uni¬ 
pol-Chef Giovanni Consorte, ein An¬ 
hänger Prodis, wurde wegen Insider¬ 
handels verurteilt. Berlusconi wollte 
der bei den Wahlen 2006 gegen ihn 
antretenden Koalition Prodis, die die 
Kommunisten einschloss, öffentlich 
schaden. 

Bereits im Oktober 2012 war der Me¬ 
diendiktator wegen Steuerbetrug, Füh¬ 
rung von Scheinfirmen und schwarzer 
Kassen im Ausland in erster Instanz zu 
vier Jahren Gefängnis und zur Zahlung 
von 10 Millionen Euro an die Staats¬ 
kasse verurteilt worden. Die „Financial 
Times“ hatte 2001 von 64 zur Berlus¬ 
coni-Holding Fininvest gehörenden 
Auslandsfirmen, die den Aufsichtsbe¬ 
hörden verschwiegen worden seien, 
berichtet. 

Mehrere Verfahren gegen den Ex- 
Premier laufen noch oder stehen vor 
der Wiederaufnahme, darunter ein 
Prozess wegen Geschlechtsverkehrs 


mit einer Minderjährigen und wiede¬ 
rum Amtsmissbrauch. Die Mailänder 
Staatsanwaltschaft will die Anklage 
jetzt auf Organisation eines „Systems 
umfassender Prostitution“ erweitern. 
Die zu „Partys“ in die Villa Berlusco¬ 
nis eingeladenen jungen Frauen, dar¬ 
unter Minderjährige, seien bar bezahlt 
oder ihnen berufliche Perspektiven ver¬ 
sprochen worden. In Neapel wird gegen 
Berlusconi wegen Kaufs eines Senators 
ermittelt. Der Medientycoon habe ei¬ 
nem Senator der Partei der Werte Ita¬ 
liens (IdV) für einen Wechsel zu seiner 
Volksfreiheitspartei (PdL) drei Mio. 
Euro gezahlt. Das ermöglichte es, 2008 
die Regierung Prodi im Senat durch ein 
Misstrauensvotum zu stürzen. 
Prozesse gegen frühere Machthaber 
sind heute nicht selten. Aber die gegen 
das überführte Mitglied der faschisti¬ 
schen Putschloge P2 sind schon von 
besonderem Kaliber. Nachdem der 
Medientycoon im April 1994 Regie¬ 
rungschef geworden war, wurde er bis 
2008, wie der „Spiegel“ damals berich¬ 
tete, in 17 Prozessen der Korruption, 
der Geldwäsche, des illegalen Waffen¬ 
handels und Kapitaltransfers und der 
Führung von Tarnfirmen angeklagt und 
insgesamt zu über zehn Jahren Gefäng¬ 
nis und zehn Mio. DM Geldstrafe ver¬ 
urteilt. Ein derart kriminell belasteter 
Politiker hätte bei einer einigermaßen 
funktionierenden Demokratie gar nicht 
für das höchste Regierungsamt kandi¬ 
dieren dürfen. Da es nicht gelang, die 
Juristen generell mundtot zu machen, 
verschaffte sich der Regierungschef 
Immunität vor Strafverfolgungen. Ju¬ 
risten, die dagegen protestierten, atta¬ 


ckierte er als „rote Richter“, beschimpf¬ 
te sie in unflätiger Weise als „Taliban“, 
„Schwerverbrecher“, „Eiterbeulen der 
Gesellschaft“. Das betraf 789 an Prozes¬ 
sen gegen ihn beteiligte Richter. 

Auch jetzt bleiben in Rom Zweifel, ob 
es gelingen wird, den angeklagten Ex- 
Premier einer Strafe zuzuführen. So 
wurde er 2012 in einem Prozess wegen 
nachgewiesener Anwaltsbestechung in 
Höhe von 600 000 Euro wegen Verjäh¬ 
rung freigesprochen. Italiens Mühlen 
der Justiz mahlen langsam. Gegen ein 
Urteil werden Berlusconis Anwälte in 
Berufung gehen, und die kann bis zur 
letzten Instanz Jahre dauern. 

Bleibt die derzeit nach den Wahlen, die 
Berlusconi zu einem Comeback nutzte, 
diskutierte Frage, warum diesem Trei¬ 
ben bisher nicht Einhalt geboten wer¬ 
den konnte. Befördert von der EU und 
ihrer deutschen Führungsmacht hat der 
mit Faschisten und Rassisten verbün¬ 
dete Berlusconi in einem in der Nach¬ 
kriegsgeschichte beispiellosen anti¬ 
kommunistischen Feldzug Kommunis¬ 
ten und alle Linken aus dem Parlament 
ausgeschaltet. Es gab in den letzten 
Jahren faktisch nur eine Protestbewe¬ 
gung, die das verfassungswidrige Geba¬ 
ren des kriminellen Medientycoon an¬ 
prangerte: das Fünf-Sterne-Movimento 
des Komikers Beppe Grillo. 25,5 Pro¬ 
zent der Wähler haben die Radikalität 
seiner Proteste honoriert. Eine Radi¬ 
kalität, die den Linken schon lange ab¬ 
handen gekommen ist. Sie erhielten da¬ 
für vom Wähler eine Antwort, wie sie 
drastischer nicht ausfallen konnte. Sie 
sanken unter 2 Prozent. 

Gerhard Feldbauer 


Franco attackiert Maduro 

ln einem Monat wird in Paraguay gewählt 


Am 21. April wird im südamerikani¬ 
schen Paraguay gewählt. Die Wah¬ 
len finden im normalen Vier-Jahres- 
Rhythmus statt, obwohl der Verfas¬ 
sungsputsch gegen Präsident Fernando 
Lugo am 22. Juni letzten Jahres mit der 
Machtübergabe an den damaligen Vi¬ 
zepräsidenten Federico Franco einen 
Bruch darstellte. Franco führte aber 
letztlich nur das Mandat von Lugo zu 
Ende und kandidiert nicht wieder für 
die Präsidentschaft. 

Fernando Lugo hatte am 20. April 2008 
mit 766 500 Stimmen 40,9 Prozent ge¬ 
holt und damit eine 61-jährige Dau¬ 
erherrschaft der rechten „Colorado“- 
Partei beendet. Mit der rechten PLRA 
(Radikal-Authentische Liberale Par¬ 
tei) und linken Kräften wie der Para¬ 
guayischen KP, die damals leichte Stim¬ 
mengewinne hatten, ging er ein wacke¬ 
liges Bündnis ein; nach verschiedenen 
Versuchen gelang es dem PLRA-Vor¬ 
sitzenden Franco eine Mehrheit der 
Parlamentarier für einen äußerst zwei¬ 
felhaften institutioneilen Prozess ge¬ 
gen den Präsidenten zu gewinnen. 
Lugo wurde abgesetzt und durch sei¬ 
nen maßgeblich an der Verschwörung 
beteiligten Vizepräsidenten Federico 
Franco ersetzt. 

In Lateinamerika wurde der Putsch - 
im Gegensatz zur EU - als solcher be¬ 
nannt, und in der Konsequenz suspen¬ 


dierte das Wirtschaftsbündnis „MerCo- 
Sur“ eine Woche nach der Absetzung 
Lugos Paraguays Mitgliedschaft. Da¬ 
durch war der Weg frei für Venezuela, 
dessen MerCoSur-Aufnahme bis dato 
von Paraguays Senat blockiert worden 
war. Nach dem Tod von Hugo Chä¬ 
vez hat sich jetzt Putschist Franco zu 
Wort gemeldet und Venezuelas Mit¬ 
gliedschaft im MerCoSur als ungültig 
bezeichnet, weil Paraguay nicht zuge¬ 
stimmt habe. 

Und er legte nach, dass Venezue¬ 
las neuer Staatschef Nicolas Madu¬ 
ro nicht gewählt, sondern von seinem 
toten Vorgänger nur ernannt worden 
sei - ungeachtet der Tatsache, dass es 
dort eine Woche vor dem Entscheid in 
Paraguay Neuwahlen geben wird. Mit 
der MerCoSur-Frage geht Franco in die 
Vollen: „Das wird ein kritisches Thema 
sein, wenn es um die Entscheidung (ei¬ 
ner Wiederaufnahme Paraguays, Anm. 
d. Red.) der MerCoSur-Präsidenten 
gehen wird.“ Auf diese Weise versucht 
sich der Putschist rein zu waschen und 
gleichzeitig den Chävez-Nachfolger in 
ein schlechtes Licht zu rücken. Nach 
dem Putsch hatte sich Venezuela, vor 
allem in Person seines Außenministers 
Maduro, an die Seite der Demokratie 
gestellt. Die Botschafter wurden gegen¬ 
seitig abgezogen, und seitdem ist Nico¬ 
las Maduro in Paraguay eine „persona 


non grata“, also eine unerwünschte 
Person. Anders der gestürzte Fernan¬ 
do Lugo, der sich bestürzt über den 
Tod seines „Freundes Hugo Chävez“ 
zeigte. Chävez sei ein Beispiel für alle 
gewesen, die für die Sache der Armen 
und der gesellschaftlichen Gerechtig¬ 
keit eintreten. Ex-Bischof Lugo nannte 
Chävez 4 Tod eine Wiederauferstehung 
in das Himmelreich. Lugo wird am 
21. April für das linke Bündnis „Fren- 
te Guasu“ dem auch die KP angehört, 
für den Senat antreten; als Präsident 
wird Ambai Carrillo kandidieren. Für 
die PLRA tritt Efrafn Alegre als Präsi¬ 
dentschaftskandidat an; die Colorados 
gehen mit Horacio Cartes an den Start. 
Letztere werden vermutlich den Sieg 
unter sich ausmachen. 

Unterdessen sind die ersten Wahlbeob¬ 
achter eingetroffen, und wie es scheint, 
kann auch die EU nicht umhin, die 
Verhältnisse in Paraguay zur Kenntnis 
zu nehmen. Erstmals (!) wird sie eine 
Wahl in Paraguay beobachten, dem 
Land mit der historisch längsten Mili¬ 
tärdiktatur in Südamerika. Unter Füh¬ 
rung der Rumänin Renate Weber rei¬ 
sen gut hundert Beobachter/innen an. 
Insgesamt sollen laut Oberster Wahlbe¬ 
hörde (TSJE) vierhundert Menschen, 
vor allem aus amerikanischen Orga¬ 
nisationen, den Wahlprozess überwa¬ 
chen. Günter Pohl 


Frankreich: 200000 
gegen sozialen 
Rückschritt 

Mehr als 200 000 französische Gewerk- 
schafterinnen und Gewerkschafter de¬ 
monstrierten am 5. März in 170 fran¬ 
zösischen Städten gegen den „sozialen 
Rückschritt“. Dazu aufgerufen hatten 
die linken Gewerkschaftsbünde CGT, 
Force Ouvriere, FSU und Solidaire. Die 
„Linksfront“ machte durch die Teilnah¬ 
me der führenden Persönlichkeiten al¬ 
ler ihrer Komponenten ihre Unterstüt¬ 
zung deutlich. Aber auch Vertreter des 
linken Flügels der regierenden Sozialis¬ 
tischen Partei waren präsent. 

Es war die erste gewerkschaftliche Ak¬ 
tion dieses Ausmaßes seit dem Amtsan¬ 
tritt des sozialdemokratischen Staats¬ 
präsidenten Hollande. Die meisten Be¬ 
teiligten hatten vor einem Jahr noch zu 
den Wählern Hollandes gehört, der die 
„Wende“ und eine deutliche Abkehr 
vom bisherigen kapitalhörigen und am 
Neoliberalismus orientierten Kurs Sar- 
kozys versprochen hatte. Die Demons¬ 
trationen waren deshalb als ein erstes Si¬ 
gnal dafür gewertet worden, in welchem 
Ausmaß sich inzwischen Enttäuschung 
über die nicht eingehaltenen Wahlver¬ 
sprechen Hollandes ausgebreitet hatte. 
Konkret richtete sich der Protest insbe¬ 
sondere gegen den zwischen dem Un¬ 
ternehmerverband MEDEF und dem 
sozialpartnerschaftlich ausgerichteten 
Gewerkschaftsbund CFDT und zwei 
weiteren Gewerkschaftsorganisationen 
ausgehandelten „Pakt für Beschäfti¬ 
gung“, der nun entsprechend einem An¬ 
trag der Regierung im April als „Reform 
des Arbeitsmarktes“ im Parlament Ge¬ 
setzesform erhalten soll. Dieser „Pakt“, 
dessen gewerkschaftliche Unterstützer 
in der französischen Gewerkschaftsbe¬ 
wegung sicher nicht die Mehrheit re¬ 
präsentieren, sieht als „Gegenleistung“ 
für eine Zusage der Unternehmerseite, 
Massenentlassungen und Sozialpläne in 
den nächsten Jahren möglichst zu ver¬ 
meiden, eine weitere Flexibilisierung der 
Arbeitszeiten (Abweichungen von der 
gesetzlich festgeschriebenen 35-Stun- 
den-Woche) und betriebliche bzw. bran¬ 
chenweite Abweichungen von den tarif¬ 
lich festgelegten Löhnen vor. 


Peugeot-Arbeiter 

besetzten 

Unternehmerbüro 

Rund 170 Beschäftigte des Automobil¬ 
werks von Peugeot-Citroen (PSA) in 
Aulnay-sous-Bois bei Paris, das nach den 
Firmenplänen 2014 geschlossen werden 
soll, sind am 8. März in das Büro des 
Unternehmerverbands der Metallindus¬ 
triellen (UIMM) in Paris eingedrungen 
und haben es besetzt. „Wir haben be¬ 
schlossen, die UIMM zu besetzen, um 
gegen die Tatsache zu protestieren, dass 
Peugeot sich weigert zu verhandeln, und 
gegen die Regierung, die sich zum Kom¬ 
plizen der Direktion macht, indem sie 
es ablehnt, einen Vermittler zu berufen“, 
erklärte ihr Anführer, der CGT-Ge- 
werkschafter Jean-Pierre Mercier. „Wir 
werden hier nicht eher Weggehen, als bis 
unsere Forderungen erhört worden sind, 
das heißt unbefristete Vollarbeitsplätze 
für alle Betroffenen und Vorruhestands¬ 
rente ab 55“, sagte er weiter. 

Die 2 800 Beschäftigten des PSA-Werks 
Aulnay streiken seit mehr als acht Wo¬ 
chen. Die Direktion hält unabänder¬ 
lich an ihrem Schließungsplan fest. In 
ihrem Vorschlag für einen „Sozialplan“ 
ist vorgesehen, dass nur ca. 1300 Be¬ 
schäftigten einen neuen Arbeitsplatz 
in dem ebenfalls im Großraum Paris 
vorhandenen Peugeot-Werk Poissy 
angeboten werden soll, ohne zu garan¬ 
tieren, dass sie dort einen Arbeitsplatz 
gleicher Qualität und Lohnhöhe be¬ 
kommen. Die restlichen Betroffenen, 
soweit sie nicht in den Vorruhestand 
gedrängt werden, sollen in branchen¬ 
fremden Unternehmen in der Region 
untergebracht werden, ohne dass dazu 
feste Vereinbarungen und Garantien 
vorliegen. Die Beschäftigten fürchten 
daher zu recht, dass sie letztlich „auf 
der Strecke bleiben“ oder zumindest 
erhebliche Einkommenseinbußen und 
Erschwernisse durch verlängerte Ar¬ 
beitswege hinnehmen müssen. 
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Die Opfer ehren, den Widerstand würdigen 

Die KPÖ zum 75. Jahrestag der Annexion Österreichs 1938 


Für die KPÖ ist der 75. Jahrestag der 
Annexion Österreichs durch Hitler¬ 
deutschland im März 1938 Anlass des 
antifaschistischen Widerstandes und 
der Opfer zu gedenken, aber auch an 
die Mitverantwortung zigtausender 
Österreicherinnen an den Verbrechen 
des Nazifaschismus zu erinnern, stellt 
KPÖ-Bundessprecher Mirko Messner 
fest. „Durch eine politisch willkürliche 
Interpretation des „Moskauer Memo¬ 
randums“ der Alliierten vom Okto¬ 
ber 1943 wird Österreich immer noch 
hauptsächlich als Opfer des Faschismus 
gesehen und damit die enorme Mit¬ 
schuld zigtausender Österreicherinnen 
an den fürchterlichen Verbrechen des 
Nazifaschismus bagatellisiert“, so Mess¬ 
ner. Der Schriftsteller Carl Zuckmayer 
hatte die Stimmung in den Tagen des 
„Anschlusses“ im März 1938 treffend 
als „Hexensabbat des Pöbels und ein 


Begräbnis aller menschlichen Würde“ 
bezeichnet. Zigtausende Österreiche¬ 
rinnen waren durch aktive Beteiligung 
am NS-Regime oder als Profiteure von 
Arisierung und Vertreibung mitver¬ 
antwortlich für die Verbrechen des Fa¬ 
schismus. 

Immer noch wird von vielen das Jahr 
1945 als die „Stunde Null“ und die 
Zweite Republik nicht als Antithese 
zum Faschismus verstanden. Das be¬ 
weist das schon kurz nach Kriegsende 
einsetzende Buhlen der Großparteien 
ÖVP und SPÖ um die „Ehemaligen“ 
des damaligen VdU, aus der die heu¬ 
tige FPÖ hervorging. Damit wurde 
letztlich aber breiter Raum für Frem¬ 
denfeindlichkeit in allen Spielarten, 
die „Sozialschmarotzer“-Debatte oder 
offener Revanchismus wie etwa in der 
Diskussion um die Benes-Dekrete 
ebenso ermöglicht wie die provokante 


Toleranz von Exekutive, Verfassungs¬ 
schutz und Justiz gegenüber rechtsext¬ 
remen und neonazistischen Aktivitäten 
und Gruppen. 

Die KPÖ erinnert zum Jahrestag der 
Annexion an den aktiven Beitrag tau¬ 
sender Kommunistinnen zur Befreiung 
vom Faschismus. Im Unterschied zur 
Kirche (deren Kardinal Innitzer den 
„Anschluss“ begrüßte), der SPÖ (deren 
Exponent Renner „freudigen Herzens“ 
mit Ja stimmte) und den Vorläufern der 
ÖVP (die mit der austrofaschistischen 
Herrschaft den Boden für den „An¬ 
schluss“ vorbereitet hatten) leistete 
die KPÖ von Anfang Widerstand ge¬ 
gen den Nazifaschismus und erfüllte 
damit auch den in „Moskauer Memo¬ 
randum“ verlangten „eigenen Beitrag“ 
zur Befreiung. 

Der Aufruf der KPÖ zum Widerstand 
noch in der Nacht des deutschen Ein¬ 


marsches verlieh der Überzeugung 
Ausdruck, dass ein freies, unabhän¬ 
giges und demokratisches Österreich 
Wiedererstehen wird. Über zweitau¬ 
send österreichische Kommunistinnen 
sind als Opfer des Kampfes gegen den 
Faschismus erfasst. 

Die KPÖ fordert eine offene und kon¬ 
sequente Auseinandersetzung mit der 
eigenen Geschichte und der Mitver¬ 
antwortung an den Verbrechen des 
Nazi-Regimes, bei welcher die Opfer 
gewürdigt und die Täter beim Namen 
genannt werden. Sie tritt daher auch al¬ 
len Versuchen entgegen, den politisch 
motivierten Widerstand gegen den Fa¬ 
schismus aus der Geschichte zu ver¬ 
drängen: „Die KPÖ verlangt die Aner¬ 
kennung der Leistungen aller Formen 
des Widerstandes gegen den Faschis¬ 
mus als Grundlage der 2. Republik, ei¬ 
nen aktiven Kampf gegen den faschis¬ 
tischen Ungeist in allen seinen Spiel¬ 
arten und die strikte Einhaltung des 
Staatsvertrages“, so Messner. 


Queen Unterzeichnete 
Antidiskriminierungscharta 

Die britische Königin hat am Montag 
eine Anti-Diskriminierungs-Charta 
unterzeichnet. Die Charta umfasst 
16 Punkte, in denen für alle Com¬ 
monwealth-Staaten festgelegt wird, 
von Gesetzen gegen Lesben, Schwule, 
Bisexuelle und Transgender-Personen 
abzusehen und gegen die Benachtei¬ 
ligung von Frauen und rassistische 
Diskriminierung vorzugehen. „Wir 
treten entschieden gegen jede Form 
von Diskriminierung ein, ob nach Gen- 
der, Hautfarbe, Religionszugehörigkeit, 
politischen Überzeugungen oder auf 
anderer Grundlage“ heißt es in dem 
Dokument. 

Es ist „eine der umstrittensten Dekla¬ 
rationen“ in den 61 Jahren von Eliz¬ 
abeth II. auf dem Thron. Noch nie zu¬ 
vor hatte die Queen zu den Rechten 
von Lesben und Schwulen Stellung ge¬ 
nommen. Vertreter des Hofes unterstri¬ 
chen, die Queen habe „keinen persönli¬ 
chen Standpunkt in derartigen Fragen“. 


Die KPRF will auf die junge Generation zugehen 

Der 15. Parteitag der KP der Russischen Föderation 


A m 23. und 24. Februar fand in 
Moskau der 15. Parteitag der 
Kommunistischen Partei der 
Russischen Föderation statt. Er hatte 
die Aufgabe, den politischen Bericht 
des Zentralkomitees an den 15. Partei¬ 
tag zu diskutieren und daraus Schluss¬ 
folgerungen zu ziehen. Darüber hinaus 
gab es die Berichte der zentralen Kom¬ 
missionen. Programmatische Verände¬ 
rungen wurden diskutiert. Das Zent¬ 
ralkomitee wurde neu gewählt, ebenso 
die zentralen Kommissionen der KPRF. 
Der Parteitag fand zum 20. Jahres¬ 
tag der Gründung der Partei statt. 95 
ausländische Organisationen nahmen 
an dem Kongress teil, darunter auch 
viele Gäste aus den ehemaligen Sow¬ 
jetrepubliken, aus den sozialistischen 
Ländern Kuba, Vietnam, China, Laos 
und der KDVR. Die KPRF hatte auch 
einige Linksparteien eingeladen. So 
nahmen aus Deutschland für die DKP 
Heinz Stehr, für die Partei „Die Lin¬ 
ke“ Wolfgang Gehrcke am Parteitag 
und der anschließenden internationa¬ 
len Konferenz zum Thema „Das Antlitz 
des Sozialismus, für den wir kämpfen“ 
teil. 324 Delegierte wählten das neue 
Zentralkomitee, das aus ihrer Mitte den 
Vorsitzenden, die Stellvertreter und 
das Sekretariat des Zentralkomitees 
wählte. Erneut wurde Gennadi Sjuga¬ 
now zum Vorsitzenden gewählt. Das 
Sekretariat wurde deutlich verjüngt; 
einige Genossen im Alter zwischen 
30 und 40 Jahren wurden deren Mit¬ 
glied. Auch damit, so brachte es Gen¬ 
nadi Sjuganow in seinem Schlusswort 
zum Ausdruck, soll die Orientierung 
auf die Zukunft ausgedrückt werden. 
Eine Hauptaufgabe der nächsten Zeit 
sei es, die junge Generation mit der 
Politik der KPRF anzusprechen. Sju¬ 
ganow hob hervor, der Erfolg bei den 
Präsidentschaftswahlen zeige, dass die 
KPRF neue Chancen habe stärker zu 
werden und Einfluss zu gewinnen. 

Das unterstrich auch ein Delegierter 
aus der Moskauer Region, der berich¬ 
tete, dass 3 000 neue Mitglieder gewon¬ 
nen wurden, dass in einer Kampagne 
eine Million Unterschriften für die po¬ 
litischen Zielstellung gesammelt wur¬ 
den und die Partei wesentlich mehr 
durch eigene Kleinzeitungen in der 
Öffentlichkeit präsent ist. 

Ein Diskussionspunkt in der Partei ist 
das Verhältnis von außerparlamenta¬ 
rischer zu parlamentarischer Tätigkeit. 
Ein Genosse betonte, dass eine Entge¬ 
genstellung aus seiner Sicht falsch sei 
und es darum gehe, beides miteinander 
zu verbinden. In vielen Diskussionen 
spielte neben der sozialen Frage die 
Bewahrung der nationalen Identität 
eine große Rolle. 

Ein Genosse thematisierte die Frage, 
ob es nötig wäre, mit anderen linken 
politischen Kräften zusammenzuarbei¬ 
ten. Er argumentierte mit seinen Erfah¬ 
rungen: dies sei die Voraussetzung für 
eine Änderung des Kräfteverhältnisses. 
Ein Genosse aus dem Gebiet Rjasan 
informierte, es habe Umfragen gege¬ 
ben, die belegen, dass 51 Prozent der 
Befragten in seiner Region die Sowjet¬ 


union zurückhaben wollten. Er verwies 
auf die 12 Millionen Wählerinnen- und 
Wählerstimmen, die die KPRF bei den 
Präsidentschaftswahlen bekommen hat 
und schloss daraus, dass massenwirksa¬ 
mere Politik möglich sei. 

Da dies der „Tag der Armee“ war, wur¬ 
de einstimmig ein Aufruf „Lang lebe 
die Armee“ verabschiedet. Dieser ist 
nach den Aussagen mit dem jetzigen 
Verteidigungsminister abgesprochen 


worden. Hochrangige Militärs nahmen 
in Uniform als Delegierte im Präsidi¬ 
um des Parteivorstandes teil. Mit gro¬ 
ßem Beifall wurde die Grußadresse 
des weißrussischen Präsidenten Luka¬ 
schenko aufgenommen. 

Die Berichte aus den Regionen zeig¬ 
ten die sehr unterschiedlichen politi¬ 
schen Herausforderungen, zum Bei¬ 
spiel wenn Genossen aus der Tätigkeit 
in der Moskauer Duma berichteten 
und ein Genosse aus Dagestan, einem 
Teil Russlands, in dem religiöse Kräfte 
versuchen, den Einfluss des Islam zu 
stärken. 

Ein junger Genosse aus Karelien stell¬ 
te sich als Arbeiter aus einem Konzern¬ 
betrieb vor und informierte über den 
Kampf für die Rechte der Beschäftigten. 
Weiter berichtete er über die Schwie¬ 
rigkeiten, mit der derzeitigen Agitation 
und Propaganda die Köpfe seiner Kol¬ 
leginnen und Kollegen zu erreichen. 
Besonders schwierig sei das, wenn es 
um die junge Generation gehe, die 
nicht gewohnt sei längere Texte zu le¬ 
sen. Er forderte ein Umdenken in der 
Partei zu diesem Problem. Die Frage 
der notwendigen ideologischen Arbeit 
unter der Jugend war auch Gegenstand 
anderer Diskussionsbeiträge. Dabei 
wurde thematisiert, dass die faschisti¬ 
sche Gefahr ständig größer wird. Die 
Verbindung des Internationalismus zur 
nationalen Frage müsse genauer defi¬ 
niert werden, um dem Anspruch, in¬ 


ternationalistische Politik zu gestalten, 
besser gerecht werden zu können. 

Die Debatte zeigte eine breite Palette 
von Fragen, wie sie heute ähnlich auch 
in anderen kommunistischen und Ar¬ 
beiterparteien, aber auch in linken Par¬ 
teien diskutiert werden. Eine besonde¬ 
re Situation ergibt sich daraus, dass die 
KPRF auf dem Boden einer ehemals 
sozialistischen Großmacht existiert und 
arbeitet. Es bedurfte und es bedarf sehr 


viel Zeit, um die Folgen der Niederlage 
des Sozialismus, des Zusammenbruchs 
und der Zerschlagung zu verarbeiten 
und zugleich den Herausforderungen 
von heute und für die Zukunft gerecht 
zu werden, war nach diesem Parteitag 
mein Eindruck. 

Am 25. Februar schloss sich dem Par¬ 
teitag der „Runde Tisch“ zum Thema 
„Das Antlitz des Sozialismus, für den 
wir kämpfen“ an. Während dieser in¬ 
ternationalen Beratung wurden mehr 
als zehn Stunden lang Statements zum 
Thema vorgetragen. Vertreterinnen 
und Vertreter von Parteien nutzten 
auch die Gelegenheit, um über das ei¬ 
gene Land, die eigene Partei und An¬ 
sichten zu anderen Themen zu infor¬ 
mieren. Leider war unter diesen Rah¬ 
menbedingungen eine Diskussion nicht 
möglich. Dennoch war es sehr interes¬ 
sant, zum Beispiel von den Genossin¬ 
nen und Genossen aus den arabischen 
Ländern Informationen über die aktu¬ 
ellen Auseinandersetzungen zu erhal¬ 
ten. 

Wie immer bei solchen Parteitage, gab 
es zahlreiche Möglichkeiten zu zwei- 
und mehrseitigen Gesprächen. Im 
Rahmen des Aufenthaltes nutzte ich 
sie intensiv, um mit Genossinnen und 
Genossen aus Kuba, Venezuela, Nica¬ 
ragua, Frankreich, Spanien, Dänemark 
und anderen europäischen Ländern zu 
reden sowie neue Kontakte zu Genos¬ 
sinnen und Genossen aus den ehema¬ 
ligen Sowjetrepubliken herzustellen. 
Redakteure der „Prawda“ nutzten den 
Parteitag zu Interviews mit Vertretern 
anderer Parteien, so auch mit mir, um 


die Sichtweise der jeweiligen Parteien 
auf die Folgen der Krise kennen zu ler¬ 
nen oder durch ihre Zeitung über Ak¬ 
tionen in den jeweiligen Ländern zu 
informieren. 

Wolfgang Gehrcke formulierte im Rah¬ 
men der Konferenz für die Partei „Die 
Linke“ einen Vorschlag zur Zusam¬ 
menarbeit zwischen kommunistischen 
und linken Parteien auf drei Feldern: 

★ Kampf um Frieden und Abrüstung, 
gegen jedwede militärische Aggressi¬ 
onspolitik des Imperialismus, 

★ gegenseitige Unterstützung im 
Kampf für die sozialen Leistungen und 
Rechte, 

★ Kampf gegen reaktionäre und fa¬ 
schistische Formierung in den einzel¬ 
nen Ländern. 

Für die DKP setzte ich mich, ausge¬ 
hend vom DKP-Programm, mit der 
Frage auseinander, warum in unserem 
Lande keine politischen Alternativen 
für die Massen erkennbar sind. Ich zi¬ 
tierte die Kernelemente zukünftiger 
Sozialismusvorstellungen und des We¬ 
ges zum Sozialismus aus dem DKP- 
Programm 2006 und hob die Dialek¬ 
tik von Abwehrkämpfen, Kampf um 
progressive Reformen und um sozia¬ 
listische Veränderungen hervor. Ent¬ 
sprechend der Beschlusslage der DKP 
warb ich dafür, die Zusammenarbeit 
zwischen kommunistischen und Ar¬ 
beiterparteien und mit anderen linken 
Parteien zu verstärken. Zu einer orga¬ 
nisierten Zusammenarbeit gehören die 
Gleichberechtigung aller Parteien und 
ein demokratisch-internationalistischer 
Umgang miteinander. Heinz Stehr 



Dem Vorsitzenden der KPRF, Gennadi Sjuganow, übergab Heinz Stehr als 
Gastgeschenk ein Werk des Künstlers Erwin Jarmus. 


Einige Inhalte des politischen Berichtes des Zentralkomitees 

der KPRF an den 15. Parteitag 


★ Die zunehmende Aggressivität des Kapitalismus bedeu¬ 
tet große Gefahren für die Existenz der Menschheit und 
ist zugleich ein Merkmal des Niedergangs dieses Systems. 
Fortschrittliche antiimperialistische Prozesse gewinnen an 
Kraft. Objektiv begünstigen sie auch Sozialismusvorstel¬ 
lungen. Aber ohne den subjektiven Faktor kann die revo¬ 
lutionäre Umgestaltung der Welt nicht zustande kommen. 
Zurzeit wirken über hundert kommunistische und Arbei¬ 
terparteien in der Welt. 

★ In der so genannten „Reformzeit“ in Russland sind zwei 
Drittel der Industrie und über die Hälfte der Landwirt¬ 
schaft verloren gegangen. Die Überreste der Industrie 
machen nur noch 36 Prozent der gesamten Wirtschaft aus, 
nur noch 4 Prozent die der Landwirtschaft. 60 Prozent des 
Haushaltsvolumens wird durch Erdöl- und Gaseinkommen 
erwirtschaftet. Das Land ist zum Rohstofflieferanten um¬ 
gestaltet. Es ist gleichzeitig Absatzmarkt für die globalen 
Monopole geworden. Die seit über 20 Jahren betriebene 
Deindustrialisierung führte auch zur Schrumpfung der Ar¬ 
beiterklasse. In den letzten zehn Jahren verminderte sich 
die Zahl der Beschäftigten in der materiellen Produktion 
um fünf Millionen Menschen. Nach den Zahlen von Cre- 
ditSuisse leben 91 Prozent der Menschen Russlands nach 
europäischen Maßstäben in Armut. Der durchschnittliche 
Lohn im Bauwesen und in der Verarbeitungsindustrie be¬ 
trägt 24 000 bis 25 000 Rubel = 600 Euro, in der Leichtin¬ 
dustrie 12 000 Rubel = 300 Euro. Die Landwirtschaft ist 
in einem Notzustand. 30 000 Dörfer sind inzwischen ver¬ 
schwunden. 

★ 0,2 Prozent der Bevölkerung, die Großbourgeoisie, be¬ 
sitzen 70 Prozent des gesamten Eigentums. Die Lebenser¬ 


wartung der Männer beträgt 60, der Frauen 70 Jahre. Die 
Kriminalität wächst ständig. 2011 sind durch kriminelle Ta¬ 
ten 40 000 Menschen umgekommen. 

★ In der neuen Fassung des Parteiprogramms der KPRF 
hat die Partei ihre Vision vom Sozialismus des 21. Jahrhun¬ 
derts dargelegt. Die Mitgliederzahl in der KPRF nahm im 
Berichtszeitraum auf 158 000 Mitglieder zu. Im Zuge des 
Lenin- und Stalin-Aufgebotes wurden zwischen 2009 und 
2011 30 000 Mitglieder aufgenommen. 12 Prozent der 
Mitglieder sind Arbeiter, 12 Prozent Bauern, 44 Prozent 
der Mitglieder sind Rentner, 10 Prozent junge Menschen, 
34,4 Prozent sind Frauen. Es wirken in Russland 81 regio¬ 
nale, 2 278 lokale und 13 726 Grundparteiorganisationen. 
Der Mitgliedsbeitrag im Monat beträgt 49,90 Rubel, das 
sind 1,20 Euro. In Moskau beträgt der Durchschnittsbeitrag 
500 Rubel = ca. 5,- Euro. Die Partei besitzt Eigentum im 
Wert von 75,6 Millionen Rubel, darunter drei Druckereien, 
Verlage und Zeitungen (Prawda, Sowjetskaja Rossija). Die 
KPRF konnte bei den letzten Präsidentschaftswahlen neue 
Stimmen gewinnen. 

★ Die KPRF betont, dass es um eine Zusammenführung 
des sozialen und Klassenkampfes mit dem nationalen Be¬ 
freiungskampf gehe. Sie definiert, dass Russland heute un¬ 
ter Okkupation existiert. Entsprechend wird die nationale 
Frage betont. 

★ Die KPRF hat eigene Fraktionen in 79 regionalen und 
lokalen gewählten Gremien. Sie hat der Öffentlichkeit ein 
detailliertes Programm unter dem Titel: „Neue Wirtschafts¬ 
politik“ vorgestellt. 

Zusammenstellung und Übersetzung: Dr. Anatoli Popow, 
Botschaftsrat i.R. 
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Kolumne von Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP 

„Ich kenne keine Parteien mehr, 
ich kenne nur noch Deutsche.“ 



Streikverbot für Beamte aufheben 

Interview mit Ernst Eggers, Vorsitzender der GEW im Kreis Bad Kreuznach 



Dies sagte der deutsche Kaiser, kurz 
bevor die deutsche Sozialdemokratie 
den Kriegskrediten zustimmte und 
sich damit auf die Seite des deutschen 
Imperialismus schlug, den proletari¬ 
schen Internationalismus und die 
deutsche Arbeiterklasse verriet. 

Und heute, Bundestagsabgeordne¬ 
te aller Parteien von der CSU bis zu 
Stefan Liebich (Die Linke) zeichnen 
einen Aufruf „Mehr europäische 
Außenpolitik“, um die „parteiüber- 
greifende Gemeinsamkeiten heraus¬ 
zustellen, die für eine Orientierung 
deutscher Außenpolitik (...) essenti¬ 
ell sind“. 

Natürlich wird darin vieles hinter 
wohltönenden Worten versteckt, da 
heißt es „Deutsche Politik (...) sollte 
sich verpflichtet fühlen eine aktive¬ 
re gemeinsame Außen- und Sicher¬ 
heitspolitik zu unterstützen“, da wird 
vom „Einsatz für weltweite Abrüs¬ 
tung und Rüstungskontrolle“ gespro¬ 
chen. Wir aber wissen, dass immer 
von Frieden, Freiheit gesprochen 
wird, wenn es um den nächsten Aus¬ 
landseinsatz der Bundeswehr geht, 
egal unter welcher Flagge. Da wird 
davon gesprochen, dass Deutschland 
„eine sicherheitspolitische Kultur 
der Zurückhaltung“ habe. Das sehen 
die Familien der in Afghanistan ge¬ 
töteten Zivilisten sicherlich anders. 
Aber es wird auch Klartext gespro¬ 
chen: 

„Auch weiterhin gilt, dass der Hand¬ 
lungsrahmen der EU den Einfluss 
Deutschlands in der internationalen 
Politik weit über die ausschließlich 
nationalen Möglichkeiten erhöht.“ 
„Das beinhaltet eine Stärkung der 
Fähigkeiten und Instrumente zu Kri¬ 
senprävention, Krisenmanagement 
(das ist meist Krieg - PK) und Kri¬ 
sennachsorge.“ Es gehe darum, „dass 
alle EU-Partner gleichermaßen gesi¬ 
cherten Zugang zu den Energieträ¬ 


gern haben“. Es wird von „liberaleren 
Visumsregelungen“ zur Festung Eu¬ 
ropa gesprochen, damit die „Länder 
der EU, ihre eigenen demographi¬ 
schen Herausforderungen meistern“, 
dies bedeutet, rein darf, wer zu den 
Verwertungsinteressen des Kapitals 
passt. Und es wird benannt, wohin 
das alles zielt: „Nordafrika, Osteuro¬ 
pa, Kaukasus und der westliche Kau¬ 
kasus (sind) von besonderer Bedeu¬ 
tung, „konkrete Aktivitäten im Ho¬ 
hen Norden, im Mittelmeerraum und 
am Schwarzen Meer sollten stärkere 
Unterstützung bekommen“. 

Nicht alles ist gänzlich neu hinsicht¬ 
lich der Strategien des deutschen 
Imperialismus. Neu ist die Unter¬ 
stützung durch Vertreter aller (!) 
Bundestagsparteien. Hier sind heu¬ 
tige Liebknechts nötig, die ein deut¬ 
liches Nein sagen und die Menschen 
für dieses Nein mobilisieren. Meine 
Partei, die DKP, muss und wird sich 
in diese Tradition stellen - nicht nur 
bei den Ostermärschen. Ich bin zu¬ 
versichtlich, dass auch die Friedens¬ 
bewegung dieser gefährlichen Ten¬ 
denz eine Abfuhr erteilt und ich hof¬ 
fe, dass dies auch die Mitglieder der 
Partei „Die Linke“ tun. 


Seit dem 4. März ist für die rheinland- 
pfälzische Landesregierung (SPD und 
Grüne), aber auch für die CDU nichts 
mehr in Ordnung. Die Gewerkschaften 
der Landesbeschäftigten, GEW, GdP 
und ver.di hatten zum Warnstreik und 
zur Demonstration aufgerufen. Ge¬ 
meinsam mit verschiedenen Verbän¬ 
den im Beamtenbund brachten siefast 
4 000 Beschäftigte auf die Straße. Der 
große Aufreger in Politik und Medien 
schon Tage zuvor: Die GEW rief auch 
die beamteten Lehrer zum Streik auf. 
Darüber sprachen wir mit Ernst Eg¬ 
gers, Vorsitzender der GEW im Kreis 
Bad Kreuznach. 

UZ: Kollege Eggers, wie war denn die 
Reaktion auf Euren Aufruf? 

Emst Eggers: Für unsere Kolleginnen 
und Kollegen in Hessen und ande¬ 
ren Bundesländern ist der Beamten¬ 
streik nichts Neues, aber für uns war 
es eine Premiere. Die vorherrschende 
Meinung ist, dass Beamte nicht strei¬ 
ken dürfen. Dabei steht nirgendwo im 
Grundgesetz, dass der Artikel 9 für Be¬ 
amtinnen und Beamte nicht gelte, es 
seien lediglich „hergebrachte Grund¬ 
sätze des Berufsbeamtums“ zu beach¬ 
ten. Schön, warum sollten wir Grund¬ 
sätze aus dem Kaiserreich nehmen und 
nicht Grundsätze aus der Weimarer 
Republik; in der Weimarer Republik 
gab es kein grundsätzliches Streikver¬ 
bot für Beamte. Jedenfalls ließen sich 
viele Kolleginnen und Kollegen in den 
vergangenen Tagen nicht beirren, unge¬ 
fähr 800 streikten und waren in Mainz 
mit vor der Staatskanzlei. Beschäftig- 
tenrechte, auch das Streikrecht, kamen 
noch nie von selbst, sondern ihre ge¬ 
setzliche Verankerung musste erkämpft 
werden. 

UZ: Seitens der Landesregierung wurde 
von Verletzung der Dienstpflichten ge¬ 
sprochen und von Konsequenzen. Wie 
real sind solche Drohungen? 

Ernst Eggers: Nach Artikel 12 der Eu¬ 
ropäischen Menschenrechtskonventi¬ 
on ist das Streikrecht ein Menschen¬ 
recht. Das bestätigte der Europäische 
Gerichtshof für Menschenrechte im¬ 
mer wieder; allenfalls Bereiche wie 
innere und äußere Sicherheit müssen 
nach Meinung der Richter Beschrän¬ 
kungen hinnehmen. Die damals allei¬ 
ne regierende SPD in Rheinland-Pfalz 
sah darin leider keinen Anlass, bei der 
Novellierung des Landesbeamtenge¬ 
setzes im Jahre 2010 das Streikverbot 
für Beamte aufzuheben. Damit hätte 
sich die SPD in den Augen der Arbeit¬ 
nehmerinnen sehr positiv von CDU/ 
FDP-Positionen abgehoben und ihre 
Bekundung greifbarer gemacht, in der 
Tradition der Arbeiterbewegung zu 
stehen. Oberdrein hätte die Rechtspre¬ 
chung Orientierung und würde von 
den Leuten nicht als Eiertanz emp¬ 
funden zwischen dem europäischen 
Recht und dem Beamtenrecht mit dis¬ 
ziplinarischer Bestrafung Streikender. 


Nach dem geltenden Recht wird die 
Besoldung per Parlamentsbeschluss 
festgelegt, die Gewerkschaften müs¬ 
sen nur „gehört“ werden. Wir wollen 
aber einen höheren Status, auch das ist 
ein Ziel bei der Forderung nach Streik¬ 
recht. Mein Wunsch ist, dass die neue 
Ministerpräsidentin Malu Dreyer in ih¬ 
rer Partei als politischen Maßstab ver¬ 
ankert, bestehende gewerkschaftliche 
und Arbeitnehmerrechte nicht nur zu 
erhalten, sondern im Sinne der Arbeit¬ 
nehmerinnen auch auszuweiten. 

UZ: In Kommentaren der regionalen 
Zeitungen wurde davon geschrieben, 
dass die Lehrerinnen und Lehrer ho¬ 
heitliche Aufgaben hätten und deshalb 
nicht streiken dürften. 

Ernst Eggers: Von einer Hoheit des 
Staates im Bildungssektor kann heu¬ 
te überhaupt nicht mehr die Rede sein. 
Im Jahre 1995 unterschrieben mehr als 
150 Staaten, darunter auch die Bundes¬ 
republik, das GATS Abkommen zur 
Privatisierung des Dienstleistungssek¬ 
tors. Zeitgleich wurde auf EU-Ebene 
die Privatisierung des Bildungssektors 
eingeläutet. Seitdem steigt die Zahl 
von privaten Bildungseinrichtungen, 
und Stiftungen verstärken ihr Enga¬ 
gement im Bildungssektor. Ein Ende 
dieser Entwicklung ist nicht in Sicht. 
In privaten Schulen unterrichten Kol¬ 
leginnen und Kollegen als Angestellte, 
und der Staat stellt vermehrt Lehrkräf¬ 
te im Angestelltenverhältnis ein, nicht 
verbeamtet, oft nur befristet in Teilzeit; 
diese Kolleginnen und Kollegen haben 
Streikrecht. Die Forderung nach Streik¬ 
recht für beamtete Lehrerinnen und 
Lehrer ist demnach eine Anpassung 
an die derzeitige Entwicklung des Bil¬ 
dungssektors. 

UZ: In den Medien und an manchem 
Stammtisch wird das Bild gepflegt vom 
Lehrer, der viel verdient, mittags frei 
und drei Monate Urlaub hat. Er werde 
„amtsangemessen alimentiert“, wie das 
im Behördendeutsch heißt, und brauche 
deshalb keine Gehaltserhöhung. 

Ernst Eggers: Dieses Bild ist typisch 
für unsere vom industriellen Denken 
geprägte Gesellschaft. Niemand zieht 
in Zweifel, dass die Aufrechterhaltung 
komplexer Produktionsprozesse rele¬ 
vant ist und angemessen vergütet wird. 
Dass die Erziehung und die Sorge um 
den Erwerb von Kompetenzen bei Kin¬ 
dern und Jugendlichen als zukünftige 
Arbeitnehmerinnen mindestens eben¬ 
so komplex und relevant ist, wird nicht 
wahrgenommen. Und die Zeiten einer 
angemessenen Vergütung sind längst 
vorbei, denn seit vielen Jahren wird 
bei den beamteten Lehrkräften ge¬ 
kürzt: Das 13. Monatsgehalt und das 
Urlaubsgeld sind längst vom Tisch; der 
staatliche Zuschuss für ärztliche Be¬ 
handlungskosten als Ersatz für den Ar¬ 
beitgeberbeitrag zur Krankenversiche¬ 
rung (Beihilfe) wird erst gewährt, wenn 
die Jahreskosten 300 Euro übersteigen. 
Schon vor Jahren wurde in Rheinland- 


Pfalz die Arbeitszeit der Lehrkräfte 
hochgesetzt - und dementsprechend 
Stellen gestrichen. Jetzt steht den Lan¬ 
desbeamten fünf Jahre lang jährlich ein 
Prozent Besoldungserhöhung ins Haus, 
das reicht nicht einmal als Inflations¬ 
ausgleich. 

UZ: Man wirft der GEW vor, mit ih¬ 
ren Streikaufrufen für Beamte den Be¬ 
amtenstatus der Lehrkräfte insgesamt 
in Frage zu stellen. Solche Unkenrufe 
kommen nicht nur von konservativen 
Politikern, sondern auch vom Beam¬ 
tenbund. 

Ernst Eggers: Ich setze sogar noch 
eins drauf: Es gibt Leute, welche die 
Grundfesten des Staates erschüttert 
sehen, wenn Beamte Streikrecht ha¬ 
ben. Nun, die Weimarer Republik hat 
gezeigt, dass Streikrecht und Beamten¬ 
tum sehr wohl vereinbar sind, und sie 
ist nicht an Beamtenstreiks kaputt ge¬ 
gangen. Der Dienstherr hätte auch bei 
Beamten mit gewerkschaftlichen Ver- 
handlungs- und Arbeitskampfrechten 
nicht wenige Vorteile, und Tarifpartner 
agieren nicht im gesetzlosen Raum. Die 
Kritik durch Beamtenbundsfunktionä¬ 
re an unserem Streikaufruf verwundert 
viele, nicht nur GEW-Mitglieder. Die 
am Montag mit uns streikenden und 
im Beamtenbund organisierten Kom- 
munalangestellten, Straßenwärter und 
andere haben jedenfalls die Beteili¬ 
gung unserer beamteten Mitglieder 
am Streik und der Demonstration für 
unsere gemeinsamen Ziele begrüßt. 
Die ganzen Jahre haben staatliche An¬ 
gestellte für Verbesserungen gestreikt, 
und die Beamten haben ohne eigenen 
Beitrag den Nutzen daraus gezogen. 
Jetzt, wo die Beamten im Arbeitskampf 
den Schulterschluss mit den Angestell¬ 
ten praktizieren, hat der Beamtenbund 
was dagegen - lächerlich. 

UZ: Wie geht es jetzt bei Eurer Tarif¬ 
runde weiter? 

Ernst Eggers: Wir hoffen, dass die 
staatlichen Verhandlungspartner die 
Signale nicht nur aus Mainz, sondern 
aus vielen Städten in ganz Deutschland 
gehört haben und am 7. und 8. März ein 
tragbares Angebot auf den Tisch legen. 
Arbeiter, Angestellte oder Beamte sind 
nicht länger bereit, die Folgen für eine 
verfehlte Steuerpolitik, für Schulden¬ 
bremsen und Fiskalpakte usw. zu be¬ 
zahlen. Wir gewährleisten einen öffent¬ 
lichen Dienst mit Leistungen zum Wöh¬ 
le der Allgemeinheit, ironischerweise 
sogar zum Wohle gut betuchter Nutz¬ 
nießer von großen Steuergeschenken. 
Ich erinnere an unser Motto: Wir sind 
mehr wert. Wenn das die staatlichen 
Verhandlungspartner überhören, kom¬ 
men wir wieder, Arbeiter, Angestellte 
und Beamte gemeinsam. 

UZ: Kollege Eggers, wir danken Dir für 
das Gespräch. 

Das Gespräch für die UZ führte Volker Metz- 
roth noch vor der dritten Verhandlungsrunde 
und dem Abschluss. 
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Liebe Genossinnen 
und Genossen, 

Da es auf dem Parteitag leider kei¬ 
ne Gelegenheit dazu gegeben hat, 
möchte ich mich auf diesem Weg 
ganz herzlich bei denen bedanken, 
die mich in den vergangenen zwei 
Jahren bei meiner politischen Auf¬ 
gabe solidarisch, aber auch konst¬ 
ruktiv kritisch unterstützt haben. 
Dazu zählen insbesondere die Ge¬ 
nossinnen, die in den gewählten 
Leitungen mit mir gemeinsam gear¬ 
beitet haben, die Genossinnen aus 
der Hoffnungstrasse in Essen, die 
Genossinnen meiner Gruppe und in 
Schleswig-Holstein, aber auch alle 
Genossinnen, die auf vielen Veran¬ 
staltungen und in Aktionen für die 
Umsetzung unserer beschlossenen 
Programmatik aktiv geworden sind. 
Der Parteitag der DKP forderte so¬ 
wohl in dem Referat, als auch mit 
dem Schlusswort: Wir müssen auf 
die Straße! In unserem Programm 
heißt es: 

„Den Gewerkschaften kommt für 
die Organisierung der Arbeiter¬ 
klasse und für das Kräfteverhältnis 
zwischen den Klassen eine Schlüs¬ 
selrolle zu.“ Und es stellt weiter 
fest: 

„Eine große Vielfalt neuer sozi¬ 
aler Akteure entsteht und ent¬ 


wickelt sich. Mit der antirassis¬ 
tischen Bewegung, in der Ge¬ 
schlechterfrage, zu Umwelt und 
Frieden und zu vielen anderen 
Fragen agieren neue Kräfte auto¬ 
nom. Die Existenz einer breiten 
Schicht von Ausgebeuteten und 
Aus gegrenzten eröffnet die Mög¬ 
lichkeit und die Notwendigkeit, 
alle Betroffenen in einem alter¬ 
nativen politischen und sozialen 
Projekt zusammenzuführen, sie 
als Gesamtheit in ihrer Vielfalt 
und Autonomie zu vereinen. “ Um 
dann zu beschreiben: 

„Die DKP tritt für eine gleichbe¬ 
rechtigte, partnerschaftliche Zu¬ 
sammenarbeit aller Beteiligten ein. 
Sie respektiert die politischen Mo¬ 
tive, die Weltanschauung und die 
organisatorische Selbstständigkeit 
ihrer Bündnispartner und erwartet 
von ihnen die gleiche Haltung ge¬ 
genüber der DKP. Die Mitglieder 
der DKP stellen in ihrer Arbeit in 
den Initiativen die Eigentumsfrage 
als die Grundfrage jeder Bewe¬ 
gung.“ 

Die nächsten anstehenden Akti¬ 
onen sind die Ostermärsche, die 
Umfairteilaktionen, der 1. Mai und 
Blockupy-Frankfurt. 

Auf weitere gemeinsame Kämpfe! 

Bettina Jürgensen 


Karikatur: Bernd Bücking 
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Priorität für Bildung! 

Zu den Aktionen in den Bundesländern Berlin und Brandenburg 


„Gegen Schulvergreisung - für jun¬ 
ges Lehrerblut! Arbeitsbelastung run¬ 
ter!“ Die angestrebte gewerkschaft¬ 
liche Mitbestimmung bei der Ta¬ 
rif-Eingruppierung der angestellten 
Lehrer scheiterte in Potsdam an der 
Arbeiter„geber“seite, die nicht bereit 
ist, darin von ihrem einseitigen Bestim¬ 
mungsrecht abzurücken. 

Am 6. März, unmittelbar vor dem Be¬ 
ginn der 3. Verhandlungsrunde und 
direkt am Austragungsort Potsdam, 
machten noch einmal 12 000 Warn¬ 
streikende des Öffentlichen Diens¬ 
tes ihre Forderungen deutlich. Wie in 
Berlin, wo sich am gleichen Tag eine 
ebenso große Anzahl an den gewerk¬ 
schaftlichen Protesten beteiligte, stell¬ 
ten GEW-Mitglieder das Gros der De¬ 
monstranten. 

Das Durchschnittsalter der Lehrer in 
der Region Berlin-Brandenburg liegt 
bei 54 Jahren. 

Wegen der Überbelastung sind Lehr¬ 
amtsanwärter in Berlin zu 19 Unter¬ 
richtsstunden pro Woche zusätzlich 
zur ihrer Ausbildung verpflichtet. Weil 
sich die Unterrichtsqualität deutlich 
verschlechtert, gingen auch zahlreiche 
Schüler mit auf die Straße. Am 9. März 
fand am Brandenburger Tor ein Soli¬ 
daritätsfest „Bildet Berlin!“ u.a. mit 
der,,Jungen GEW“ statt, bei dem auch 
Forderungen an den Senat außerhalb 
der Verhandlungsagenda präsentiert 
wurden. Ein Thema war auch die unzu¬ 
reichende Alterssicherung insbesonde¬ 
re für unverheiratete Kolleginnen und 
Kollegen, für alleinerziehende Frauen 
mit Teilzeit- oder Vollbeschäftigung: 
Seit 2002 wurden rund 50 Milliarden 
Euro wohlverdiente Zusatzversiche¬ 
rungsbeiträge für zwei Millionen An¬ 
wartschaftsberechtigte unter anderem 
in die Privatisierung der Lufthansa 
und in die Frühverrentung von Bun¬ 



deswehr-Angehörigen „umgeleitet“. und Ländern das Gesamtversorgungs- 
Nachdrücklich wird verlangt, in Bund modell wieder einzuführen. H.F. 






























10 Freitag, 15. März 2013 


Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Zum 165. Jahrestag des Erscheinens des Manifests 


D as „Manifest der Kommunistischen Partei“ 
„wiegt ganze Bände auf. Sein Geist beseelt 
und bewegt bis heute das gesamte organi¬ 
sierte und kämpfende Proletariat in der zivilisier¬ 
ten Welt“ (Lenin). 

Vor 165 Jahren war der Kapitalismus im vollen 
Aufstieg begriffen. Die revolutionäre proletari- 


Mit genialer Klarheit und Ausdrucks¬ 
kraft ist in diesem Werk die neue Welt¬ 
anschauung umrissenrder konsequente, 
auch das Gebiet des gesellschaftlichen 
Lebens umfassende Materialismus, die 
Dialektik als die umfassendste und tiefs¬ 
te Lehre von der Entwicklung, dieTheorie 
des Klassenkampfes und der welthistori¬ 
schen revolutionären Rolle des Proletari¬ 
ats, des Schöpfers einer neuen, der kom¬ 
munistischen Gesellschaft. 

Wladimir llljitsch Lenin, (1914) 


sehe Bewegung befand sich dagegen erst am Be¬ 
ginn ihrer Entwicklung. 

Das „Manifest der Kommunistischen Partei“ ent¬ 
stand im Auftrag des „Bundes der Gerechten“, ei¬ 
ner kleinen, 1836 in Paris gegründeten internatio¬ 
nalen Organisation vorwiegend radikaler Hand¬ 
werker und weniger Arbeiter. Die führenden 
Mitglieder des Bundes hegten schon im Frühjahr 
1847 die Absicht, sich ein neues Parteiprogramm 
zu geben. 

Engels schrieb zur Geschichte des Bundes, der 
sich 1847 reorganisierte und in „Bund der Kom¬ 
munisten“ umbenannte: „Die Unzulänglichkeit 
der bisherigen Auffassung des Kommunismus, 
sowohl des französischen einfachen Gleichheits¬ 
kommunismus wie des Weitlingschen, wurde ih¬ 
nen mehr und mehr klar.... Gegenüber der Un¬ 
haltbarkeit der bisherigen theoretischen Vorstel¬ 
lungen, gegenüber den daraus sich herleitenden 
praktischen Abirrungen sah man in London mehr 
und mehr ein, dass Marx und ich mit unsrer neuen 
Theorie recht hatten (...) 

Genug, im Frühjahr 1847 erschien Moll in Brüssel 
bei Marx und gleich darauf in Paris bei mir, um uns 
im Namen seiner Genossen mehrmals zum Ein¬ 
tritt in den Bund aufzufordern. Sie seien von der 
allgemeinen Richtigkeit unserer Auffassungsweise 
ebenso sehr überzeugt wie von der Notwendig¬ 


keit, den Bund von den alten konspiratorischen 
Traditionen und Formen zu befreien. Wollten wir 
eintreten, so sollte uns Gelegenheit gegeben wer¬ 
den, auf einem Bundeskongress unsren kritischen 
Kommunismus in einem Manifest zu entwickeln, 
das sodann als Manifest des Bundes veröffentlicht 
würde; und ebenso würden wir das unsrige beitra¬ 
gen können, dass die veraltete Organisation des 
Bundes durch eine neue zeit- und zweckgemäße 
ersetzt werde. 

(...) Das, was wir bisher an diesem Bund auszu¬ 
setzen gehabt, wurde jetzt von den Vertretern des 
Bundes selbst als fehlerhaft preisgegeben; wir 
selbst wurden aufgefordert, zur Reorganisation 
mitzuarbeiten. Konnten wir nein sagen? Sicher 
nicht. Wir traten also in den Bund; Marx bilde¬ 
te in Brüssel aus unsern näheren Freunden eine 
Bundesgemeinde, während ich die drei Pariser 
Gemeinden besuchte.“ (MEW, Bd. 21, S. 214-215) 
Marx und Engels sagten zu. Sie sahen die Chan¬ 
ce, ihre „kritischen Ansichten“, die „neue Theo¬ 
rie“, die sie bisher vorwiegend in Polemiken gegen 
zeitgenössische Sozialisten sowie in unveröffent¬ 
lichten, mehr oder weniger zur „Selbstverständi¬ 
gung“ geschriebenen Texten entwickelt hatten, in 



Einzige erhalten gebliebene Seite des „Manifest 
der Kommunistischen Partei“ in der Handschrift 
von Karl Marx; die oberen zwei Zeilen sind von 
Jenny Marx geschrieben. 



Karl Marx (geboren am 5. Mai 1818 in Trier - gestorben am 14. März 1883 
in London) 


dieser Organisation zur Gel¬ 
tung zu bringen und weiter 
in der Arbeiterbewegung 
propagieren zu können. 

(vgl MEW, Bd. 14, S. 438ff.). 

„Wir waren verpflichtet, un¬ 
sere Ansicht wissenschaft¬ 
lich zu begründen; ebenso 
wichtig aber war es auch für 
uns, das europäische und zu¬ 
nächst das deutsche Proleta¬ 
riat für unsere Überzeugung 
zu gewinnen. Sobald wir erst 
mit uns selbst im reinen, 
ging’s an die Arbeit“ (MEW, 

Bd. 21, S. 212) 

Im Bund wurde in der zwei¬ 
ten Jahreshälfte 1847 der 
„Entwurf des Kommunis¬ 
tischen Glaubensbekennt¬ 
nisses“ diskutiert; Engels 
brachte zudem die „Grund¬ 
sätze des Kommunismus“ 
ein. Beide Dokumente be¬ 
einflussten Inhalt und Glie¬ 
derung des „Manifests“. 

Das „Manifest“ entstand in 
einer historischen Situation, 
die es der jungen Arbeiter¬ 
klasse zur Aufgabe mach¬ 
te, erstmals als selbständi¬ 
ge politische Kraft in die 
geschichtliche Entwicklung 
einzugreifen. 

Das „Manifest der Kommu¬ 
nistischen Partei“ erschien 
erstmalig im Februar 1848 
in London in einer 23 Sei¬ 
ten umfassenden Ausgabe. Von März bis Juli 1848 
erfolgte sein Abdruck in der „Deutschen Londo¬ 
ner Zeitung“, dem demokratischen Organ deut¬ 
scher Emigranten. Noch im gleichen Jahr wurde es 
in London als 30seitige Broschüre nachgedruckt, 
worin einige Druckfehler der ersten Ausgabe be¬ 
seitigt und die Zeichensetzung verbessert waren. 
Diese Ausgabe legten Marx und Engels den spä¬ 
teren autorisierten Ausgaben zugrunde. Im Jahre 
1848 wurde das „Manifest“ außerdem in einige 
europäische Sprachen übersetzt (ins Französische, 
Polnische, Italienische, Dänische, Flämische und 
Schwedische). In den Ausgaben des Jahres 1848 
wurden die Verfasser des „Manifests“ nicht na¬ 
mentlich erwähnt; dies geschah erstmalig in der 


redaktionellen Vorbemerkung, die George Julian 
Harney zu der in dem Chartistenblatt „Red Re- 
publican“ 1850 abgedruckten ersten englischen 
Übersetzung schrieb (Harney galt als Führer des 
linken Flügels der Chartisten). Noch zu Lebzeiten 
von Marx und Engels erschien das „Manifest“ in 
83 Ausgaben und 14 Sprachen. 

Bereits in der bürgerlich-demokratischen Revo¬ 
lution von 1848/49 bewährte sich das „Manifest“ 
als Programm des Bundes der Kommunisten, der 
von Marx und Engels geschaffenen proletari¬ 
schen Partei, die als einzige eine wissenschaftlich 
begründete und konsequent revolutionäre Politik 
verfolgte. nh 


Ein historisches Dokument im doppelten Sinne... 

Aus dem Editorial von Z. Zeitschrift marxistische Erneuerung 


Das „Kommunistische Manifest“ ist ein histori¬ 
sches Dokument im doppelten Sinne: ein durch 
den geschichtlichen Stand seiner Entstehungszeit 
geprägtes Dokument und ein geschichtsmächti¬ 
ges Dokument, das seinerseits die Gesellschafts¬ 
geschichte nachhaltig geprägt hat. Wolfgang 
Abendroth schrieb anlässlich des 125. Jahrestages: 
„Kann man sich ohne das Manifest den Aufstieg 
der internationalen Sozialdemokratie ... vorstel¬ 
len? Wäre der Oktober 1917 ohne das Kommu¬ 
nistische Manifest denkbar?“ (Deutsche Volkszei¬ 
tung, 15. März 1973). Eric Hobsbawm konstatierte 
1998: Die Welt, die Marx und Engels im Manifest 
beschrieben haben, ist „unübersehbar die Welt, 
in der wir 150 Jahre später leben“ (Frankfurter 
Rundschau, 14. Februar 1998). 

Marx und Engels selbst hatten das Manifest im 
„Vorwort“ von 1872 im gleichen Sinne als ein „ge¬ 
schichtliches Dokument“ behandelt: Angesichts 
der Dynamik der kapitalistischen Entwicklung 
und der Erfahrungen der sozialistischen Bewe¬ 
gung sei es „stellenweise veraltet“. 

Aber zugleich stellten sie fest: „Wie sehr sich 
auch die Verhältnisse ... geändert haben, die 
in diesem Manifest entwickelten allgemeinen 
Grundsätze behalten im Ganzen und Großen 
auch heute noch ihre volle Richtigkeit“. Die gro¬ 
ßen Jahrestage seines Erscheinens sind Gelegen¬ 
heit, sich der Geschichte und Aktualität dieser 
wichtigsten Programmschrift des Marxismus zu 
versichern (vgl. Z 33,150 Jahre Kommunistisches 
Manifest, März 1998). 

Das Manifest wird weithin mit den Namen von 
Marx assoziiert. Eike Kopf fragt nach dem An¬ 
teil von Engels. Er verweist auf beider enge Zu¬ 
sammenarbeit und ständigen Kontakt in der Zeit 
der Entstehung des Manifests. Engels verfasste 
1847 die dem Manifest vorausgehenden Doku¬ 
mente (Entwurf des „Kommunistischen Glau¬ 
bensbekenntnisses“, „Grundsätze des Kommu¬ 
nismus“) -, seine Idee war es, auf die Katechis¬ 
mus-Form zu verzichten. Kopf führt eine Vielzahl 
von Formulierungen im Manifest an, die sich in 
Engels Schriften seit der „Lage der arbeitenden 


Klasse in England“ (1845) bis ins Detail nachwei- 
sen lassen. 

Der Entwurf des „Kommunistischen Glaubensbe¬ 
kenntnisses“ von Engels aus dem Jahr 1847, der zu 
den unmittelbaren Vorarbeiten des Manifests ge¬ 
hört, wurde erstmals 1969 veröffentlicht. Er findet 
sich aber nicht in den MEW (Bd. 4 mit den Schrif¬ 
ten von 1846-1848 erschien schon 1959) und noch 
nicht in der MEGA 2. Wir dokumentieren ihn auf 
den Seiten 22-27. 

Mit dem Formationsbegriff diskutiert Wolfgang 
Küttler ein klassisches Konzept marxistischer 
Geschichtstheorie. Der Kapitalismus erscheint in 
Küttlers Rekonstruktion als „Großformation“, in¬ 
nerhalb derer sich historisch dynamische Entwick¬ 
lungen vollzogen und auch heute noch vollziehen. 
Küttler geht aus von der Diskrepanz zwischen der 
hochaktuellen Kritik des Kapitalismus im Mani¬ 
fest und dem Scheitern der bisherigen Ansätze 
seiner Überwindung - die „große Herausforde¬ 
rung für marxistisches Denken in der Gegenwart“. 
Er referiert die Entwicklung der Formationstheo¬ 
rie bei Marx und Engels und der sich im Anschluss 
an sie im 20. Jahrhundert stellenden revolutions¬ 
theoretischen Fragen. Insbesondere erscheinen in 
dieser Perspektive die Revolutionen des 20. Jahr¬ 
hunderts nicht als eigenständiger Revolutionszy¬ 
klus des Übergangs zu einer neuen sozialistischen 
Formation, sondern als Teile des neuzeitlichen Re¬ 
volutionszyklus selbst. Diese Sicht birgt auch po¬ 
litische Implikationen einer politischen Strategie, 
die sich nicht mehr als Orientierung „auf letzte 
Gefechte“ verstehen könne. 

In die Bewegungsgesetze des Kapitals ist immer 
auch (politische) Macht eingeschrieben. In Aus¬ 
einandersetzung mit existierenden Ansätzen zur 
Theorie der Macht und des Staates im Umfeld des 
Marxismus - die er für unzureichend hält - ver¬ 
weist Mohssen Massarrat auf die Bedeutung die¬ 
ser Kategorie für das Verständnis konkreter „his¬ 
torischer“ kapitalistischer Gesellschaften. 
Entwicklung und Krise des „Eurokapitalismus“ 
sind Gegenstand von drei Beiträgen, mit denen 
wir die Analysen zur Euro-Krise fortsetzen. Jür- 



Friedrich Engels, Mitte der 40er Jahre. Er nahm 
als Delegierter der Pariser Gemeinde am ersten 
Kongress des Bundes der Kommunisten teil. 


gen Leibiger bietet in seiner Darstellung der 
Entwicklung der EU bis zur jüngsten Eurokrise 
wichtige Ansatzpunkte für eine Überprüfung der 
bisherigen linken Positionen zum europäischen 
Integrationsprozess. Letzten Endes zeigt sich, 
dass die Linke bislang meist nur auf politische 
Entwicklungen reagiert hat, dass sie kein eigenes 
europäisches „Projekt“ besitzt. Notwendig sei es 
daher, in der Zukunft eigene Vorstellungen von 
einem progressiven europäischen Einigungspro¬ 
zess zu entwickeln. Kees van der Pijl und Otto 
Holman untersuchen transnationale Kapitalver¬ 
flechtungen und die Stellung des deutschen Ka¬ 


pitals in der EU. Sie vertreten die These, dass das 
deutsche Kapital im Zuge der europäischen Inte¬ 
gration eine Vorrangstellung in Europa (zurück-) 
gewonnen hat, die es mit dem zweiten Weltkrieg 
verloren hatte. Für diesen Prozess spielten u. a. die 
Wiedervereinigung, die Auflösung der „Deutsch¬ 
land AG“ und die verstärkte euroatlantische 
Transnationalisierung des deutschen Kapitals eine 
wesentliche Rolle. 

Eine Weichenstellung für die europäische Integra¬ 
tion stellte der Marshall-Plan dar, der vor 65 Jah¬ 
ren, im April 1948, vom US-Kongress verabschie¬ 
det wurde. Bis heute wird dem Plan eine wichti¬ 
ge Rolle beim Wiederaufbau der westdeutschen 
und westeuropäischen Wirtschaft attestiert. Die¬ 
ses positive Image des Marshall-Plans wird selbst 
in aktuellen politischen Initiativen immer noch 
sichtbar wie dem Konzept der europäischen Ge¬ 
werkschaften für ein europäisches Zukunftspro¬ 
gramm zur Überwindung der Eurokrise, das als 
„Marshall-Plan für Europa“ daherkommt. Wir 
nehmen das zum Anlass, einen Auszug aus einer 
1948 veröffentlichten Broschüre von Josef Schleif¬ 
stein nachzudrucken. Er zeigt, dass der Marshall- 
Plan Teil einer strategischen Neubestimmung in 
der Zeit der Herausbildung des Kalten Krieges 
war, in der die USA ihre hegemonialen ökonomi¬ 
schen und politischen Interessen gegenüber Eu¬ 
ropa neu definierten. 

(...) 

Der ökonomische Aufstieg der Länder der bishe¬ 
rigen Peripherie im kapitalistischen Weltsystem 
wird mit Recht viel diskutiert. Wenig Aufmerk¬ 
samkeit wird dabei den sozialen Auseinanderset¬ 
zungen geschenkt, letzten Endes dem dynamischs¬ 
ten Element dieser Gesellschaften. Am Beispiel 
einer konkreten Auseinandersetzung im mexika¬ 
nischen Bundesstaat Oaxaca von 2006 zeigt Ro¬ 
bert Swoboda, dass deren Entfaltung nur aus dem 
jeweiligen historischen und kulturellen Kontext 
verstanden werden kann. (...) 

Z 94 (Juni 2013) wird sich mit Fragen von Rüstung 
und Militarisierung befassen. 
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Erfolglose Sinnsucher 

Bille Augusts „Nachtzug“-Verfilmung behilft sich mit etwas Love-Story-Hoffnung 


Z ugegeben, es klingt nicht gerade 
überzeugend. Da gibt es den klas¬ 
sisch bibliophilen Berner Altphi¬ 
lologen, der außer seinem Latein, He¬ 
bräisch und Altgriechisch und seinen 
Schülern auf dem ebenso klassischen 
Berner Gymnasium kaum etwas zur 
Kenntnis nimmt. Jahrzehnte bewegt er 
sich im vertraut-gleichförmigen, ma¬ 
kellosen Schweizer Idyll. Eines Tages 
wird dieser ziemlich angestaubt wir¬ 
kende Mittfünfziger durch ein Ereignis 
so völlig aus der Bahn geworfen, dass 
er stante pede einen „Nachtzug nach 
Lissabon“ besteigt, um in einem Land, 
dessen Sprache er nicht spricht, nahe¬ 
zu detektivische Nachforschungen über 
einen Autor anzustellen, den er weder 
kennt noch dessen Buch er gelesen hat. 
Auslöser für diesen radikalen Bruch ist, 
wie könnte es anders sein, eine junge 
Frau (Sarah Bühlmann). Sie steht im Re¬ 
gen auf dem Geländer der Berner Kir¬ 
chenfeldbrücke, offensichtlich verzwei¬ 
felt und bereit sich hinunter zu stürzen. 
Raimund „Mundus“ Gregorius (Jeremy 
Irons) rettet sie und bringt sie, zu Ver¬ 
wunderung seiner Schüler, mit in seinen 
Unterricht. Sie geht nach kurzer Zeit, 
vergisst aber ihren Mantel, in dem ein 
Buch steckt. Amadeu Inäcio de Almei- 
da Prado: „Um Ourives das Palavras“ 
(Ein Goldschmied der Worte), Lisboa 
1975. Diesem „Goldschmied der Wor¬ 
te“, Amadeu Prado (Jack Huston), gilt 
fortan Gregorius 4 ungeteiltes Interesse. 
Der artifizielle Charakter von Pas¬ 
cal Merciers (Peter Bieri) Bestseller 
„Nachtzug nach Lissabon“ entspricht 
dem verschlungenen Thema des Bu¬ 
ches. Die Verfilmung von Bille August 
dramatisiert zwar den breiten Stoff, 
rigoros auf knapp zwei Stunden, aber 
um den Preis einer Love-Story-Trivia- 
lisierung. Mercier geht es weniger um 
eine reale Geschichte, sondern um die 
Reflexion von Reflexionen einer längst 
vergangenen Geschichte. „Das Leben 
ist nicht das, was wir leben; es ist das, 
was wir uns vorstellen zu leben“ (Pra¬ 
do). Lissabon, es ist das Lissabon vor 
der Krise, erscheint Gregorius als La¬ 
boratorium, in dem die Prüfanordnung 
für die Beurteilung des eigenen Lebens 
stehen könnte. Seitenweise zitiert Mer¬ 
cier (erfundene) Buchpassagen, Brie¬ 
fe und Analysen. Das entscheidende 
Kriterium, die existentielle Entschei¬ 
dungssituation, liefert die Salazar-Dik- 
tatur (1932-1974). Auch Amadeu Pra¬ 
do konnte sich solchen Entscheidungen 
nicht entziehen und, das macht ihn so 
interessant, er berichtet darüber. 

Die ohnehin spärlichen Handlungsmo¬ 
mente erscheinen eher als konstruierte, 
den Reflexionsprozess strukturierende 
Metaphern denn als tatsächliche, den 
Lebensprozessen entwachsene Not¬ 
wendigkeiten: Die neue Brille, durch die 
Gregorius die Welt besser erkennt; der 
Luftröhrenschnitt, mit dem Prado seine 
tief religiöse Schwester Adriana (Beat- 


Wer den Südschwarzwald bereist, soll¬ 
te einen Abstecher in den Hotzenwald 
einplanen. Eine herrliche Gegend im 
Dreiländereck Schweiz-Deutschland- 
Frankreich, am Hochrhein oberhalb 
von Bad Säckingen gelegen. 

Hier ist die Heimat der „Salpeterer“. Es 
war ein buntes Völkchen, das vor Jahr¬ 
hunderten „auf den Wald“ gezogen ist, 
um das Dickicht, wie‘s in der Frühzeit 
war, zu roden. Ihr Kampf gegen den 
Urwald wurde von Adels-Clans, die 
früh schon krakenhaft nach dem gero¬ 
deten Land griffen, belohnt. Sie waren 
von Abgaben und Pflichten befreit, er¬ 
hielten Rechte für Jagd und Fischfang, 
Nutzung des Waldes sowie ein Selbst¬ 
verwaltungrecht mit eigener Steuer, 
Gerichtsbarkeit sowie Wahlrecht für 
ihren „Einungsmeister“ (eine Art Bür¬ 
germeister). Kurz: Die neuen Bewoh¬ 
ner waren Freibauern, was ihnen im 
Habsburgischen „Revers“ (die Habs¬ 
burger hatten sich im Kampf der Clans 
durchgesetzt) von 1396 verbrieft wurde. 


riz Batarda) ungewollt für immer an sich 
bindet; das mit allen Daten des Wider¬ 
standes gefütterte absolute Gedächtnis 
der schönen Estefänia Esmeralda (Me¬ 
lanie Laurent), durch das sie selbst zu 
einer vitalen Gefahr für alle wird. Auch 
die Salazar-Diktatur selbst, weit genug 
dem politischen Erinnerungsraum ent¬ 
rückt, ist eher Metapher für Unterdrü¬ 
ckung schlechthin, denn politökonomi- 
sches Phänomen der Weltkrisenjahre 
nach dem Roten Oktober. 

Amadeu Prado erweist sich in gewisser 
Weise als Gregorius 4 Alter Ego (über 
die Relation zum Autor darf speku¬ 
liert werden). Eine gleichermaßen be¬ 
eindruckende wie verstörend wirken¬ 
de Höchstbegabung. Ein scharfsinniges 
Kind der gesellschaftlichen Elite, leis¬ 
tungsorientiert, belesen, und bis auf 
Jorge 0‘Kelly (August Diehl), seinen 
(klar) proletarischen Freund, fast iso¬ 
liert. Mercier erfindet eine diamante¬ 
ne, intellektuelle Monostruktur, in der 
sich keine verunreinigende Ablage¬ 


Den Kirchenfürsten des nahe gelege¬ 
nen Klosters St. Blasien waren die weit¬ 
gehenden Freiheiten der „Wälder“ je¬ 
doch ein Dorn im Auge. Zusammen mit 
dem Adel wollten sie aus den Freibau¬ 
ern Leibeigene machen. Sie schufen ein 
„neues Recht“, das dem „alten Recht“ 
widersprach. Das alte Recht lautete: 
„Gott hat den Menschen nach sich 
selbst geschaffen.... Nach meinen Sin¬ 
nen vermag ich es nicht zu begreifen, 
dass jemand des anderen (Eigentum) 
sein solle“. 

1412 kam es zu ersten Unruhen. Teile 
der Adligen und das Kloster forderten 
die Fronarbeit und Abgaben sowie das 
„Recht“, Hab und Gut von Verstorbe¬ 
nen in Klosterbesitz zu nehmen. Fort¬ 
an gärte es unter den „Wäldern“. Nach¬ 
dem in einem Aufbegehren viel spä¬ 
ter die Bauern das Kloster stürmten, 
schlug Adel, Kirche und ihre Büttel er¬ 
barmungslos zu: Anführer wurden ver¬ 
folgt und oft ohne Prozess hingerich¬ 
tet. Dem so gehängten Kunz Jehle z.B. 


Zukunft. Prado kehrt zurück und stirbt 
wenig später an einem gerissenen An¬ 
eurysma, einer Arterienerweiterung im 
Gehirn. 

In seinen Schriften reflektiert Pra¬ 
do (im Film in melancholischer Stim¬ 
mung am Meer sitzend) in seinen letz¬ 
ten Tagen seine Lebensoptionen. Wie 
wäre es, ein anderes Leben gelebt zu 
haben? Eine Frage die einmal gestellt, 
auch den alternden Gregorius nicht 
mehr losgelassen hat. Jorge wird ir¬ 
gendwann bewusst, dass er auf seinem 
Steinway (natürlich ein Steinway), den 
er sich, obwohl er nicht spielen konnte, 
gekauft hatte, niemals die Goldberg- 
Variationen (natürlich die Goldberg- 
Variationen) wird spielen können. 
„Das liegt nicht mehr in der Reichwei¬ 
te meines Lebens.“ 

Mit zunehmendem Alter verringern 
sich die Lebensoptionen. Die „Gold¬ 
berg-Variationen“, die „nicht mehr in 
der Reichweite des Lebens“ liegen, 
nehmen zu. Hinter dieser trivialen 


schnitten Aufständische nachts eine 
Hand ab, nagelten sie an die Kloster¬ 
tür und schrieben: „Diese Hand wird 
sich rächen“. Wiederum ging das Klos¬ 
ter in Flammen auf. 

Vorübergehend erhielten die Freibau¬ 
ern verlorene Rechte zurück, vor al¬ 
lem das Jagdrecht. Aber die Kirchen¬ 
fürsten ließen nicht locker. Viele Bitt¬ 
prozessionen und Eingaben an den 
Kaiser blieben ohne Erfolg. 

Nachdem Jahre um Jahre vergan¬ 
gen waren und schließlich das Klos¬ 
ter alle Bewohner zu einem „Ding¬ 
gericht“ (einer Zählung) befahl, kam 
es erneut zum Ausbruch: Kaum hat¬ 
te der Vertreter der Kirchenobrigkeit 
das Wort „leibeigen“ ausgesprochen, 
brach ein Sturm der Entrüstung los. 
Johann Fridolin Albiez, ein charisma¬ 
tischer, belesener und frommer Mann, 
wurde Anführer der Widerständigen. 
Als „Salpetersieder“ kam er auf dem 
ganzen Hotzenwald herum und konn¬ 
te so die Ideen der Freibauernschaft 


durch stupiden Medienklamauk ver¬ 
stärkten Selbstlegitimation der neoli¬ 
beralen Marktzurichtung. Der eremi¬ 
tische Sprachästhet findet sie beinahe 
im gesellschaftlichen Tun (anderer). 
Im Widerstand gegen den portugiesi¬ 
schen Faschismus. Gut, Pieri verkleidet 
die soziale Dimension dieses Kampfes 
so gut er kann und endet letztlich in 
der postmodernen Irrelevanz: „Unser 
Leben, das sind flüchtige Formationen 
aus Treibsand, von einem Windstoß 
gebildet, vom anderen zerstört“ (Pra¬ 
do). Auch das von Gregorius. Die Su¬ 
che aber nach so etwas wie Lebenssinn 
bleibt. 

Das aktuelle Angebot, nicht nur Mer¬ 
ciers/Augusts, ist dürftig. Die bürgerli¬ 
che Gesellschaft, mit dem universellen 
Anspruch auf Rationalität, Menschen¬ 
rechten, dem „Wohlstand der Natio¬ 
nen“ (Smith) und dem größten Glück 
der größten Zahl“ (Bentham) in die 
Welt getreten, hat sich, im postmoder¬ 
nen, poststrukturalistischen Diskurs 
angekündigt, auch faktisch längst von 
ihren humanistischen Ansprüchen ver¬ 
abschiedet. Der biologische Rassismus 
des sich entwickelnden Imperialismus, 
ist nach seinen Weltkriegs-Katastro¬ 
phen zwar der hohltönenden Phrase 
von „Freedom and Democracy“ gewi¬ 
chen, aber nur um als ökonomischer 
Rassismus, eines Survival of the fittest 
global player, einer Auslese der Bilanz¬ 
überschüsse, im Neoliberalismus wie¬ 
derzukehren. Der adäquate Typus ist 
der egoistisch engherzige, kleinliche 
erbsenzählerische und aggressiv aso¬ 
ziale Homo oeconomicus, dessen kul¬ 
turelles Weltbild von Dieter Bohlen, 
Heidi Klum und Daniela Katzenber¬ 
ger geprägt wird. 

Die Zurichtung der Welt zu einem glo¬ 
balen Dschungelcamp stößt selbst bei 
konservativen Autoren auf Unbehagen. 
FAZ-Mitherausgeber Frank Schirrma¬ 
cher hat dem in seinem Buch „Ego“ be¬ 
redten Ausdruck verliehen. Das Aus¬ 
maß der Verwüstung wird an der medi¬ 
alen Wiederaufrüstung des römischen 
Papismus deutlich. Der christliche Ir¬ 
rationalismus als Notbremse vor der 
völligen bürgerlichen Entzivilisierung. 
Und das nach Kreuzzügen, Hexenpro¬ 
zessen und Galilei. 

Hier zumindest gibt es für Marxisten 
einen klaren Vorteil. Es bedarf nicht 
notwendig einer Reise nach Lissabon, 
um die Sinnfrage zu klären. Das Leben 
ist durchaus das, was wir leben. In ei¬ 
nem gewissen, als universale Dialektik 
verstandenen Sinne kann Pindars Ma¬ 
xime auch für die proletarische Sache 
durchaus gelten: „Werde, der du bist!“ 
Bei allen Schwächen und Unzuläng¬ 
lichkeiten, im Kampf für diese „As¬ 
soziation, worin die freie Entwicklung 
eines jeden die Bedingung für die freie 
Entwicklung aller ist“, macht eins zu¬ 
mindest kaum zu schaffen: Der Zweifel, 
wofür man lebt. Klaus Wagener 


weiter tragen. „Salpeterer 44 kratzten in 
den Ställen das abgelagerte Salpeter 
ab und verkauften es zur Herstellung 
von Schießpulver. 

So breitete sich die „Salpetererbewe- 
gung“ aus und organisierte den Wider¬ 
stand gegen den unablässigen Versuch 
der verhassten Obrigkeit, den „Wäl¬ 
dern“ die Leibeigenschaft aufzuzwin¬ 
gen. 

Es folgten drei „Salpetererkriege“. 
Letztendlich mussten sich die Aufstän¬ 
dischen geschlagen geben. Die Rache 
war fürchterlich: Verfolgungen, Hin¬ 
richtungen, Verbannung ins Banat (im 
heutigen Rumänien), um dort giftige 
Sümpfe trocken zu legen). 

Aber das Widerständige überdauer¬ 
te die Jahrhunderte, wenn auch heute 
nur noch im Wissen weniger und auf 
Straßenschildern und Gedenktafeln. 
Es ging damals wie heute um demo¬ 
kratische Rechte und darum, wem die 
Früchte der eigenen Arbeit gehören. 

W.H. 


Um meine Weisheit 
unbekümmert 

Widmungslieder-Konzert für 
Stephanie Eisler und Michele 
Wolf-Pozner 

Vor zehn Jahren, am 12. März 2003, 
starb in Berlin 83-jährig Hanns Eislers 
dritte Ehefrau Stephanie geb. Peschei. 
Sie hatte maßgeblichen Anteil am Zu¬ 
standekommen der Hanns und Steffy 
Eisler Stiftung und war Ehrenmitglied 
der Internationalen Hanns Eisler Ge¬ 
sellschaft. Mehr als 40 Jahre setzte sich 
Stephanie aktiv ein, das Werk ihres 
Mannes lebendig zu halten. In diesem 
Sinn befördern beide Gremien eine 
umfangreiche Neuer Schließung für die 
Musikpraxis heute, und dazu zählt die 
Edition des ästhetischen und komposi¬ 
torischen Gesamtwerks. Zum diesjäh¬ 
rigen Hanns-Eisler-Tag am 10. März 
widmeten sie gemeinsam mit dem in 
Paris lebenden Enkel, Daniel Pozner, 
Stephanie ein gut besuchtes Konzert im 
Berliner Marstall, Standort der Berli¬ 
ner Musikhochschule, die seit 39 Jahren 
Eislers Namen trägt. 

Die Sängerin und Schauspielerin Win¬ 
nie Böwe und der Pianist Christoph 
Keller, beide mit Eislers Oeuvre bes¬ 
tens vertraut, präsentierten neben be¬ 
kannten Werken des Komponisten 
auch einige besonders schöne, aber 
selten gespielte Lieder, die seiner Frau 
Steffy und deren Tochter Michele Wolf- 
Pozner gewidmet sind. Das sind für 
Steffy zwei Lieder aus den „Ernsten 
Gesängen“ von 1962, das „Rimbaud- 
Gedicht“ aus dem Hollywooder Lie¬ 
derbuch, „Die Legende von der Entste¬ 
hung des Buches Taoteking ... 44 und das 
Hölderlin-Lied „Um meine Weisheit 
unbekümmert“. Michele eignete Eis¬ 
ler die zweite Fassung des bekannten 
Brecht-Lieds „Der Pflaumenbaum“ zu, 
wichtiger noch die als jiddischen Kla¬ 
gegesang vertonte Erinnerung an den 
faschistischen Völkermord „Bleib ge¬ 
sund mir, Krakau“ und den durch Ernst 
Busch gut bekannten „Linken Marsch“ 
nach Majakowski. 

Daniel Pozner erlebte im Rahmen 
dieses Eisler-Tages auch die Wieder¬ 
aufführung eines 1984 entstandenen 
DDR-Dokumentarfilmporträts von 
Gitta Nickel über den Brecht-Eisler- 
Freund Vladimir Pozner, seinen Groß¬ 
vater. Den 1905 geborenen Schriftstel¬ 
ler, Filmemacher und Publizisten rus¬ 
sischer Herkunft lernte Eisler 1934 zu 
Beginn seines Exils in Paris kennen. 
1938 intensivierten die beiden in New 
York mit Hilfe ihrer deutsch-franzö¬ 
sisch dolmetschenden Ehefrauen ihre 
Freundschaft. Ida Pozner hatte nicht 
nur eine Karriere als Filmschauspiele¬ 
rin in Berlin hinter sich, sondern dort 
noch bis Anfang August 1933 für die il¬ 
legale KPD antifaschistische Flugblät¬ 
ter verteilt. Louise Eisler, die sich im 
gemeinsam begonnenen europäischen 
Exil 1935 für die Ehe mit Hanns ent¬ 
schied, sollte für zwanzig existenziell 
unsichere Jahre an seiner Seite blei¬ 
ben. Und im Pariser Exil, im gleichen 
Ausgangsjahr 1938, gebar schließlich 
die Wiener Pianistin Stephanie Pe- 
schel, die 1958 Eislers dritte Ehefrau 
werden sollte, ihrem damaligen Mann 
Otto Wolf eine Tochter Michele. Die¬ 
se spätere Stieftochter von Hanns Eis¬ 
ler lebte bis 1964 in Berlin/DDR, wo 
sie Kunsthistorikern und 1960 Ehefrau 
des Theaterregisseurs Matthias Lang¬ 
hoff wurde. Ab ihrem Weggang bis zum 
Freitod 1975 war sie in Paris verheiratet 
mit Vladimir Pozners Sohn, dem Vater 
des gemeinsamen Sohns David, und 
nahm weiter aktiven Anteil am Eisler- 
schen Werk. 

Weltanschaulich und künstlerisch blie¬ 
ben die Pozners und die Eislers zeitle¬ 
bens eng verbunden. Vladimir Pozner 
berichtete über eine Privataufführung 
von Brecht/Eislers „Gesichte der Si¬ 
mone Machard“ im New Yorker Exil, 
machte auf Reportagereise zu Beginn 
der 50er Jahre bei Hanns Eisler in Pan¬ 
kow Station und veröffentlichte 1964 
im Sonderband der Zeitschrift „Sinn 
und Form“ persönliche Erinnerungen 
an ihn. Als gemeinsam gewollte künst¬ 
lerische Folgen separater Projekte 
bei Wien Film schrieb Eisler spezielle 
Musiken nach Pozners Exposes („Bel 
Ami“, „Puntila“ als österreichische 
Filmversion nach Brecht). H.F. 



rungen finden lassen. Eine kristalline 
Reinheit, die sich, „gut“ oder „böse“, 
bei der Mehrzahl seiner Figuren findet. 
Wie beim Schach, welches eine zentra¬ 
le Rolle in seinem Roman spielt, lässt 
der Autor auch hier idealisierte Cha¬ 
raktere gegeneinander antreten. Der 
Wendepunkt im Leben dieses illustren 
Wunderkindes tritt ein, als Prado das 
Leben von Rui Luis Mendez (Adriano 
Luz) rettet, Salazars „Schlächter von 
Lissabon“ - durch Herzinjektion. Ein 
ethisches Dilemma, an dem er fortan 
zu scheitern droht. 

Um vor sich und seiner Umgebung wei¬ 
ter bestehen zu können, wendet er sich 
dem Widerstand zu. Um in sein zwei¬ 
tes katastrophales Dilemma zu geraten. 
Kaum dabei, fliegt die Widerstands¬ 
gruppe auf und es droht die Festnah¬ 
me und Folter Estefänias und damit das 
Endes des gesamten Widerstandsnet¬ 
zes. Jorge will Estefänia töten, Amadeu 
sie retten. 

Das gelingt ihm - mit Hilfe von Men¬ 
dez - aber es gelingt den beiden mitt¬ 
lerweile ineinander Verliebten keine 


Feststellung verbirgt sich die griechi¬ 
sche Frage nach der Ethik. Wenn es 
verschiedene Lebensoptionen gibt, 
welche ist die „richtige 44 ? Was das 
„höchste Gut“? Schon die griechische 
Tragödie diskutiert diese Zielkonflikte. 
Im vorchristlichen vierten Jahrhundert 
konnte der aristokratische Dichter Pin- 
dar noch im Bewusstsein eines natürli¬ 
chen Einklangs des Einzelnen mit dem 
Kosmos und im Sinne der individuellen 
Vervollkommnung die Maxime „Wer¬ 
de, der du bist!“ formulieren. Mit dem 
Ende der griechischen Klassik zerfällt 
dieses harmonisch geordnete Weltver¬ 
ständnis. Das spezifische (Klassen-)In- 
teresse der die Poleis beherrschenden 
Gruppen tritt hervor. Mit dem Nie¬ 
dergang der griechischen Hochkultur 
beginnt dann, auch schon damals, der 
Marsch in die Innerlichkeit. 

Gregorius nimmt den „Nachtzug nach 
Lissabon“, um sich den Fragen nach 
den handlungsleitenden Grundprinzi¬ 
pien seines Lebens zu stellen. Millio¬ 
nen Leser des Bestsellers mit ihm. Es 
bedarf des radikalen Ausbruchs aus der 


Die Geschichte einer (fast) vergessenen Volksbewegung 

Unser Tipp: Eine Reise in ein Ländchen, wo es mal widerständig zuging. 
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Zum Tod von Hugo Chävez 


unsere zeit m 


Vereinbarung des Zentralkomitees 
der Kommunistischen Partei Venezuelas 
aus Anlass des Todes 

des Präsidenten Hugo Rafael Chävez Frias 

Das Zentralkomitee der Kommunistischen Partei Venezuelas (PCV) 
in Erwägung , 

dass am gestrigen 5. März 2013 in Caracas 

der Comandante HUGO RAFAEL CHÄVEZ FRIAS, verfassungsmäßiger Präsident 
der Bolivarischen Republik Venezuela, verstorben ist; 
in Erwägungy 

dass der Präsident HUGO RAFAEL CHÄVEZ FRIAS von der X. Nationalkon¬ 
ferenz unserer Partei 1998 zum Präsidentschaftskandidaten proklamiert wurde und 
als solcher von unserem XII. Nationalkongress 2006 sowie von unserem XIV. Natio¬ 
nalkongress 2011 ratifiziert wurde, wobei der Beitrag des Comandante Chävez zum 
Kampf für die nationale Befreiung um Heimatland Bolfvars und zur kontinentalen 
Einheit des großen lateinamerikanischen und karibischen Heimatlandes hervorge¬ 
hoben wurde; 
in Erwägung , 

dass der Comandante HUGO RAFAEL CHÄVEZ FRIAS ein entscheidender Faktor 
für die Entwicklung der breiten patriotischen antiimperialistischen Einheit mit dem 
Ziel des endgültigen Zerbrechens der Fesseln der Abhängigkeit unseres Landes vom - 
besonders US-amerikanischen - Imperialismus gewesen ist, einer breiten Allianz die 
seit vielen Jahren zentrales Element der Politik unserer Partei war; 
in Erwägung , 

dass die Anstrengungen der Regierung des Comandante HUGO RAFAEL CHÄVEZ 
FRIAS für die Organisierung, Mobilisierung, Beteiligung und des Voranschreitens des 
Volkes entscheidend für das Erreichen des gegenwärtigen Niveaus von Bewusstsein 
und Kampfbereitschaft unseres Volkes gewesen sind, und dieses seinerseits mit der 
Arbeiterklasse und dem arbeitenden Volk in der Vorhut günstige Bedingungen für 
das Fortschreiten in einem Prozess der Sammlung der revolutionären Volkskräfte 
schafft, um reale Perspektiven für den Aufbau des Sozialismus, der Anfangsphase der 
kommunistischen ökonomischen und Gesellschaftsformation, zu eröffnen; 
in Erwägung, 

dass die Regierung des Präsidenten HUGO RAFAEL CHÄVEZ FRf AS in diesen 
Jahren auf der Grundlage der Rettung und gerechten Verteilung der Naturreichtü- 
mer unseres Landes, speziell des Erdöls, eine dauerhafte und erfolgreiche Politik zur 
Durchsetzung sozialer, kultureller und ökonomischer Verbesserungen für die breiten 
Bevölkerungsmehrheiten betrieben hat; 
in Erwägungy 

dass der Comandante HUGO RAFAEL CHÄVEZ FRIAS eine herausragende Rohe 
bei der Etablierung neuer internationaler Beziehungen gespielt hat, die günstiger für 
die Bestätigung der Unabhängigkeit unseres Volkes und anderer Völker des Konti¬ 
nents und der Welt von der imperialistischen Dominanz sind, dass er im Weltmaß¬ 
stab im Kontext einer tiefen Krise des globalen kapitalistischen Systems zum Impuls 
fortschrittlicher Veränderungen im Kräfteverhältnis beigetragen hat, und dass er in 
unserem Volk die Entwicklung der Gefühle der Werte des Internationalismus und 
der Solidarität gefördert hat; 
in Erwägung, 

dass der Präsident HUGO RAFAEL CHÄVEZ FRIAS bis zum letzten Augenblick 
seine Solidarität, Bewunderung und Wertschätzung für die fortschrittlichen und revo¬ 
lutionären Bewegungen aller Länder und besonders für das von unseren Mitgliedern 
besonders geliebte Brudervolk und die revolutionäre Regierung Kubas demonstriert 
hat; 

in Erwägung, 

dass die internationale kommunistische Bewegung, deren Teil unsere Partei voller 
Stolz ist, mit dem physischen Verschwinden des Comandante HUGO RAFAEL 
CHÄVEZ FRIAS den Verlust eines entscheidenden Verbündeten erlitten hat, der 
zur weltweiten Wiederaufnahme der Banner des Kampfes um den Sozialismus bei¬ 
getragen hat; 
vereinbart : 

★ Den Eltern, Kindern, Geschwistern und weiteren Familienangehörigen des Prä¬ 
sidenten HUGO RAFAEL CHÄVEZ FRf AS und dem gesamten venezolanischen 
Volk unser tiefempfundenes Beileid über diesen nicht wiedergutzumachenden Ver¬ 
lust auszusprechen. 

★ Bei den Trauerfeierlichkeiten für den Comandante HUGO RAFAEL CHÄVEZ 
FRf AS als posthume Ehrung in Anerkennung seiner Beiträge für den Fortschritt un¬ 
seres Heimatlandes zur Konsolidierung der nationalen Souveränität präsent zu sein 
und alle Organisationen und Mitglieder unserer Partei aufzurufen, in Einheit mit dem 
venezolanischen Volk an diesen Zeremonien aktiv teilzunehmen. 

★ Die Arbeit, Anstrengungen und Entwicklung der Fähigkeiten unserer Organisati¬ 
on dem Kampf um die endgültige Unabhängigkeit von jeder Art von Unterdrückung 
und Ausbeutung, für die Vertiefung des revolutionären Kampfes in Venezuela und 
für die Etablierung der materiellen Basis für den Aufbau der neuen Gesellschaft, der 
sozialistischen Gesellschaft, zu verpflichten. 

★ Immer wieder für die Stärkung, Festigung und Entwicklung des politisch-ideo¬ 
logischen Bewusstseins in den neuen Generationen venezolanischer Bürgerinnen 
und Bürger und insbesondere für die Kenntnis und Wertschätzung des historischen 
Erbes und der revolutionären Praxis des Präsidenten HUGO RAFAEL CHÄVEZ 
FRf AS zu arbeiten. 

★ Die Anstrengungen beim Aufbau der breitesten nationalen patriotischen antiim¬ 
perialistischen Allianz, die die Herausbildung einer kollektiven und einheitlichen 
Führung der Kräfte des venezolanischen revolutionären Prozesses voranbringt, zu 
verstärken. 

Diese Vereinbarung zu publizieren und zu verbreiten. 

Zentralkomitee der Kommunistischen Partei Venezuelas Caracas, 6. März 2013 


An die Botschaft der 

Bolivarischen Republik Venezuela in der Bundesrepublik Deutschland 
6. März 2013 

Die Deutsche Kommunistische Partei drückt dem Volk der Bolivarianischen Repu¬ 
blik Venezuela und seiner Familie ihr Beileid zum Tod des Genossen Präsidenten, 
Hugo Chävez Frias, aus. 

In diesem Moment des Schmerzes für die Arbeiterschaft und das ganze Volk der Bo- 
livarianischen Republik Venezuela ist die Deutsche Kommunistische Partei davon 
überzeugt, dass der Kampf um den Aufbau einer erfolgreichen sozialistischen Gesell¬ 
schaft und für die Verteidigung der Interessen des venezolanischen Volkes gegen die 
Manöver des Imperialismus auch von seinem Nachfolger in den Ämtern der Leitung 
der Bolivarianischen Revolution weiterhin stark angetrieben werden. 

Ihr sollt wissen, dass die deutschen Kommunistinnen und Kommunisten ebenso wie 
die internationale Solidarität die Fahne der Bolivarianischen Revolution hochhalten 
werden, die von Hugo Chävez Frias angetrieben wurde, immer Seite an Seite mit 
dem venezolanischen Volk und dabei die Zuneigung und die absolute Loyalität von 
Genossinnen und Genossinnen im Kampf nach vorn stehend! 

Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP 



Tränen ja, Verzweiflung nein 

Zum Tod des venezolanischen Präsidenten Hugo Chävez Frias 


W ir alle sind Chävez“ skandie¬ 
ren die Menschen in einem 
unübersehbaren Meer von 
Rot auf den Avenidas und Plätzen von 
Caracas, „Solo somos Chävez si estamos 
juntos“ - „Chävez sind wir nur, wenn 
wir zusammen halten“ Und „Wir sind 
die Straße, und die Straße ist Chävez“ 
Am Nachmittag des 5. März 2013 er¬ 
lag Venezuelas Präsident Hugo Chä¬ 
vez Frias seinem Krebsleiden. Der 
schwerste Verlust Lateinamerikas seit 
dem ungeklärten Tod von Salvador 
Allende am 11. September 1973, un¬ 
serem „11/9“, um den, anders als das 
„9/11“ von 2001, kein einseitiger Kult 
entstanden ist. 

Der multinationale Sender TeleSur 
(eine Initiative Chävez 4 ) überträgt 
seither bewegende Szenen und Kom¬ 
mentare aus ganz Lateinamerika. Die 
Farbe Rot überall, neben der gelb- 
blau-roten Trikolore Venezuelas auch 
die Fahnen von Kuba, Kolumbien, 
Bolivien, Brasilien, von Ecuador und 
Argentinien. Tränen ja, Verzweiflung 
nein. Bild und Ton vermitteln Ent¬ 
schlossenheit, Solidarität und Zuver¬ 
sicht. 

Mir kommen andere Bilder in den 
Sinn, in düsterem Schwarzweiß: der 
bombardierte Moneda-Palast in San¬ 
tiago de Chile, letzte Aufnahmen von 
Präsident Salvador Allende. Mit der 
physischen Auslöschung der sozialis¬ 
tischen Regierung Chiles begannen 
lange, dunkle Jahre in ganz Latein¬ 
amerika. 

Die bestialische Repression seitens 
der strikt US-hörigen Militärdikta¬ 
turen blockierte jede demokratische, 
sozial orientierte Perspektive. Die 
Verbrechen der „Operation Kondor“ 
traumatisierten und lähmten ein ganze 
Generation. Der lateinamerikanische 
„Hinterhof“ des US-Imperiums war 
wieder hergestellt und damit die Iso¬ 
lierung (bis heute) des „Leuchtturms 
Kuba“. 

Die zögerliche Demokratisierung ab 
den 80er Jahren brachte Entspannung, 
aber keinen grundsätzlichen Wandel. 
Auch spätere „linke“ Regierungschefs 
wie Brasiliens Luiz Inäcio Lula da Sil¬ 
va oder Argentiniens Cristina Fernän- 
dez de Kirchner überschritten nicht 


die unsichtbare Linie: Trotz respekta¬ 
bler sozialer Anstrengungen rührten 
sie nicht an den Interessen des Kapi¬ 
tals und an seinen Repräsentanten. 
An den Banken, den Großagrariern, 
an den Aktionären der „global play- 
ers“ die die Ressourcen und Arbeits¬ 
kraft Lateinamerikas weiterhin aus- 
beuten. 

Das sollte sich ändern, ausgerechnet 
dort, wo man es am wenigstens erwar¬ 
tete. In einem äußerst unterentwickel¬ 
ten Land voller Devisen, im Venezuela 
vor Hugo Chävez. Einem Anhängsel 
Washingtons voller Petrodollars und 
verelendeter Analphabeten, dessen 
(weltweit größte) Erdölreserven von 
einer völlig abgehobenen „Elite“ ver¬ 
waltet wurden - im angloamerikani- 
schen Interesse. Hugo Chävez Frias, 
Sohn eines Lehrers und Oberstleut¬ 
nant - sein Werdegang ist inzwischen 
hinlänglich publik - nahm diesen Wi¬ 
derspruch nicht hin. 

Nehmen wir‘s vorweg: In nur 14 Jah¬ 
ren verminderte er den Anteil seiner 
als „extrem arm“ eingestuften Lands¬ 
leute von 20 auf 8,5 Prozent und der als 
„arm“ taxierten von 30 auf 23 Prozent. 
Ebenso schwer wiegt, dass es Chävez 4 
Energie und Charisma gelang, auf brei¬ 
ter Basis das Bewusstsein lateiname¬ 
rikanischen Selbstwerts zu verankern. 
Und damit Mut zur gesellschaftlichen 
Veränderung. 

Von unten nach oben, aus eigener 
Kraft und ohne Blutvergießen, hin zu 
einer „revolutionären Demokratie“ 
(Chävez), die auch die traditionelle 
Sozialethik der indigenen Bevölke¬ 
rung mit einschließt. Ein neues Kapi¬ 
tel im historischen Kontext von Ko¬ 
lonialismus und Unterdrückung, von 
feudalistischem und kapitalistischem 
Betrug. Mittels Reform der Verfas¬ 
sung und ihrer Institutionen, vor al¬ 
lem mit der Einbindung des Bildungs¬ 
systems in das Konzept der „sociedad 
incluyente“ der (alle) einbeziehenden 
Gesellschaft und der direkt-demokra¬ 
tischen Rückkopplung per Volksbe¬ 
fragung auf allen Ebenen („consulta 
populär“). 

Fast alle Venezolaner können heute 
lesen und schreiben. Schule ist Pflicht 
und kostenlos für alle, die bolivarischen 


Universitäten kennen keine Studienge¬ 
bühren. 

Die „barrios“ (die armen, informellen 
Stadtteile) verwalten sich und ihre Fi¬ 
nanzen selbst, unterstützt vom beein¬ 
druckenden Wohnungsbau und einem 
Gesundheitswesen nach kubanischem 
Vorbild. Leistungen, um die Venezue¬ 
la beneidet wird - und verspottet dort, 
wo der Hinterhof noch Hinterhof ist 
und private Medien das Weltbild be¬ 
stimmen. 

Zweihundert Jahre nach seinem 
Landsmann und Vorbild Simon Bolf- 
var (1783-1830) sind die bolivarischen 
Ideale der Freiheit und Integration wie¬ 
der präsent. Als auch historisch legiti¬ 
mierter Wegweiser und gemeinsamer 
Nenner für das ganze Lateinamerika. 
Aus meiner Sicht Chävez 4 fundamen¬ 
taler und entscheidender Beitrag zur 
weiteren, eigenständigen Entwicklung 
und zum Zusammenrücken Latein¬ 
amerikas. 

Die „Bolivarische Allianz der Ameri¬ 
kas“ (ALBA), die „Union der Südame¬ 
rikanischen Nationen“ (UNASUR), 
die „Banco del Sur“ (Entwicklungs¬ 
bank des Südens) und andere gemein¬ 
schaftsbildende Institutionen sind Re¬ 
sultat seiner Initiative. 

Hugo Chävez war ein liebenswürdiger, 
gütiger und großzügiger Mensch, „der 
Großzügigste, den ich kannte“ (Jose 
Mujica, Präsident von Uruguay), stän¬ 
dig bereit zur praktischen Hilfe, selbst 
für die USA bei dortigen Naturkatas¬ 
trophen. 

Witzig, schlagfertig, gebildet, von 
enormer emotionaler Intelligenz und 
mit Gespür für Kommunikation. Für 
seine Gegner, Neider und die gleich¬ 
geschalteten Medien der Bourgeoisie, 
insbesondere der BRD, jedoch nichts 
weiter als ein „caudillo“ oder „Dikta¬ 
tor“. 

Sie werden nicht verhindern können, 
dass er zukünftig und verdientermaßen 
in einem Atemzug mit Simon Bolfvar, 
mit Jose Marti, Sandino und Fidel Cas¬ 
tro genannt werden wird. 

Seine letzte Ruhestätte wird in einem 
der ärmsten „barrios“ der Hauptstadt 
sein, im „Barrio des 23. Januar“, Symbol 
der venezolanischen Linken. 

Wolf Gauer 
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Kommunisten für Maduro 

Venezuela wählt am 14. April • Nicolas Maduro kandidiert gegen Henrique Capriles 


N ach dem Tod des venezolani¬ 
schen Präsidenten Hugo Chä¬ 
vez wählt Venezuela am 14. Ap¬ 
ril sein neues Staatsoberhaupt. Gegen¬ 
über stehen sich auf der einen Seite 
Oppositionskandidat Henrique Capri¬ 
les Radonski, der im vergangenen Ok¬ 
tober klar gegen Chävez verloren hat¬ 
te. Capriles, der Gouverneur im Bun¬ 
desstaat Miranda ist, war die erneute 
Kandidatur per Twitter-Nachricht vom 
Oppositionsbündnis „Tisch der demo¬ 
kratischen Einheit“ (MUD) angeboten 
worden. In der Nacht zum vergangenen 
Montag akzeptierte er dann die Bewer¬ 
bung, obwohl sich der extreme Flügel 
der Opposition für einen Boykott der 
Neuwahlen ausgesprochen hatte. Cap¬ 
riles nutzte seine Ansprache allerdings 
dazu, die Anhänger und Familienange¬ 
hörigen von Hugo Chävez zu beschimp¬ 
fen. Chävez sei nicht am 5. März, son¬ 
dern bereits im vergangenen Dezember 
verstorben, behauptete er. Die Ange¬ 
hörigen hätten sich zu einem „Zirkus“ 
hergegeben, der mit dem Feichnam 
des verstorbenen Präsidenten veran¬ 
staltet worden sei, um Zeit zu gewin¬ 
nen. Chävez 4 Stellvertreter, den jetzigen 
geschäftsführenden Staatschef Nicoläs 
Maduro, fragte Capriles, ob er in Ha¬ 
vanna Schauspielunterricht genommen 
habe, um „Weinen zu lernen“ Zugleich 
forderte er die trauernden Anhänger 
des verstorbenen Präsidenten auf, nach 
Hause zu gehen: „Chävez ist nicht mehr 
da, und niemand kann ihn euch zurück¬ 
geben. Für mich als Gläubigen war das 
die Entscheidung Gottes.“ 

Maduro war von Hugo Chävez bei 
dessen letzter Fernsehansprache am 
8. Dezember vergangenen Jahres als 
Nachfolger vorgeschlagen worden. Un¬ 
terstützt wird er nicht nur von der Ver¬ 
einten Sozialistischen Partei (PSUV), 
sondern auch von Venezuelas Kommu¬ 
nisten. Die PCV hatte nach dem Tod 
des Comandante am darauffolgenden 
Wochenende eine Sitzung ihres Zen¬ 
tralkomitees und anschließend eine 
Nationalkonferenz einberufen, um ihr 
Verhalten bei den Neuwahlen abzu¬ 
stimmen. Einstimmig sprachen sich bei¬ 
de Instanzen für die Unterstützung von 
Nicoläs Maduro aus. Dieser sei mehr 
als sechs Jahre lang ein herausragendes 
Mitglied des Regierungskabinetts von 


Hugo Chävez gewesen. Als Außenmi¬ 
nister habe er „in entscheidender Wei¬ 
se zur Entwicklung der antiimperialis¬ 
tischen Außenpolitik und zur Einheit 
des großen lateinamerikanischen und 
karibischen Heimatlandes“ beigetra¬ 
gen. „Das waren zentrale Elemente im 
Handeln der Regierung von Präsident 
Chävez, die mit der Politik unserer Par¬ 


tei übereinstimmen, den Aufbau neu¬ 
er internationaler Kräfteverhältnisse 
zugunsten der nationalen Souveräni¬ 
tät der vom Imperialismus, und spe¬ 
ziell dem US-Imperialismus, besetz¬ 
ten Völker und Länder zu fördern 44 . 
Zudem stamme Nicoläs Maduro aus 
den Reihen der Arbeiterklasse, sei seit 
früher Jugend in fortschrittlichen po¬ 
litischen und sozialen Organisationen 
besonders der gewerkschaftlichen Ar¬ 
beiterbewegung aktiv gewesen. Er sei 
der Verteidigung der Interessen der Ar¬ 
beiterklasse verpflichtet, die zum his¬ 
torischen Hauptsubjekt der tiefgrei¬ 
fenden Umgestaltung der Gesellschaft 
auf dem Weg zum Sozialismus werden 
müsse, heißt es in der Resolution der 
venezolanischen Kommunisten. Ge¬ 
fordert wird vom künftigen Präsiden¬ 
ten, den Kampf gegen Bürokratismus 
und Korruption zu verstärken und eine 
Diskussion darüber zu entwickeln, was 
die revolutionäre Bewegung Venezue¬ 
las unter dem Begriff Sozialismus kon¬ 
kret versteht. 


Der Präsidentschaftskandidat ließ 
es sich nicht nehmen, in Begleitung 
seines halben Kabinetts persönlich 
im Theater Cantaclaro, dem Sitz des 
PCV-Zentralkomitees, zu erschei¬ 
nen. In einer fast zweistündigen An¬ 
sprache würdigte Maduro die Rolle 
der Kommunisten in den vergange¬ 
nen Jahrzehnten und ihre Loyalität 


zu dem von Hugo Chävez geführten 
revolutionären Prozess. Er erinnerte 
daran, dass die Kommunistische Par¬ 
tei 1996 die erste politische Kraft war, 
die Hugo Chävez als 
ihren Kandidaten für 
die Präsidentschafts¬ 
wahlen am 6. Dezem¬ 
ber 1998 nominiert 
hatte. Die PCV hatte 
Chävez damals zu ei¬ 
ner Beratung in das 
Parteigebäude einge¬ 
laden und diesen ge¬ 
fragt, ob er eine Un¬ 
terstützung durch die 
Kommunisten akzep¬ 
tieren würde. Die PCV hatte Erfah¬ 
rungen damit, dass sich „fortschritt¬ 
lich“ gebende Kandidaten aus wahl¬ 
taktischen Gründen Wahlaufrufe der 
Partei zurückwiesen. Chävez jedoch 
akzeptierte sofort die Unterstützung 
durch die PCV und rief diese dazu auf, 
ihre Entscheidung öffentlich zu ma¬ 
chen. So erschien die Parteizeitung 


„Tribuna Populär 44 damals mit der 
historischen Schlagzeile „Hugo Chä¬ 
vez - Kandidat der PCV“ über einem 
Foto, das den Comandante vor einem 
Transparent der Partei zeigt. 

Auch Maduro hat keine Scheu, sich 
auf eine Bühne zu stellen, die mit ro¬ 
ten Fahnen, Hammer und Sichel und 
dem „roten Hahn“, dem traditionellen 
Symbol der PCV, geschmückt ist. Zwar 
versuche die Rechte, politische Gegner 
mit dem Vorwurf des Kommunismus 
zu beleidigen, sagte Maduro in seiner 
Ansprache vor den Delegierten der 
Partei am 10. März. „Herr, vergib ih¬ 
nen, denn sie wissen nicht was sie tun. 
Denn jemanden einen Kommunisten 
zu nennen, bedeutet, ihn ehrlich und 
bescheiden zu nennen“ unterstrich er. 
„Kann euch jemand irgendetwas vor¬ 
werfen? Kann euch jemand Krämer¬ 
seelen, Diebe, Hinterzieher nennen? 
Gibt es jemanden, der behaupten 
könnte, dass die Kommunisten irgend¬ 
wo die Arbeiterklasse verraten oder 
Bestrebungen gegen unser Heimat¬ 
land unterstützt hätten? 44 Das unter¬ 
scheide die PCV von anderen Kräften, 
die zeitweilig oder ganz die Seiten ge¬ 
wechselt hätten. Venezuelas Kommu¬ 
nisten könnten deshalb stolz auf eine 
„fast perfekte Geschichte“ sein. Ma¬ 
duro schlug deshalb vor, dass die PCV 
offiziell Teil der politisch-militärischen 
Führung der B olivarischen Revolution 


werden solle. Diesem Gremium gehö¬ 
ren bislang das Regierungskabinett, 
das Oberkommando der Streitkräfte, 
die Gouverneure der 20 sozialistisch 
regierten Bundesstaaten, Caracas 4 
Oberbürgermeister Jorge Rodriguez 
und die Regierungschefin des Haupt¬ 
stadtdistrikts, Jacqueline Farfas, an. 

Andre Scheer 


Wir haben unseren besten 
Freund verloren 

Am 5. März starb in den Nachmit¬ 
tagsstunden der beste Freund, den das 
kubanische Volk in seiner Geschich¬ 
te gehabt hat. Ein Anruf über Satellit 
übermittelte die bittere Nachricht. Die 
Bedeutung des benutzten Satzes war 
unverwechselbar. Auch wenn wir wuss¬ 
ten, dass sein Gesundheitszustand kri¬ 
tisch war, traf uns die Nachricht hart. 
Ich erinnerte mich daran, wie er mit 
mir scherzte, dass - wenn wir beide 
unsere revolutionäre Aufgabe vollen¬ 
det haben würden - er mich zum Spa¬ 
zierengehen am Arauca-Fluss auf ve¬ 
nezolanischem Gebiet einladen würde. 
So erinnerte er an die Erholung, die er 
nie hatte. 

Uns bleibt die Ehre, mit dem bolivari- 
schen Anführer die selben Ideale von 
sozialer Gerechtigkeit und von der Hil¬ 
fe für die Ausgebeuteten geteilt zu ha¬ 
ben. Die Armen sind in jedem Teil der 
Welt die Armen. 

„Venezuela, sag mir, wie ich helfen 
kann, es hat in mir einen Sohn “ pro¬ 
klamierte der Nationalheld und Apos¬ 
tel unserer Unabhängigkeit, Jose Mar¬ 
ti, ein Reisender, der ohne sich vom 
Staub der Reise zu reinigen fragte, wo 
das Denkmal für Bolivar war. 

Marti kannte das Monster, weil er in 
dessen Eingeweide gelebt hatte. Ist es 
möglich, die tiefen Worte zu ignorie¬ 
ren, die er am Vorabend seines Todes in 
der Schlacht in den unvollendet geblie¬ 
benen Brief an seinen Freund Manuel 
Mercado gegossen hat? „Ich bin jeden 
Tag in Gefahr, mein Leben für mein 
Land zu geben - das habe ich verstan¬ 
den und dazu habe ich den Mut - und 
für meine Pflicht, durch die Unabhän¬ 
gigkeit Kubas rechtzeitig zu verhin¬ 
dern, dass sich die Vereinigten Staaten 
auf die Antillen ausdehnen und mit 
dieser zusätzlichen Kraft über unseren 
Boden Amerikas herfallen. Alles, was 
ich bis heute getan habe und noch tun 
werde, ist darauf gerichtet. Das muss¬ 
te schweigend und indirekt geschehen, 
denn es gibt Dinge, die man, um sie zu 
erreichen, verdeckt angehen muss ... “ 
Es waren damals 66 Jahre vergangen, 
seit der Befreier Simon Bolivar schrieb: 
„...Die Vereinigten Staaten scheinen 
von der Vorsehung dazu verdammt zu 
sein, Amerika im Namen der Freiheit 
mit Elend zu überziehen.“ 

Am 23. Januar 1959,22 Tage nach dem 
Sieg der Revolution in Kuba, besuchte 
ich Venezuela, um dessen Volk und der 
Regierung, die die Macht nach der Dik¬ 
tatur von Perez Jimenez übernommen 
hatte, für die Übersendung von 150 Ge¬ 
wehren Ende 1958 zu danken. Ich sag¬ 
te damals:,, Venezuela ist das Vaterland 
des Befreiers, in dem die Idee von der 
Union der Völker Amerikas entwickelt 
wurde. Venezuela muss das führende 
Land der Union der Völker Amerikas 
sein; wir Kubaner unterstützen unsere 
Brüder aus Venezuela. 

Ich habe von diesen Ideen nicht ge¬ 
sprochen, weil mich irgendwelche per¬ 
sönlichen Ambitionen oder Ruhmes¬ 
sucht leiten würden, denn schließlich 
und endlich bleibt das Streben nach 
Ruhm nichts anderes als Eitelkeit und, 
wie Marti sagte, „Aller Ruhm der Welt 
hat Platz auf einem Maiskorn 4 
Wenn ich also gekommen bin, um so 
zum Volk von Venezuela zu sprechen, 
dann weil ich ehrlich und zutiefst den¬ 
ke, dass, wenn wir Amerika retten wol¬ 
len, wenn wir die Freiheit jeder ein¬ 
zelner unserer Gesellschaften retten 
wollen - die letztlich Teil einer großen 
Gesellschaft sind, der Gesellschaft La¬ 
teinamerika - und wenn wir die Revo¬ 
lution Kubas und die Revolution Vene¬ 
zuelas und die Revolution aller Länder 
unseres Kontinents retten wollen, wir 
uns annähern und uns fest unterstüt¬ 
zen müssen, denn allein und zersplittert 
werden wir scheitern .“ 

Das sagte ich an jenem Tag und heute, 
54 Jahre danach, bekräftige ich es! 

Ich muss in diese Liste lediglich die 
übrigen Völker der Welt einfügen, die 
in mehr als einem halben Jahrhundert 
Opfer von Ausbeutung und Ausplün¬ 
derung wurden. Dagegen kämpfte 
Hugo Chävez. 

Nicht einmal er selbst ahnte, wie groß 
er wirklich war. Hasta la victoria 
siempre, unvergesslicher Freund! 

Fidel Castro Ruz 



Auf der Tribüne der Nationalkonferenz der PCV: Nicoläs Maduro und der 
Generalsekretär der PCV, Oscar Figuera 


Die Botschaft der Bolivarischen Republik Venezuela in der 
Bundesrepublik Deutschland möchte, im Namen der Familie 
Chävez, des Volkes und der Regierung der Bolivarischen 
Republik Venezuela, ihre tief empfundene Dankbarkeit für 
den erhaltenen Respekt, Zuneigung und Liebe, gegenüber 
dem Anführer der Bolivarischen Revolution, Comandante 
Presidente Hugo Rafael Chävez Frias, ausdrücken. 
Das Erbe unseres geliebten Comandante wird weiter im 
Kampf um Gleichheit, Gerechtigkeit und Rechtlichkeit der 
Bevölkerung Venezuelas, Lateinamerikas und der Welt, 
allgegenwärtig sein. 
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Nach langer schwerer Krankheit ist unsere Genossin 

Edith Heimann 

aus Köln-Klettenberg am 1. März 2013 im Alter von 82 Jah¬ 
ren verstorben. Wir trauern um eine zuverlässige und treue 
Genossin, die sich auch nach 1989 nicht in ihrer Überzeu¬ 
gung erschüttern ließ. 

Unsere tiefe Anteilnahme gilt unserem Genossen Rolf und 
der Familie. 

DKP Kreis Köln 


Am 17. März wird unsere Genossin 

Marianne Biesemeier 

80 Jahre. 

Ganz herzliche Grüße und Glückwünsche, liebe Marianne, zu 
Deinem runden Geburtstag. 

Seit Deiner Jugend hast Du mit Krankheiten zu kämpfen ge¬ 
habt, die Dein Leben sehr beeinträchtigt haben. Gerne erin¬ 
nerst Du Dich an die Zeit, wo Du als Pionierleiterin tätig sein 
konntest. Durch Heinz 4 Betriebs- und Gewerkschaftsfunktio¬ 
nen warst Du nie von der politischen Entwicklung abgeschnit¬ 
ten. So gut Du konntest, hast Du es ihm ermöglicht, seine Funk¬ 
tionen durchführen zu können. 

Wir danken Dir für Deine jahrzehntelange Verbundenheit mit 
unserer Partei und wünschen Dir vor allem bessere Gesund¬ 
heit. 

Deine Genossinnen und Genossen 
der DKP Bremen 


Liebe Marianne, 

am 17. März 2013 wirst Du nun schon 80 Jahre 
alt. Ich gratuliere recht herzlich und wünsche 
Dir alles Liebe und Gute, vor allem 
Gesundheit, und dass wir beide unseren 
Lebensabend noch recht lange gemeinsam 
verbringen können. 

In Liebe, Dein Heinz 


MARXISTISCHE BLÄTTER 

Atomausstieg - 
Rohstoffe - Neue Kriege 

Kapitalismus = Monopolmacht 
plus Profitsicherung für die 
Elektrokonzerne Hans-Peter 
Brenner* „Energiewende“ global 
Klaus Wagener* Indirekte Kriege 
und globale Frontbildung Jürgen 
Wagner* Mali: Keine Intervention! 

W. Ruf und P. Strutynski* Schnell 
mal Krieg machen Ulrich Geller¬ 
mann* Atomausstieg: Weg mit Ra¬ 
keten und Reaktoren Gerd Deumlich 



Atomaus&jl 
Rohstoffe H 
Neue Kriege 


Weitere Beiträge: 

Transnationale Bankenrettung Lucas 
Zeise* Das Lehrstück vom 30. Januar 
1933 Seorg Fülberth*Die Hartz-Knebe¬ 
lung Rudolph Bauer* Fußball ohne rechte 
Gewalt Ulrich Farin * Privateigentum und 
Finanzkapital Beate Landefeld ★XVIII. Par¬ 
teitag der KP Chinas Helmut Pe:ers*ANC 
und SACP Blade Nzimande*Der Sänger 
der Armen Wolfgang Beutin 


Einzelpreis 9,50 € 

Jahresabonnenment 48,00 € 
ermäßigtes Abo 32,00 € 

Neue Impulse Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel.: 0201-24 86 482 

info@neue-impulse-verlag.de 


www.marxistische-blaetter.de 


Toskana, nah am Reer 

tö&anibifllwf.di 1 


Ökotiof im Olivenhain!, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Buches; 
Haus oder Häuschen, 

Kinderpaiädles. 


Iier, 

sehen; A; 

i mlJ 



Entschleunigung: 

Ruhe & Natur satt im Müritz- 
Nationalpark. 2 Fe Wo je 2-3 Fers, 
ganzjährig in Kjratzeburg-Granzin, 
Havel & Haveiseen, Boot & Rad, 

Info: www, trinoggpa.de 
Tel.: 0331/870796 (AB) 


Urlaub im Lotsenhaus an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfortable FE.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831 -459 366, www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Traumblick, Traumstrand,Traumurlaub... 

abseits von Touristenstrom in unserem Ferienhaus in Griechenland, das wir 
gerne günstig Genossinnen und Freundinnen überlassen, 
für 2-6 Personen, 2 Schlafzimmer, Wohnzimmer, Küche, Bad, Terrasse, Gar¬ 
ten, (ergänzbar durch ein weiteres Schlafzimmer und Bad), alles mit Blick 
aufs Meer, Waschmaschine, Internet, Fahrräder... 

Näheres unter http://villairini.wordpress.com/oder bei 
dieter@friedensnetz.de oder 0711 551 410. 


Am 11. März wurde unsere Genossin 

Henny Glümer 

85 Jahre. 

Liebe Henny, nachträglich gratulieren wir Dir ganz herzlich 
und wünschen Dir für die kommenden Jahre alles Gute, viel 
Gesundheit und noch viele schöne Jahre mit Deiner Familie. 

Deine Genossinnen und Genossen 
der DKP Bremen 


Wir gratulieren 

unserer Genossin 

Walja Schröder 

auf das Herzlichste 
zu ihrem 80. Geburtstag. 

Du hast der DKP international wie vor Ort, in Bündnissen, der 
Gewerkschaft, der Frauenarbeit und der antifaschistischen Ar¬ 
beit Gesicht und Stimme gegeben. 

Auf dass Du uns noch viele Jahre als Freundin, Kampfgefährtin 
und Mitstreiterin begleitest. 

Deine Genossinnen und Genossen 
der DKP-Gruppe Bergisch Gladbach 






ÜtixiSt 

Veranstalter 

c 


★ ★ ★ ★ ★ -*v* ★ ★ ★ 

In einem Jugendkunst Wettbewerbe t/then 
wir Vb rlagen für zwei Wandgemälde, die im 
Sommer 2013 auf Cuba dis Zeichen der 
So/tc/aritöt verwirfc/icht werden sof/ep^®h 
Gemälde. Graffi® Refrefö Gcdi^htlfFötpp 
oder Cornputerdesigntes 
Wettbewerb angenor^e^ 

| Inf 

I TeiJiaa^rtiebedfugOn^en 

KUMST.SDAJ-HET2.DE 


DKP/Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68,51373 Leverkusen - Tel: 0214/45 418 
E-Mail: karl-liebknecht-schule@web.de 

Wochenendseminar 

Sa./So., 27728. April 

Thema: 

Die Aktualität der Marxschen Lehre 
Krisenanalyse, Zukunftsvorstellungen 

Referentin: Beate Landefeld 

'Verletzte Grund aller wirklichen Krisen bleibt immer die Armut und Kon¬ 
sumtionsbeschränkung der Massen gegenüber dem Trieb der kapitalis¬ 
tischen Produktion, die Produktivkräfte so zu entwickeln, als ob nur die 
absolute Konsumtionsfähigkeit der Gesellschaft ihre Grenze bilde." 

(MEW Bd. 25, S. 501) 

Um rechtzeitige Anmeldungen wird gebeten. Rückantworten erfolgen nur, 
wenn es sich um Absagen handelt. 

Die Anreise kann bereits Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. 
Beginn Samstag 10.30 Uhr. Ende Sonntag gegen 13 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25 Euro. Ab Freitag 30 
Euro. Finanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreisorganisation oder Bezirks¬ 
vorstand abklären. 



Cöte d‘Azur 

Ferienhaus 
mit Meerblick 
4 Personen 

elke.mehner@gmx.de 
Tel. 02151 22292 



Anmeldungen und Infos unter 


.rotepe 


Jahre sozialistische Kinderorganisation 
8.6. Großes Jubiläums-Kinderfest 

30.05.-02.06. Pfingstcamp 
27.07.-10.08. Ferienlager 


Weingut Eicher 

Rheinterassen 


Bachstraße 7 
67 577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 
Fax: 06249-67263 


www.amiata.de olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der T0SCANA-SEGGIAN0 

Bei GUNTER & SIBYLLE 

Tel. 003905 641 836 713, mob. 00393 381539818 

Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau preiswerte 
Ferienwohnung für 5 Personen (2 Zimmer, Wohnküche - Herd, Kühlschrank, 
Bad, Dusche,WC). Preis nach Vereinbarung 

Näheres Tel./Fax: 033231/60661 



.v^cititeö 

ituki iwa 


Superior 


IKJlfJ 


Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
Hauptstraße 1 
57392 Schmallenberg- 
Grafschaft 
Hochsauerland 


Tel.: 02972-9780-0 
Fax.: D2972-97BD97 
Restaurant: 

Dienstag Ruhetag 


Ha us Prospekt 
Befördern 


r 


In unmittelbarer Nähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke Alle Zimmer haben Bad, Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum, Im 
Note Ibereich befinden sich Uft, Sauna, Solarium, Nicht- 
raucherzimmer und Kamin, Kinderspiel raum, Salatbüffet, 
Frühstücksbüffet. Auch Senioren-Portionen. 
Lfhcmachtung/Frühstück30,-bis 53,- € pF 
HP 15,50 €p.P. • VP, 22,-£p.P. 

Kostenlos Bus-und Bahn fahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10 % Treuerabatt. 


mail@gasthof-fieimes.de * www.gasthof-lieinies.de 


Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht 
500 g für 5 Euro , 

250 g für 3 Euro + Porto 
ab 12 Gläser (1 Karton) 
portofrei. 

Wir liefern auch 
handgefertigte 
Bi en en Wachskerzen. 
Anfrage bei: 

Imkerei Trauth , 
02241/973111 
camatra@web. de 


Mühlacker- 
Baden-Württemberg 

Große Wohnung auf 
2 Stockwerken, 6 Zi., 2 WCs, 
2 Bäder, an ältere Genossin¬ 
nen und Genossen (eventl. 
Gründung einer Hausge¬ 
meinschaft) oder an Fa¬ 
milie mit möglichst vielen 
Kindern zu vermieten. 
Nähere Info: 07 041-42402 


Stärkt den Kampffonds der DKP! 

Vorwärts mit der DKP 

- gegen Imperialismus und Krieg! 

- gegen Armut und Sozialabbau! 

- für Frieden und soziale Sicherheit! 

Um die Schlagkraft der DKP zu erhöhen, 
bittet der Parteivorstand um Spenden 
für den Kampffonds der DKP. 

DKP Parteivorstand, Kto. 400 2487 502, 
GLS Bank Bochum, BLZ 430 609 67 
Stichwort: Kampffonds der DKP 
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Kritisches zum Bericht vom 
Parteitag der PCF 

Betr.: „Kraft des Teilens - Kraft des 
Umverteilens“, UZ vom 15.2.2013, S. 7 

(...) Zur Erinnerung: Frankreich führt 
seit kurzem in Mali einen imperialis¬ 
tisch motivierten, neokolonialen Krieg, 
um die dortige Regierung gegen isla- 
mistisch orientierte Kräfte im Sattel 
zu halten. Wie üblich muss die „Men¬ 
schenrechtslage“ zur Rechtfertigung 
des Angriffs herhalten, der in Wahr¬ 
heit, ebenfalls wie üblich, zur Siche¬ 
rung des Zugriffs auf dort befindliche 
Rohstoffe geführt wird. Auch wird gern 
verschwiegen, dass die nun bekämpf¬ 
ten Gotteskrieger in der Region erst 
vor Kurzem im nahegelegenen Libyen 
als Verbündete aufgepäppelt wurden. 
Wieder einmal versucht der Imperia¬ 
lismus, den selbst gelegten Brand mit 
Benzin zu löschen - und sich dabei als 
Feuerwehrmann zu inszenieren. 

Auf der Internetseite www.linkezei- 
tung.de wird der PCF-Parlamentarier 
Francois Asensi zitiert: „Die Haltung 
der Abgeordneten der Linksfront, der 
Kommunisten wie der Republikaner, 
ist klar: Es wäre ein politischer Fehler 
und eine moralische Sünde gewesen, 
das malische Volk der Barbarei der 
Fanatiker auszuliefern. Nicht zu inter¬ 
venieren wäre ein Akt größter Feigheit 
gewesen.“ Diese pseudo-humanitäre 
Bemäntelung aggressiver Großmachts¬ 
politik ist wahrlich eines Joschka Fi¬ 
scher würdig! 

Zum PCF-Parteitag gab es einen Al¬ 
ternativantrag, der forderte, derartigen 
Auslandseinsätzen der französischen 
Armee einen Riegel vorzuschieben. 


Aber davon erfährt man nichts im Be¬ 
richt der Genossin Jürgensen. Sie freut 
sich nur, dass den Vorschlägen der An¬ 
tragskommission gefolgt wurde. 

Als sich im Zuge des Ersten Weltkrie¬ 
ges die moderne kommunistische Be¬ 
wegung herausbildete, war die Hal¬ 
tung zu imperialistischen Kriegen eine 
der wichtigsten Grundsatzfragen. Soll 
nun der Kommunisten auszeichnen¬ 
de grundsätzliche Antimilitarismus als 
Verhandlungsmasse bei der Gewin¬ 
nung „anderer linken Kräfte“ zur Dis¬ 
position gestellt werden? (...) 

Erik Höhne , Neuss 

Diskussionsprozess fortsetzen 

Betr.: Ergebnisse des Parteitags 

„Unser Ziel ist die Überwindung des 
Kapitalismus“ - eine Aussage der 
scheidenden Vorsitzenden Bettina 
Jürgensen, die unsere DKP ausmacht 
und grundsätzlich abgrenzt von allen 
anderen Parteien in der Klarheit der 
Aussage. 

Eine Partei mit diesem klaren Ziel ist 
und bleibt unverzichtbar, zumal unter 
den gegenwärtigen Bedingungen einer 
rigorosen Durchsetzung der Interessen 
des Finanz- und Großkapitals, der Ab¬ 
wälzung der Krisenlasten auf die ar¬ 
beitende Bevölkerung in ganz Europa 
unter wesentlichem Diktat deutscher 
Großmachtpolitik und gleichzeitig bei 
einem (...) Kräfteverhältnis zwischen 
Kapital und Arbeit, was es in der Ge¬ 
schichte der Arbeiterbewegung wohl 
noch nicht gegeben hat. 

Wenn der Parteitag Einigkeit atmete, 
dann wohl in der Frage, die Partei muss 
als kommunistische Kraft erhalten blei¬ 


ben. Wie den Dokumenten zu entneh¬ 
men, waren es die angestauten Perso¬ 
nalfragen, die dem Parteitag zunächst 
Prägung gaben. (...) Personalfragen 
sollten natürlich nicht immer als eher 
zweitrangig und eher hinderlich abge¬ 
tan werden. (...) Das muss und kann 
uns aber in keiner Weise hindern, ei¬ 
nen Diskussionsprozess fortzuführen, 
der uns bekanntlich schon lange be¬ 
gleitet und von gegensätzlichen Positi¬ 
onen geprägt ist (...). Die entscheiden¬ 
de Frage wird nun sein, ob wir nunmehr 
die Voraussetzung besitzen, uns neben 
Ziel und neuer Führung auch endlich 
zu einer grundsätzlich einheitlichen 
Auffassung über Wege der Erreichung 
des Zieles, zur Beurteilung unserer 
Geschichte der vergangener Jahrzehn¬ 
te und uns dem Subjekt zuzuwenden 
vermögen, ohne welches wir an Über¬ 
windung des Kapitalismus nicht den¬ 
ken brauchen. 

Seien wir ehrlich, alle Zweifel hat der 
Parteitag nicht ausgeräumt und ver¬ 
härtete Positionen auch kaum aufge¬ 
weicht. (...) Unbedingt ist zu unterstüt¬ 
zen wenn Dieter Keller in seinem Bei¬ 
trag auf die Verantwortung der Partei 
verweist, mit gemeinsamer Stimme und 
Handeln nach innen wie außen aufzu¬ 
treten. (...) 

Roland Winkler ; Aue 

Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


Ostermarschaktionen 2013 


DO ★ 28. MÄRZ 


Erfurt: (Oster-)Mahnwache, 17 Uhr, Anger, 
VA: Aktionskreis für Frieden Erfurt u. a. 


FR ★ 29. MÄRZ 


Biberach: Karfreitagsmahnwache, 17 Uhr, 
Marktplatz Biberach, VA: Friedensbündnis 
Biberach_ 

Bruchköbel: 14 Uhr, Freier-Platz, VA: Hanau- 
er Friedensplattform u.a._ 

Dortmund: Mahngang zum Mahnmal für die 
Opfer der Karfreitag-Erschießung (politische 
Gefangene und Widerstandskämpfer) im April 
1945, 14.30 Uhr, Eingang Bittermark an der 
Kirchhörder Str., VA: Stadt Dortmund_ 

Münster: Friedensradtour durch Münster, 
14 Uhr, Schlossplatz, VA: Friedensratschlag 
Münster 


SA ★ 30. MÄRZ: 


Ansbach: 13.30 Uhr, vor der US-Kaserne 
Katterbach; VA: Ansbacher Friedensbündnis 

Augsburg: 11.30 Uhr, Rathausplatz, VA: 
Augsburger Friedensinitiative 

Bad Lippspringe: Ostermarsch Ostwestfa¬ 
len-Lippe/Senne, 10 Uhr, Rathausplatz, VA: 
Aktionskreis FREIE SENNE 


Braunschweig: Demonstration per Fahrrad, 
Start: 11 Uhr, Kohlmarkt, VA: Friedenszentrum 
Braunschweig_ 

Bremen: 11 Uhr, Ziegenmarkt, VA: Bremer 
Friedensforum u.a. 

Bremerhaven: 11 Uhr, Ernst-Reuter-Platz, 
VA: Mut zum Frieden u.a._ 

Duisburg: Ostermarsch Ruhr 1. Tag, 10.30, 
Kuhtor Ecke Kuhlenwall, VA: Ostermarschko- 
mitee Ruhr_ 

Düsseldorf: Ostermarsch Rheinland, 14 Uhr, 
Friedrich-Ebert-Str. am DGB-Haus,VA: Oster- 
marsch Rheinland_ 

Ellwangen: 10 Uhr, VA: Aktionsbündnis 
Mahnwache Ellwangen 

Erbach/Michelstadt: Odenwälder Oster¬ 
marsch, 11 Uhr, Marktplatz, VA: DGB Oden- 
waldkreis u.a._ 

Gelsenkirchen: O-Ton-Festival gegen Krieg 
und Faschismus, 16 Uhr, Falkenheim, VA: 
Friedensforum Gelsenkirchen_ 

Gummersbach: 10 Uhr, Am Alten Bahnhof, 
VA: Fl Gummersbach_ 

Hannover: 11 Uhr, Kröpke, VA: Friedensbüro 
Hannover_ 

Kiel: „Krieg ist keine Lösung“, 11 Uhr, Asmus- 


Bremer-Platz, VA: Kieler Friedensforum u.a. 

Leipzig: 10 Uhr, Nikolaikirchhof, VA: Frie- 
denszentrum Leipzig_ 

Mainz: Mainz-Wiesbadener Ostermarsch, 
10.30 Uhr, HBF Mainz, VA: Ostermarsch Ini- 
tiative Mainz/Wiesbaden_ 

München: 11 Uhr, Theresienwiese, VA: 
Münchner Friedensbündnis_ 

Ohrdruf: Ostermarsch Thüringen, 10 Uhr, am 
Bahnhof, VA: Ostermarsch Thüringen_ 

Oldenburg: 11 Uhr, Lange Str./Achternstr., 
VA: Oldenburger Bündnis für Frieden_ 

Ramstein/Landstuhl: 12 Uhr, am Gedenk¬ 
stein für die Flugtagsopfer von 1988, VA: 
Friedensinitiative Westpfalz_ 

Saarbrücken: Ostermarsch Saar, 11 Uhr, Jo- 
hanneskirche, VA: Friedens-Netz-Saar 

Stuttgart: Ostermarsch BaWü, 13 Uhr, Lau- 
tenschlagerstr. (am HBF), VA: Friedensnetz 
Baden-Württemberg_ 

Traunstein: Stadtplatz, VA: Friedensinitiative 
Traunstein-Traunreut-Trostberg 


SO., 31. MÄRZ 


Essen/Bochum: Ostermarsch Ruhr 2. Tag, 
9 Uhr, Willy-Brand-Platz in Essen, VA: Oster- 
marschkomitee Ruhr_ 

Heideruh: Ostermarschaktion, 10 Uhr, VA: 
VVN-BdA u.a. 


termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 15. MÄR 


Bochum: „Stasi-Gedenkstätten rüsten 
auf“, Veranstaltung des DDR-Kabinetts 
Bochum mit Herbert Kierstein und Gotthold 
Schramm. IFAKe.V., Engelsburger Str. 168, 
19.00 Uhr. 


SA ★16. MÄR 


Dortmund: „Haarsträubend“. Die DKP 
Dortmund lädt ein zu einer Frauentagsre¬ 
vue. Kaktusfarm, Wilhemstraße 24,16.00 
Uhr_ 

Stuttgart: „Resistance, unsere Chance“ 
über den Arbeitskampf bei Aistom, Mann¬ 
heim. Clara-Zetkin-Haus, Gorch-Fock- 
Straße 26,14.00 Uhr. 


SO ★ 17. MÄR 


Bamberg: „Antworten des Parteitags 
auf die Krise“, Parteiaktivtagung der DKP 
Nordbayern. Restaurant „Tambosi“, 11.00 
Uhr bis 16.00 Uhr. 


MO ★ 18. MÄR 


Bad Kreuznach: „Weiter nach dem 20. 
Parteitag! Aber wie?“ Mitgliederversamm¬ 
lung der DKP mit Volker Metzroth, Delegier¬ 
ter des Parteitags der DKP. Wassersümpf- 
chen 23,20.00 Uhr._ 

Köln: Mitgliederversammlung der DKP- 
Köln Kalk. Naturfreundehaus Kalk, Kapel¬ 
lenstraße, 19.00 Uhr. 


Dl ★ 19. MÄR 


Recklinghausen: „Die Verbrechen der 
Deutschen Wirtschaft im Faschismus“ mit 
Uli Sander. Veranstaltung von VVN-BdA mit 
Unterstützung der Recklinghäuser Stadt¬ 
verbänden der Parteien „Die Linke“ und 
der DKP. Ladenlokal Kellerstraße 7, 19.30 
Uhr. 


Ml ★ 20. MÄR 


Dortmund: „Die Morde in der Bittermark“, 
Veranstaltung des DKP-Seniorenarbeits- 


kreises. Z, Oesterholzstraße 27,14.30 Uhr. 


DO ★ 21. MÄR 


Michelstadt: „Kapitalismus alternativlos“, 
Vortrag und Diskussion mit Professor Ge¬ 
org Fülberth. Veranstaltung der DKP. Deut¬ 
sches Haus, Bahnhofstraße 20,19.30 Uhr. 


SA ★ 23. MÄR 


Hof (Saale): Veranstaltung der DKP Hof 
mit Prof. Kurt Pätzold (Berlin) zum 80. 
Jahrestag der Machtübertragung an Hitler 
„Totenschein für eine Republik“; außerdem 
Vorstellung der gekürzten Neuauflage von 
Rudi Machts Werk „Der antifaschistische 
Widerstand in Hof“ durch Randolph Oechs¬ 
lein. Genossenschaftsheim, 14.00 Uhr. 


SO ★ 24. MÄR 


Dortmund: Erinnern an die ermordeten 
Arbeiter des Kapp-Putsches. Nordfriedhof 
(Denkmal) Eingang Osterfeldstraße, 15.00 
Uhr. 


MO ★ 25. MÄR 


Darmstadt: Mitgliederversammlung der 
DKP. LinksTreff Georg Fröba, Landgraf- 
Philipps-Anlage 32,19.30 Uhr. 


Dl ★ 26. MÄR 


Dortmund: Auswertung des 20. Parteitags, 
Mitgliederversammlung der DKP. Z, Oester¬ 
holzstraße 27,19.00 Uhr. 


DO ★ 28. MÄR 


Frankfurt: Bildungsabend der DKP Mitte 
zur Parteifrage. DGB-Jugendclub, 19.30 
Uhr. Infos über info@dkp-frankfurt.de 


FR ★ 29. MÄR 


Dortmund: Gedenkveranstaltung zu Ehren 
der ermordeten Antifaschisten am Karfrei¬ 
tag 1945. Die DKP trifft sich am Stand im 
Eingangsbereich des Rombergparks, um 
mit Fahnen und Transparenten zum Denk¬ 
mal in der Bittermark zu gehen. 14.00 Uhr. 


Ostermarschaktionen (Fortsetzung) 


MO., 1. APRIL 


Berlin: Berliner Ostermarsch, 12 Uhr, Wa¬ 
shingtonplatz, VA: Gruppen der Berliner Frie¬ 
densbewegung_ 

Bern (CH): 13 Uhr, im Eichholz an der Aare, 
VA: Ostermarsch Bern 

Bochum/Dortmund: Ostermarsch Ruhr 
2013 3. Tag, 11 Uhr, am Brühmannhaus, 
Kreyenfeldstr.,VA: Ostermarschkomitee Ruhr 

Breitenbach: 14 Uhr, Parkplatz zwischen 
Lonzig und Breitenbach, VA: Bl Kein Schuss 
im Zeitzer Forst_ 

Büchel: Ostermarsch Büchel, 14 Uhr, Gewer¬ 
begebiet Büchel, VA: Internationaler Versöh- 
nungsbund u.a._ 

Chemnitz: 10 Uhr, Chemnitzer Rathaus, VA: 
Chemnitzer Friedensgruppen 

Darmstadt/Frankfurt: Fahrraddemo nach 
Frankfurt, 10.30 Uhr, Luisenplatz, VA: Darm- 
städter Friedensforum_ 

Dolle: Ostermarsch Sachsen-Anhalt, 11 Uhr, 


Mahn- und Gedenkstätte, VA: Bl OFFENe HEI- 
De_ 

Frankfurt: Abschlusskundgebung: 13 Uhr, 
Römerberg, VA: Ostermarschbüro Hessen 

Konstanz: Internationaler Bodensee-Frie- 
densweg, 10 Uhr, Bahnhof Konstanz-Fürs- 
tenberg, VA: Forum S0S0S u.a._ 

Müllheim: 14 Uhr, Robert Schuman Kaser¬ 
ne Müllheim,VA: Friedensrat Markgräflerland 
u.a._ 

Nürnberg: 13 Uhr, Olof-Palme-Platz, VA: 
Nürnberger Friedensforum u.a. 

Offenbach/Frankfurt: 10.30 Uhr, Stadthof 
(Rathaus), VA: Fl Offenbach_ 

Sassnitz: Rügener Osterspaziergang, 10 Uhr, 
Sassnitzer Hafen, VA: Rügener Friedensbünd¬ 
nis 

Wismar: Ostermarsch, 11 Uhr, am Weiden¬ 
damm, VA: Atelier & Kreativzentrum Mücken¬ 
fisch 
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DKP- und SDAJ-Aktionen am Internationalen Frauentag 


Essen 

Das Leben ist kein Friseursalon 


Mit seinem bunten und hochpolitischen 
Programm lockte der Essener DKP- 
Frauenarbeitskreis wieder einmal etwa 
150 Menschen an, die begeistert beob¬ 
achten konnten, wie couragierte Frau¬ 
en sich solidarisieren, organisieren und 
zum Finale eine temperamentvolle De¬ 
monstration durch den Zuschauerraum 
durchführen. 

Für viele Lacher sorgten witzige Frisu¬ 
ren, Tanzeinlagen und ganz besonders 


Eine Szene aus der Matinee 


Juli 2012 im Friseursalon 

E: Ich hab auch gerade in der Zeitung 
gelesen, dass immer mehr Mütter aus¬ 
gebrannt sind und psychische Störun¬ 
gen haben, Angstzustände und Depres- 


J: Ja, oder zum Beispiel auch die Frau¬ 


en, die die Fa¬ 



milie gemanagt 
haben und 
auf die Aus¬ 
übung ihres 
Berufs ver¬ 
zichtet ha¬ 
ben. Die 
bekom¬ 
men mit 
Ende 
40 die 
Sinn¬ 
krise: 
das 


sogenannte „Empty-Nest Syndrom 
Sinnfragen und Einsamkeit machen 


Frankfurt 

Lebenswege zweier Genossinnen 


eine hervorragende Angela Merkel- 
Parodie. Natürlich kamen auch Essen 
und Trinken nicht zu kurz, es gab viele 
selbstgemachte Köstlichkeiten, die vom 
Parteivorsitzenden Patrik Köbele und 
anderen Genossinnen charmant ange- 
boten wurden. 

Es war eine rundum gelungene Mati¬ 
nee, die sicherlich für viel Optimismus 
und Kampfgeist gesorgt hat. 

Barbara Kuprat 


sich breit, tja, und dann werden sie mit 
Psychopharmaka aufgehellt, weichge¬ 
spült und funktionsfähig gehalten. Hier 
ein Stimmungsaufheiler, dort ein Schlaf¬ 
mittelchen. 

Friseurin: Und solange wir immer 
schön kuschtig sind und die Versorgung 
der Familie als unsere Lebensaufgabe 
sehen, wird sich auch nix ändern. Wir 
schlucken brav die Pillen und gucken 
Fernsehen. 

M: Für alles andere sind wir wahr¬ 
scheinlich zu ausgebrannt. Ist auch kein 
Wunder, wenn man neben dem Job auch 
noch die Kinderbetreuung privat orga¬ 
nisieren muss. 

E: Tja, da ist ja mal gut, dass wir 
Schleckerfrauen jetzt das Erzieherin- 
nen-Problem lösen sollen. 30 000 Erzie¬ 
herinnen fehlen, da kommen wir gerade 
recht. Ich bin jetzt 58 Jahre und freue 
mich schon auf die dreijährige Um¬ 
schulung. Vorsorglich mach ich schon 
Rückenschule, damit ich dann auf dem 
Bauteppich robben kann. 

Friseurin: Das hält jung. 



Krefeld 

Rote Nelken im nass-kalten Wetter 


Am 9. März lud die DKP Frankfurt 
zu einem „Erzählcafe“ in den DGB- 
Jugendclub ein. Zwei Genossinnen, 
Ellen Weber und Ruth Malkomes be¬ 
richteten über ihr Leben als Frauen in 
der Klassengesellschaft der BRD und 


Am 10. März 2013 veranstaltete die 
DKP Bremen ihre Veranstaltung zum 
Internationalen Frauentag.Rund 70 
Genossinnen und Genossen kamen 
zu dieser jährlich stattfindenden Wür¬ 
digung des Kampfes der werktätigen 
Frauen gegen Ausbeutung und Unter¬ 
drückung. 

Es war eine gelungene Veranstaltung 
mit Referat und Diskussion zur Frau¬ 


ais Kommunistinnen in FDJ, KPD und 
später DKP. Etwa 50 Besucherinnen 
verbrachten einen spannenden Nach¬ 
mittag bei Erzählung, Diskussion, Kaffe 
und Kuchen. 


enfrage und Kulturprogramm zum Mit¬ 
machen bzw. Mitsingen. 

Wichtig war es der DKP Bremen sich 
als emanzipatorische Partei zu präsen¬ 
tieren, die den Kampf um die völlige 
Gleichstellung, Selbstbestimmung und 
Befreiung der Frau als verpflichtenden 
Teil des Klassenkampfes der Arbeiter¬ 
klasse um ihre Rechte und den Sozia¬ 
lismus versteht. 


Trotz strömenden Regens stand der 
Krefelder Neumarkt am Samstagvor¬ 
mittag (09.03.) ganz im Zeichen des 
Internationalen Frauentages. An dem 
traditionellen gemeinsamen Infostand 
der demokratischen Parteien und Ver¬ 
bände, der von der DKP Linker Nie¬ 
derrhein organisiert wird, beteiligten 
sich auch in diesem Jahr wieder ne¬ 
ben der DKP, der DGB-Kreisfrauen¬ 
ausschuß, die Partei „Die Linke“ und 


Anlässlich des Internationalen Frauen¬ 
tages referierte Eva Petermann, stell¬ 
vertretende Vorsitzende des DKP- 
Bezirks Nordbayern und Mitglied des 
Parteivorstands, in Schweinfurt zum 
Thema „Sexismus und Klassenkampf“. 
Dabei machte sie deutlich, dass die 
Rechte der Frauen von diesen er¬ 
kämpft werden müssen. Gegen Sexis¬ 
mus zu sein, heiße für Kommunistin¬ 
nen auch, sich nicht auf ihren Körper 
reduzieren zu lassen und gegen gesell¬ 
schaftlich vorgezeichnete Lebenswege 
aufzubegehren. 

Petermann ging der Frage nach, wie 
das Patriarchat bei uns nachwirkt und 


die MLPD. Andere Organisationen 
hatten zum Teil noch am Morgen we¬ 
gen des schlechten Wetters abgesagt. 
Die Passantinnen wurden mit roten 
Nelken überrascht, an denen ein klei¬ 
nes Fähnchen hing „Mit solidarischen 
Grüßen zum Internationalen Frauen¬ 
tag. Überreicht durch die DKP Linker 
Niederrhein.“ 


was die Krise damit zu tun hat und wie 
Frauen als industrielle Reservearmee 
und in Minijobs ausgebeutet werden. 
Aber auch auf die Rolle der Frauen 
in der sozialistischen Revolution ging 
sie ein, aufzeigend, dass Frauen in der 
Sowjetunion an vorderster Stelle mit¬ 
gekämpft haben, als es hieß den Sozi¬ 
alismus aufzubauen bzw. ihn zu vertei¬ 
digen. 

Symbolisch überreichte der Kreisvor¬ 
sitzende der DKP Unterfranken Wolf¬ 
gang Günther, verbunden mit dem 
Dank an die Referentin, abschließend 
jeder anwesenden Frau eine rote Nelke 
und eine kleine Flasche Sekt. 



Der rote Kanal 


Ausgeschlachtet, D 2012 

Eine einzige Leiche kann in den 
USA bis zu 250.000 Dollar bringen. 
Weil im Westen kaum jemand bereit 
ist, Leichenteile zu spenden, besor¬ 
gen sich Händler Nachschub in Ost¬ 
europa. Erschütternde Dokumenta¬ 
tion über das Organgeschäft. 

Fr., 15.3., 20:15-21:00 Uhr, 3sat 

Wader Wecker Vater Land, D 2011 

Die Dokumentation erzählt humor¬ 
voll von der Annäherung zweier un¬ 
terschiedlicher Musiker-Persönlich¬ 
keiten, die mit ihren Liedern sowohl 
die 1968er-Bewegung, als auch die 
Arbeiterbewegung geprägt haben. 
Sa., 16.3., 20:15-21:45 Uhr, 3sat 

Die Welt danach, D 2012 

Kurzfilm: Die junge Wissenschaft¬ 
lerin Lisa ist verantwortlich für die 
Rückholung der Atommüll-Fässer 
im Endlager Asse II. Schon seit Jah¬ 
ren tritt Grundwasser ein, das die 
Einlagerungskammern zu zerstören 
droht und das Grundwasser radio¬ 
aktiv zu verseuchen droht. Da bringt 
eine Probebohrung das Ausmaß der 
Gefahr ans Licht. 

Sa., 16.3., 0:15-0:40 Uhr, arte 

Schwarze Nelke, S/MEX/DK 2007 

1973: Während des Putsches gegen 
Salvador Allende und der Macht¬ 
übernahme des Militärs war der 
schwedische Diplomat Edelstam 
Botschafter in Chile. Er gewähr¬ 
te Verfolgten Zutritt zur Botschaft 
und konnte ihnen Asyl in Schweden 
verschaffen. Edelstam, der als Diplo¬ 
mat (im besetzten Norwegen) Hun¬ 
derte Widerstandskämpfer und Ju¬ 
den rettete und dort den Spitznamen 
„Schwarze Nelke“ erhielt, erlebt die 
faschistischen Gräueltaten in Chile 
hautnah mit. 

Mo., 18.3., 22:50-0:20 Uhr, MDR 

So haben wir gelacht, 1 1998 

Die Geschichte zweier siziliani- 
scher Brüder, die in Turin ihr Glück 
suchen, erzählt sechs Jahre im Le¬ 
ben von Giovanni und Pietro und 
ist eine Chronik Italiens zwischen 
1958 und 1964. Ergreifendes Dra¬ 
ma von sozialen Auf- bzw. Abstieg 
in der Klassengesellschaft Italiens. 
Mo., 18.3., 3:35-5:40 Uhr, 3sat 

Lenin - Drama eines 
Diktators, D 2012 

Der Klassenfeind versucht sich an 
einer biografischen Darstellung 
von Lenins Leben. Mit aller Macht 
versucht er Lenin millionenfachen 
Mord, Despotismus und „den Sturm 
auf den Thron der Partei“ nachzu¬ 
weisen. Für alle Genossinnen mit 
zu niedrigem Blutdruck bzw. jene, 
die sich mit der reaktionären Sicht 
auf Lenin auseinandersetzen wollen 
bzw. müssen. 

Di., 19.3., 22:30-0:00 Uhr, arte 


Bremen 

Würdigung des Kampfes der 
werktätigen Frauen 



Schweinfurt 

Sexismus und Klassenkampf 


























